Satzung der
Zusatzversorgungskasse
fur die Gemeinden und Gemeindeverbande

in Wiesbaden

Stand 22.11.2022

Zusatzversorgungskasse fur die Gemeinden
und Gemeindeverbande in Wiesbaden
Welfenstralle 2

65189 Wiesbaden

Postfach 6229

65052 Wiesbaden



Inhaltsiibersicht

ERSTER TEIL: ORGANISATORISCHE VERFASSUNG DER KASSE

§ 1 Zweck und Sitz der Kasse

§ 2 Rechtsverhaltnisse der Kasse

§ 3 Verwaltung und Vertretung der Kasse

§ 4 Verwaltungsausschuss

§ 4a Ubergangsregelungen zu § 4 Abs. 2

§ 5 Verfahren des Verwaltungsausschusses
§ 6 Aufgaben des Verwaltungsausschusses
§ 7 Aufgaben des Verantwortlichen Aktuars
§ 8 Aufsichtsbehdrde

§ 9 Geschéftsjahr, Wirtschaftsplan, Rechnungslegung, Jahresabschluss
§ 10 Auflésung der Kasse

ZWEITER TEIL: VERSICHERUNGSVERHALTNISSE

Abschnitt I: Das Mitgliedsverhaltnis

§ 11 Voraussetzungen der Mitgliedschaft

§ 12 Fortsetzung von Mitgliedschaften

§ 13 Erwerb, Inhalt und Pflichten der Mitgliedschaft

§ 14 Beendigung der Mitgliedschaft sowie Ausgliederung und ihre Rechtsfolgen
§ 15 Finanzieller Ausgleich bei Ausscheiden aus dem Abrechnungsverband |
§ 15a Ausgleichsbetrag

§ 15b Vermobgensanrechnung

§ 15¢ Zuordnung von Anspriichen und Anwartschaften

§ 15d Beriicksichtigung von Personaliibertragungen

§ 15e Erstattungsmodell (mit Schlusszahlung)

§ 15f Finanzieller Ausgleich bei Ausgliederung (Teilausgleichsbetrag)

§ 15g Insolvenzsicherung

§ 15h Kosten

Abschnitt ll: Voraussetzungen und Inhalt der Versicherungsverhiltnisse

§ 16 Arten der Versicherungsverhaltnisse

1. Die Pflichtversicherung

§ 17 Begriindung der Pflichtversicherung

§ 18 Versicherungspflicht

§ 19 Ausnahmen von der Versicherungspflicht
§ 20 Ende der Versicherungspflicht

§ 21 Beitragsfreie Pflichtversicherung

§ 22 Ausbildungsverhaltnisse

§ 22a Sondervorschriften fir Mitglieder eines Parlaments

14

14

14
15
16
19
20
21
23
24
25
25
27
28
29

30

30

30

30
30
31
34
35
35
35



2. Die freiwillige Versicherung

§ 23 Freiwillige Versicherung
§ 24 (gestrichen)
§ 25 (gestrichen)
§ 26 (gestrichen)

3. Uberleitung

§ 27 Abschluss von Uberleitungsabkommen
§ 28 Einzelliberleitungen

§ 29 Gruppenuberleitung und Kassenwechsel des Arbeitgebers
DRITTER TEIL: LEISTUNGEN AUS DER PFLICHTVERSICHERUNG

Abschnitt I: Betriebsrenten

§ 30 Rentenarten

§ 31 Versicherungsfall und Rentenbeginn

§ 32 Wartezeit

§ 33 Hohe der Betriebsrente

§ 34 Versorgungspunkte

§ 34a Sonderregelung zur Berticksichtigung von Altersvorsorgezulagen in der Pflichtversicherung
§ 35 Soziale Komponenten

§ 36 Betriebsrente fur Hinterbliebene

§ 37 Anpassung der Betriebsrenten

§ 38 Neuberechnung

§ 39 Nichtzahlung und Ruhen

§ 40 Erléschen

§ 41 Abfindungen

§ 42 Rickzahlung und Beitragserstattung

§ 43 Sonderregelung flr Beschéftigte, die in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind

§ 44 Eheversorgungsausgleich

Abschnitt Il: Verfahrensvorschriften

§ 45 Leistungsantrag

§ 46 Entscheidung und Gerichtsstand

§ 47 Auszahlung

§ 48 Pflichten der Versicherten und Betriebsrentenberechtigten
§ 49 Abtretung von Ersatzanspriichen

§ 50 Abtretung und Verpfandung

§ 51 Versicherungsnachweise

§ 52 Ausschlussfristen

37

37
37
37
37

38

38
39
39

LY

41

41
41
41
42
43
44
45
46
47
47
48
49
49
52
52
53

56

56
56
57
58
59
59
60
61



VIERTER TEIL: FINANZIERUNG UND RECHNUNGSWESEN

Abschnitt I: Allgemeines

§ 53 Kassenvermogen

§ 53a Kalkulation der Umlagen und Beitrage

§ 54 Vermdgensanlage

§ 55 Getrennte Verwaltung

§ 56 Versicherungstechnische Ruckstellungen

§ 57 Verlustriicklage

§ 58 Riickstellung fiir Uberschussbeteiligung

§ 59 Deckung von Fehlbetragen

§ 59a Nachfinanzierungsbeitrag bei Ausscheiden aus dem Abrechnungsverband Il
§ 59b Nachfinanzierungsbeitrag als Einmalzahlung

§ 59¢ Zuordnung von Anspriichen und Anwartschaften

§ 59d Berticksichtigung von Personallibertragungen

§ 59e Ratierliche Nachfinanzierungsbeitrage

§ 59f Nachtragliche Neuberechnung

§ 59g Anteiliger Nachfinanzierungsbeitrag bei Ausgliederung
§ 59h Insolvenzsicherung

§ 59i Kosten

Abschnitt Il: Pflichtversicherung

§ 60 Ermittlung und Deckung des Finanzbedarfs im Abrechnungsverband |
§ 60a Ermittlung und Deckung des Finanzbedarfs im Abrechnungsverband |
§ 61 Aufwendungen fir die Pflichtversicherung

§ 62 Umlagen/Pflichtbeitrage

§ 63 Sanierungsgeld

§ 64 Zusatzbeitrage

§ 65 Falligkeit von Beitrdgen, Umlagen und Sanierungsgeldern

§ 66 Uberschussverteilung

Abschnitt lll: Freiwillige Versicherung

§ 67 Beitrage
§ 68 Uberschussverteilung

FUNFTER TEIL: UBERGANGSVORSCHRIFTEN ZUR ABLOSUNG DES BIS ZUM 31.12.2001

MARGEBENDEN LEISTUNGSRECHTS

Abschnitt I: Ubergangsregelungen fiir Rentenberechtigte

§ 69 Am 31. Dezember 2001 Versorgungsrentenberechtigte
§ 70 Am 31. Dezember 2001 Versicherungsrentenberechtigte
§ 71 Versicherte mit Rentenbeginn am 1. Januar 2002

62

62

62
62
63
63
64
65
65
66
66
68
69
70
70
71
73
73
74

75

75
77
79
80
82
84
84
84

86

86
86

87

87

87
88
89



Abschnitt Il: Ubergangsvorschriften fiir Anwartschaften der Versicherten 90

§ 72 Grundsatze 90
§ 73 Hohe der Anwartschaften fir am 31. Dezember 2001 schon und am 1. Januar 2002 noch Pflichtversicherte

91
§ 74 Hohe der Anwartschaften flir am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte 95
Abschnitt lll: Sonstiges 96
§ 75 Sterbegeld 96
§ 76 Ubergangsregelung fiir Beschaftigte oberhalb der Vergiitungsgruppe | BAT 96
§ 77 Ausnahmen von der Versicherungspflicht fir hdher versicherte Beschaftigte 97
SECHSTER TEIL: SCHLUSSVORSCHRIFTEN 98
§ 78 Ubergangsregelungen 98
§ 79 Ubergangsregelungen zu §§ 15 bis 15h 99
§ 80 In Kraft-Treten 100
SIEBTER TEIL: ANLAGEN 101

Anlage zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der Satzung der ZVK fur die Gemeinden und Gemeindeverbande in
Wiesbaden 101

Anlage zu § 15b (Vermdgensanrechnung) der Satzung der ZVK fiir die Gemeinden und Gemeindeverbande in
Wiesbaden 106

Anlage zu § 15e Erstattungsmodell (mit Schlusszahlung) der Satzung der ZVK fiir die Gemeinden und

Gemeindeverbande in Wiesbaden 107



(1)

(2)

3)

(1)

(2)

Erster Teil:

Organisatorische Verfassung der Kasse

§ 1

Zweck und Sitz der Kasse

'Die Zusatzversorgungskasse fiir die Gemeinden und Gemeindeverbande in Wiesbaden
- nachstehend Kasse genannt - hat die Aufgabe, den Beschéftigten ihrer Mitglieder eine
zusatzliche Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung zu gewahren.
2lm Rahmen der betrieblichen Altersversorgung steht die Kasse den Mitgliedern und den
Beschaftigten auch flr eine freiwillige Versicherung in Anlehnung an das Punktemodell
offen. 3Die organisatorische und technische Entwicklung oder anderweitige Beschaf-
fung, Bereithaltung sowie Nutzung der zur Erflllung dieser Aufgaben benétigten IT-Inf-

rastruktur gehért zu den wesentlichen Aufgaben der Kasse.

Das Geschaftsgebiet der Kasse umfasst das Gebiet der ehemaligen Regierungsbezirke
Wiesbaden und Montabaur nach dem Stande vom 1.1.1967.

Die Kasse hat ihren Sitz in Wiesbaden.

§2

Rechtsverhiltnisse der Kasse

'Die Kasse wird als Sonderkasse der Kommunalbeamten-Versorgungskasse Nassau
geflhrt. 2Das Kassenvermogen wird als Sondervermogen getrennt von dem sonstigen
Vermogen der Kommunalbeamten-Versorgungskasse Nassau geflhrt. 3Die Kommunal-
beamten-Versorgungskasse Nassau haftet ihrerseits nicht fir Verbindlichkeiten der

Kasse.

'Die Angelegenheiten der Kasse werden durch die Satzung geregelt. Die Satzung kann
durch Beschluss des Verwaltungsausschusses, der der Genehmigung der Aufsichtsbe-

hérden (§ 8) bedarf, gedndert werden. 3Satzungsanderungen gelten, soweit nichts



3)

(4)

(1)

(2)

(1)

anderes bestimmt wird, auch fir die bestehenden Mitgliedschaften und Versicherungs-

verhaltnisse sowie fir schon bewilligte Versicherungsleistungen.

'Die Satzung und ihre Anderungen sind im Staatsanzeiger fiir das Land Hessen und in
der Staatszeitung - Staatsanzeiger fiir Rheinland-Pfalz - zu veréffentlichen. 2Sie treten
am Tage nach der Veréffentlichung in den Staatsanzeigern in Kraft, soweit nicht ein an-
derer Zeitpunkt bestimmt wird. *Die Kasse kann Anderungen der tarifvertraglichen Best-
immungen zum Versicherungs- und Leistungsrecht auch vor Anpassung der Satzungs-

vorschriften anwenden.

Die Kasse kann Durchflhrungsvorschriften zur Satzung erlassen.

§3

Verwaltung und Vertretung der Kasse

'Die laufenden Geschéafte der Kasse flihrt die Direktorin / der Direktor der Zusatzversor-
gungskasse fir die Gemeinden und Gemeindeverbande in Wiesbaden. 2 Sie/er vertritt
die Kasse nach auBen und vor Gericht. ®Fir die Verwaltung der Kasse kann sie/er eine
standige Vertreterin oder einen stéandigen Vertreter bestellen; diese/dieser muss eine
Bedienstete oder ein Bediensteter der Kasse oder der Kommunalbeamten-Versorgungs-
kasse Nassau sein. “Die Bestellung bedarf der Zustimmung des Verwaltungsausschus-

Ses.

'Die Direktorin/der Direktor der Zusatzversorgungskasse fir die Gemeinden und Ge-
meindeverbande in Wiesbaden wird vom Verwaltungsausschuss im Einvernehmen mit
dem Verwaltungsausschuss der Kommunalbeamten-Versorgungskasse Nassau be-
stimmt. 2Die Haftung der Direktorin/des Direktors ist gemal beamtenrechtlicher Grunds-

atze auf Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit beschrankt.

§4

Verwaltungsausschuss

Fir die Kasse wird ein Verwaltungsausschuss gebildet, der Gber alle ihm durch die Sat-

zung zugewiesenen Angelegenheiten zu beschliel3en hat.
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'Der Verwaltungsausschuss besteht aus zehn Mitgliedern, die auf die Dauer von vier
Jahren von der zustandigen allgemeinen Aufsichtsbehdrde berufen werden. 2Fir jedes

Mitglied ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu berufen.

'Fiinf Mitglieder und deren Stellvertreter/innen werden aus dem Kreis der Kassenmit-
glieder auf Grund von Vorschlagen der fir das Geschaftsgebiet der Kasse zustandigen
kommunalen Spitzenverbande und des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Hessen
und funf Mitglieder und deren Stellvertreter/innen aus dem Kreis der Versicherten* auf
Grund von Vorschlagen der Gewerkschaften entsprechend der Zahl der von ihnen ver-
tretenen Versicherten berufen. ?Bedienstete der Kommunalbeamten-Versorgungskasse
Nassau und der Zusatzversorgungskasse flr die Gemeinden und Gemeindeverbande in
Wiesbaden kénnen nicht in den Verwaltungsausschuss berufen werden. *Bei Berufung
sind die verschiedenen Gruppen der Mitglieder und die einzelnen Gebiete des Ge-
schaftsbereichs angemessen zu beriicksichtigen. “Die Vorschlage sind von der Direkto-
rinf/dem Direktor der Zusatzversorgungskasse fir die Gemeinden und Gemeindever-
bande in Wiesbaden einzuholen und der zustandigen allgemeinen Aufsichtsbehdérde vor-

zulegen.

Die zustandige allgemeine Aufsichtsbehdrde kann Mitglieder oder stellvertretende Mit-
glieder des Verwaltungsausschusses, durch deren Verhalten der ordnungsmafige Gang

der Verwaltung oder das Wohl der Kasse gefahrdet wird, vorzeitig abberufen.

Ein Mitglied, das die Eigenschaft, auf Grund der es berufen worden ist, im Laufe der

Amtszeit verliert, scheidet aus dem Verwaltungsausschuss aus.

'Scheidet ein Mitglied des Verwaltungsausschusses aus irgendeinem Grunde vorzeitig
aus, wird fiir den Rest der Amtszeit ein Ersatzmitglied berufen. 2Absatz 3 gilt entspre-

chend.

'Fir die Teilnahme an den Sitzungen erhalten die Mitglieder des Verwaltungsausschus-
ses und deren Stellvertreter/innen ein Sitzungsgeld, dessen Hohe der Verwaltungsaus-
schuss festsetzt; der Beschluss bedarf der Genehmigung der zustandigen allgemeinen
Aufsichtsbehorde. 2Sie haben ferner Anspruch auf Fahrtkostenerstattung oder Wegstre-

ckenentschadigung nach dem Hessischen Reisekostengesetz.

* Versicherte in diesem Sinne sind Pflichtversicherte gem. § 2 ATV-K.



§ 4a
Ubergangsregelungen zu § 4 Abs. 2

Bis zum 30.11.2018 gilt, dass sich die Amtsperiode von vier Jahren bei einer Berufung nach

Abs. 3 wahrend der laufenden Amtsperiode entsprechend verkurzt.

(1)

(2)

3)

(4)

()

(6)

§5

Verfahren des Verwaltungsausschusses

'Die Mitglieder des Verwaltungsausschusses wahlen aus ihrer Mitte eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden und deren/dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. 2Bis zur
Wahl der/des Vorsitzenden fiihrt das an Lebensjahren alteste Mitglied des Verwaltungs-

ausschusses den Vorsitz.

'Die/der Vorsitzende verpflichtet die ibrigen Mitglieder des Verwaltungsausschusses
zur gewissenhaften Erflllung ihrer Aufgaben. 2Die Mitglieder des Verwaltungsausschus-
ses und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter haben ihre Aufgaben mit der Sorgfalt
zu erflllen, die sie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen. 3*Die Haftung ist

auf Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit beschrankt.

'Die/der Vorsitzende ladt die Mitglieder zu den Sitzungen des Verwaltungs-ausschusses
schriftlich ein und Ubersendet gleichzeitig die Tagesordnung. Tagesordnung und Zeit-
punkt der Sitzung werden von der/dem Vorsitzenden im Benehmen mit der Direkto-
rin/dem Direktor der Zusatzversorgungskasse fir die Gemeinden und Gemeindever-
bande in Wiesbaden oder bei deren/dessen Verhinderung mit ihrer/seiner standigen Ver-

treterin oder ihrem/seinem sténdigen Vertreter fur die Kassenverwaltung bestimmt.

Die/der Vorsitzende ist verpflichtet, eine Sitzung einzuberufen, wenn mindestens drei

Mitglieder des Verwaltungsausschusses es beantragen.

'Die Direktorin/der Direktor der Zusatzversorgungskasse fir die Gemeinden und Ge-
meindeverbande in Wiesbaden und ihre/seine standige Vertreterin oder ihr/sein standi-
ger Vertreter fur die Kassenverwaltung nehmen an den Sitzungen des Verwaltungsaus-
schusses ohne Stimmrecht teil. 2Sie missen jederzeit zu den Gegenstéanden der Bera-

tung gehort werden und haben auf Verlangen hiertiber Auskunft zu erteilen.

'Die Sitzungen des Verwaltungsausschusses werden von der/dem Vorsitzenden oder

ihrer/seiner Stellvertreterin oder ihrem/seinem Stellvertreter geleitet. 2Sind sowohl
9



(7)

(8)

(1)

die/der Vorsitzende als auch die/der Stellvertreter(in) an der Sitzungsteilnahme verhin-
dert, ibernimmt das an Lebensjahren alteste Verwaltungsausschussmitglied die mit der
Sitzungsvorbereitung und -leitung einhergehenden Aufgaben der/des Vorsitzenden bzw.

deren/dessen Stellvertreter(in).

'Der Verwaltungsausschuss ist beschlussfahig, wenn auf3er der/dem Vorsitzenden oder
der /dem Stellvertreter(in) fiinf Mitglieder anwesend sind. ?2Im Fall des Absatzes 6 Satz
2 gilt Satz 1 entsprechend. 3Die Beschliisse werden, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag
als abgelehnt. “Sofern kein Mitglied widerspricht, kann die/der Vorsitzende des Verwal-
tungsausschusses einen Beschluss im schriftlichen Umlaufverfahren herbeifiihren. °Im
Ubrigen regelt eine vom Verwaltungsausschuss zu beschliefiende Geschaftsordnung die

Einzelheiten des Verfahrens.

'Der/die Vorsitzende kann grundsétzlich entscheiden, dass die Sitzung des Verwal-
tungsausschusses ohne physische Prasenz als virtuelle Sitzung in Form einer Video-
oder Telefonkonferenz abgehalten wird. ?Dies gilt insbesondere bei Vorliegen einer Pan-
demie, eines Katastrophenfalles oder eines dringenden Einzelfalles, der keinen Auf-
schub duldet. *Eine Vertretung bei der Entscheidung nach Satz 1 ist gemaR § 5 Abs. 1
S.1und § 5 Abs. 6 S. 2 mdglich.

§ 6

Aufgaben des Verwaltungsausschusses

'Der Verwaltungsausschuss Uberwacht die laufende Verwaltung und beschlief3t alle

grundsatzlichen Angelegenheiten, insbesondere

a) die Neufassung und Anderung der Satzung (§ 2 Abs. 2) nebst ihrer Anlagen als
Bestandteil der Satzung,

b) die Neufassung und Anderung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen fir die
freiwillige Versicherung,

c) die Bestellung des verantwortlichen Aktuars (§ 7),

d) den Wirtschaftsplan, den Stellenplan, die Jahresabschlisse flr die Abrechnungs-
verbande | und Il sowie fur die Freiwillige Versicherung und die Entlastung der Di-
rektorin/des Direktors der Kasse (§ 9),

e) die Richtlinien fir die Vermdgensanlage (§ 54),

10



(2)

(1)

(2)

3)

(4)

f)  die Hohe des Finanzierungssatzes (§ 60 Abs. 3), die HOhe des Umlagesatzes (§ 62
Abs. 1), die Hohe der Beitrage (§ 62 Abs. 2), die Hohe des Sanierungsgeldes (§ 63),
die Héhe der Zusatzbeitrage (§ 64), die Verteilung der Uberschiisse (§§ 66 und 68)
und Uber MaRnahmen zur Deckung von Fehlbetragen (§ 59),

g) die Kundigung der Mitgliedschaft (§ 14),

h) die Hohe des Sitzungsgeldes (§ 4 Abs. 7),

i) die Auflésung der Kasse (§ 10).

2Beschliisse gemal Satz 1 Buchst. a) und i) bedirfen der Genehmigung der Aufsichts-

behorden, Beschlisse gemal Satz 1 Buchst. h) bedlrfen der Genehmigung der allge-

meinen Aufsichtsbehérde und Beschliisse gemaly Satz 1 Buchst. b) und f) der Geneh-

migung der Versicherungsaufsichtsbehoérde.

Der Verwaltungsausschuss ist beim Erlass von Durchfuhrungsvorschriften zu héren.

§7

Aufgaben des Verantwortlichen Aktuars

'Der Verantwortliche Aktuar hat jahrlich die Finanzlage der Kasse daraufhin zu tberpri-

fen, ob die dauernde Erfillbarkeit der eingegangenen Verpflichtungen der Kasse ge-

wahrleistet ist und hierGber dem Verwaltungsausschuss zu berichten. ’Er hat unter der
Bilanz zu bestatigen, dass die Deckungsruckstellungen fur die Pflichtversicherung und
die freiwillige Versicherung dem versicherungstechnischen Geschéftsplan der Kasse

entsprechen.

Sobald er bei der Erfullung der ihm obliegenden Aufgaben erkennt, dass die Vorausset-
zungen fur die Bestatigung nach Absatz 1 nicht oder nur eingeschrankt vorliegen, hat er
die Direktorin oder den Direktor, und wenn diese/r der Beanstandung nicht unverziglich

abhilft, den Verwaltungsausschuss zu unterrichten.

Er hat die Uberschisse auf der Grundlage einer versicherungstechnischen Bilanz, die
auf den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik beruht, zu ermitteln und dem

Verwaltungsausschuss Vorschlage fiir die Verwendung von Uberschissen vorzulegen.
Die Direktorin/der Direktor der Kasse ist verpflichtet, dem Verantwortlichen Aktuar samt-

liche Informationen zuganglich zu machen, die zur ordnungsgemalfen Erledigung seiner

Aufgaben gemal’ Absatz 1 bis 3 erforderlich sind.

11
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§8
Aufsichtsbehorde

Die Kasse steht unter der Aufsicht des Staates.

'Allgemeine Aufsichtsbehdrde ist das Hessische Ministerium des Innern und fiir Sport.
2Die Aufsicht wird nach den fir die Kommunalaufsicht geltenden Vorschriften gefihrt.
3Versicherungsaufsichtsbehorde ist das Hessische Ministerium fur Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Wohnen.

§9

Geschiftsjahr, Wirtschaftsplan, Rechnungslegung, Jahresabschluss

Das Geschéftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.

"Wor Beginn eines jeden Geschaftsjahres ist der Finanzbedarf der Versorgungskasse zu
ermitteln und ein Wirtschaftsplan aufzustellen. ?Dieser besteht aus dem Erfolgsplan,

dem Finanzplan, der Stellenibersicht und dem Verwaltungskostenvoranschlag.

Die Versorgungskasse flhrt ihre Rechnung nach den Regeln der kaufmannischen dop-

pelten Buchfuhrung.

'Fir den Schluss eines jeden Geschéftsjahres ist ein Jahresabschluss in sinngemafer
Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustel-
len. 2Es erfolgt eine unabhangige Prifung der gesamten Jahresrechnung. *Diese kann
von der internen Revision, durch einen Wirtschaftsprifer oder eine Wirtschaftsprifungs-
gesellschaft vorgenommen werden.*Der externe Abschlusspriifer ist der Versicherungs-

aufsichtsbehdérde unverziglich anzuzeigen.

Die Anlage des Vermdgens wird durch Richtlinien geregelt.

12
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§ 10

Auflésung der Kasse

'Die Kasse kann durch Beschluss des Verwaltungsausschusses aufgeldst werden. 2Der
Beschluss, der bei Anwesenheit aller Mitglieder bzw. deren Stellvertreter mit 2/3 Mehr-

heit gefasst werden muss, bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehdrden.

'Im Falle der Auflésung erléschen alle Versicherungen. 2Neue Versicherungen dirfen

nicht mehr begriindet oder Gbernommen werden.

"Nach der Auflésung sind zunachst alle Verbindlichkeiten der Kasse gegentber Dritten
(Nichtversicherten) zu erfiillen. 2Im Ubrigen sind zunéchst die Anspriiche der Renten-
empfanger auf Leistungen sicherzustellen und dann die Anwartschaften der bei der
Kasse versicherten Personen auf diese Leistungen abzufinden. *Aus dem restlichen
Kassenvermdgen sind die Anspriiche der vorhandenen Rentenempfanger hinsichtlich
anderer als der in Satz 2 angefiihrten Leistungsteile abzufinden. “Ein hiernach etwa noch
verbleibender Uberschuss aus dem Kassenvermogen ist gemeinnitzigen Zwecken zur

Verfligung zu stellen.

13
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Zweiter Teil:

Versicherungsverhaltnisse

Abschnitt I:

Das Mitgliedsverhiltnis

§ 11

Voraussetzungen der Mitgliedschaft

Mitglieder der Kasse konnen sein:

Mitglieder eines Mitgliedsverbandes der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver-

bande (VKA) und sonstige Arbeitgeber, soweit es sich handelt um

a)

b)

c)

d)

Gemeinden, Gemeindeverbande und die sonstigen Gebietskdrperschaften im Be-

reich des Landes, in dem die Kasse ihren Sitz hat,

Verbande dieser juristischen Personen,

sonstige Koérperschaften, selbstandige Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen

Rechts sowie ihre Verbande, wenn diese rechtsfahig sind,

Arbeitgeber, die nicht juristische Personen des 6ffentlichen Rechts sind, sofern sie

unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages Uber die zusatzliche Altersvorsorge

der Beschaftigten des offentlichen Dienstes vom 1. Marz 2002 - Altersvorsorge-TV-

Kommunal - (ATV-K) fallen, und den nach ihrem Gesellschafts- oder Vereinszweck

mafgeblichen Geschaftszweck tatsachlich ausuben,

andere Arbeitgeber, die nicht juristische Personen des offentlichen Rechts sind, so-

fern sie nach ihrem Gesellschafts- oder Vereinszweck

aa) Uberwiegend o6ffentliche Aufgaben erfiillen oder

bb) als gemeinnitzig anerkannt sind und auf sie eine juristische Person des offent-
lichen Rechts einen statutenmalig gesicherten mafigeblichen Einfluss ausubt,

die Fraktionen kommunaler Parlamente, soweit die zustandigen Koérperschaften die

Gewahrleistung ibernehmen.

Voraussetzung fur den Erwerb der Mitgliedschaft ist, dass der Arbeitgeber ein flr die

Mitglieder der in der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbande zusammenge-

schlossenen Arbeitgeberverbande geltendes Versorgungstarifrecht oder in Bezug auf

die Leistungen ein Tarifrecht wesentlich gleichen Inhalts tarifvertraglich oder allgemein

einzelarbeitsvertraglich anwendet.
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(1)

(2)

3)

(4)

Erscheint bei einem Arbeitgeber der dauernde Bestand nicht gesichert, so kbnnen zur
Regelung der sich aus einer Auflésung des Arbeitgebers ergebenden zusatzversor-
gungsrechtlichen Fragen von der Kasse weitere Bedingungen fir den Erwerb der Mit-

gliedschaft gesetzt werden.

§ 12

Fortsetzung von Mitgliedschaften

'Die Kasse kann mit einem Mitglied, bei dem die Mitgliedschaftsvoraussetzungen entfal-

len, die Fortsetzung der Mitgliedschaft vereinbaren. 2§ 11 Abs. 3 findet entsprechende
Anwendung; dabei kann auch vereinbart werden, dass das Mitglied einen Zuschlag in

Hohe von 15 v. H. der jeweiligen Umlage zahlt.

"Ist in dieser Vereinbarung vorgesehen, dass nur die in dem in der Vereinbarung festge-

legten Zeitpunkt vorhandenen pflichtversicherten Beschaftigten weiterhin zu versichern

sind, so kann die Zahlung eines Abgeltungsbetrages verlangt werden, der nach den an-

erkannten Regeln der Versicherungsmathematik gewahrleistet, dass zusammen mit den

Aufwendungen fur die Pflichtversicherung (§ 61) die Verpflichtungen aufgrund

a) der Anspriche und Anwartschaften im Sinne des § 15a Abs. 1 bis 2 und der verfall-
baren Anwartschaften aus den am Stichtag bestehenden Pflichtversicherungen so-
wie

b) der kinftigen Anspriiche und Anwartschaften aus den am Stichtag bestehenden

Pflichtversicherungen

auf Dauer erfullt sind und die Verwaltungskosten abgedeckt werden kénnen. ’Als Stich-

tag gilt der Tag des Ausscheidens; §§ 15a Abs. 3 bis 4 und § 15c gelten entsprechend.

'Im Rahmen der Vereinbarung kann vorgesehen werden, dass nach Ablauf eines De-
ckungsabschnittes die den Berechnungen nach Absatz 2 zugrunde liegenden versiche-
rungsmathematischen Annahmen unter Berlcksichtigung der zwischenzeitlichen Ent-

wicklung Uberprift werden. 2Ergeben sich Uberzahlungen, sind diese zu verrechnen;

ergeben sich Fehlbetrage, ist das Mitglied zum Ausgleich verpflichtet. *Scheidet ein Mit-
glied aus, das einen Abgeltungsbetrag ganz oder teilweise geleistet hat, so ist auf den

Ausgleichsbetrag nach § 15a der bereits geleistete Abgeltungsbetrag anzurechnen.

Die Kosten fur die erforderlichen versicherungsmathematischen Berechnungen tragt das
Mitglied.
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'Eine besondere Vereinbarung kann die Kasse auch mit einem Arbeitgeber abschlieRen,
der die Voraussetzungen des § 11 nicht erflllt und der bisher weder bei der Kasse noch
bei einer Zusatzversorgungseinrichtung, zu der Versicherungen Ubergeleitet werden,
Mitglied ist, wenn der Arbeitgeber von einem Mitglied Aufgaben und bisher pflichtversi-
cherte Beschaftigte ibernommen hat. 2Die Abséatze 1 bis 4 gelten entsprechend. 3Fir
die Berechnung des Abgeltungsbetrages im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Buchst. a sind
dem Arbeitgeber auch die Anspriiche und Anwartschaften aufgrund friherer Pflichtver-
sicherungen uber das Mitglied zuzurechnen, die dem ubernommenen Bestand zuzuord-
nen sind. *Kann nicht festgestellt werden, welche Anspriiche und Anwartschaften dem
Ubernommenen Bestand zuzuordnen sind, sind die Anwartschaften und Anspriche in
dem Verhaltnis zuzurechnen, das dem Verhaltnis der Zahl der ibernommenen Beschaf-
tigten zur Gesamtzahl der am Tag vor der Personaliibernahme Uber das Mitglied pflicht-

versicherten Beschaftigten entspricht.

§13
Erwerb, Inhalt und Pflichten der Mitgliedschaft

'Das Mitgliedsverhaltnis ist ein privatrechtliches Versicherungsverhaltnis zwischen dem

Arbeitgeber und der Kasse. ?Sein Inhalt wird durch die Vorschriften dieser Satzung be-
stimmt. 3Das Mitgliedsverhaltnis kann im Einzelfall mit Zustimmung des Verwaltungs-
ausschusses aus begrindetem Anlass auf einen bestimmten Teil der versicherungs-
pflichtigen Beschaftigten eines Mitgliedes beschrankt werden (Teilmitgliedschaft). “Eine
Teilmitgliedschaft kann auch fir eine Kérperschaft mit Sitz auRerhalb des Geschaftsge-
bietes der Kasse begriindet werden, soweit sie sich auf die Beschaftigten an einem Be-

triebsstandort des Mitgliedes im Geschaftsgebiet der Kasse bezieht.

'Die Mitgliedschaft wird durch Aufnahme begrundet; in dem Aufnahmeantrag ist anzu-
geben, in welchem Abrechnungsverband der Pflichtversicherung (§ 55) eine Mitglied-

schaft oder ob nur eine Mitgliedschaft im Abrechnungsverband der freiwilligen Versiche-
rung gewinscht wird. ’Die Kasse entscheidet tiber den Aufnahmeantrag des Arbeitge-

bers schriftlich nach pflichtgemaliem Ermessen. *In der Entscheidung ist der Zeitpunkt,

in dem die Mitgliedschaft beginnt, festzusetzen.
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'Das Mitglied ist verpflichtet, der Kasse unentgeltlich Uber alle Umstande und Verhalt-

nisse Auskunft zu erteilen, die fir den Vollzug der Vorschriften dieser Satzung von Be-

deutung sind. ’Es ist insbesondere verpflichtet,

a)

b)

d)

f)

g)

unverzuglich seine samtlichen der Versicherungspflicht unterliegenden Beschaftig-
ten bei der Kasse anzumelden und bei Wegfall der Versicherungspflicht abzumel-
den,

seinen Beschaftigten nach Ablauf jedes Kalenderjahres sowie beim Ende der Ver-
sicherung einen Versicherungsnachweis der Kasse (§ 51 Abs. 1) auszuhandigen,
seinen Beschaftigten die von der Kasse zur Verfigung gestellten Druckschriften
auszuhandigen und gegebenenfalls zu erlautern,

der Kasse jederzeit Auskunft Uber bestehende und friihere Arbeitsverhaltnisse zu
erteilen und ihr eine o6rtliche Prifung der Voraussetzungen fir die Versicherungs-
pflicht sowie der Entrichtung der Beitrdge, Umlagen und Sanierungsgelder zu ge-
statten,

bei Meldungen im elektronischen Datenaustausch die von der Kasse erlassenen
Meldevorschriften anzuwenden bzw. im Schriftverkehr mit der Kasse die von ihr her-
ausgegebenen Formblatter zu benutzen,

der Kasse mitzuteilen, wenn es als Mitglied im Abrechnungsverband | Pflichtversi-
cherte auf einen Arbeitgeber Ubertragt, der nicht Mitglied im Abrechnungsverband |
der Kasse ist (§15f Satz 1) bzw. wenn es als Mitglied im Abrechnungsverband Il
Pflichtversicherte auf einen Arbeitgeber Ubertragt, der nicht Mitglied im Abrech-
nungsverband Il der Kasse ist (§ 599),

eine Anderung seiner 6ffentlichen Aufgabenstellung, seines Anstalts-, Stiftungs-,

Gesellschafts- oder Vereinszwecks mitzuteilen.

'Das Mitglied hat der Kasse unverziiglich Veranderungen der Verhaltnisse mitzuteilen,

die gemal § 11 Voraussetzung fir die Begriindung der Mitgliedschaft waren oder auf

der Grundlage dieser Vorschrift aufgestellt wurden.?Insbesondere ist/sind mitzuteilen

1.

von Mitgliedern im Sinne des § 11 Abs. 1 Buchst. d das Ausscheiden aus dem Gel-

tungsbereich des ATV-K;

von Mitgliedern im Sinne des § 11 Abs. 1 Buchst. e

a) der Wegfall der 6ffentlichen Aufgabenerflllung,

b) derWegfall der Gemeinnitzigkeit oder der Wegfall des statutenmaRig gesicher-
ten malgeblichen Einflusses einer juristischen Person des o6ffentlichen Rechts,

c) eine Anderung der Beteiligungsverhaltnisse,

d) eine Gefahrdung des dauerhaften Bestands des Mitglieds;

von allen Mitgliedern

Umfirmierungen,

17



()

(6)

(7)

(8)

b) Anderungen der Rechtsform sowie Umwandlungen nach dem Umwandlungsgesetz
in Form von Verschmelzungen, Spaltungen (Aufspaltung, Abspaltung, Ausgliede-
rung) und Vermogensibertragungen,

c) Abweichungen von dem im kommunalen Bereich geltenden Versorgungstarifrecht,

d) Verlegungen des juristischen Sitzes,

e) die Auflésung oder Uberfiihrung in eine andere juristische Person,

f)  der Wegfall aller versicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnisse

g) das Entfallen einzelner Aufgabenbereiche und der damit verbundene Wegfall von
versicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnissen,

h) Anderungen (Fusionen, Teilausgliederungen, Teilverkaufe, Kaufe etc.), die Auswir-
kungen auf den Versichertenbestand des Mitglieds haben,

i) die Errichtung und der Wegfall von raumlich-organisatorisch abgegrenzten und
rechtlich unselbstandigen Standorten und Zweigstellen,

j) der Antrag auf Eréffnung eines Insolvenzverfahrens und eine Insolvenzeréffnung.

'Das Mitglied ist verpflichtet, die fur die Pflichtversicherung geschuldeten Beitrage, Um-
lagen und Sanierungsgelder fristgeman zu entrichten. 2Wahrend der Beschaftigung wer-
den die Beitrage zur freiwilligen Versicherung (§ 67) vom Mitglied an die Kasse abge-
fuhrt. 3Zahlungen sind mit den von der Kasse vorgegebenen Buchungsschlisseln zu

versehen.

"Nach Ablauf jedes Kalenderjahres hat das Mitglied der Kasse eine Jahresmeldung fir

die einzelnen Pflichtversicherten fur die Umlagen-, Sanierungsgeld- und Beitragsabrech-

nung zu Ubersenden. ’Die Jahresmeldung ist nach Versicherungsabschnitten zu glie-

dern, die die Berechnung der Anwartschaften ermdglichen.

'Die Meldungen zur Abrechnung der Beitrage, Umlagen und Sanierungsgelder missen
der Kasse spatestens bis zum Ende des zweiten Monats des Folgejahres zugehen. 2Die
Kasse kann diese Frist im Einzelfall verlangern. 3Fir jeden Tag, um den die Frist Uber-
schritten wird, kann die Kasse einen Betrag von 25 € - insgesamt maximal 500,00 € -
von dem Mitglied fordern. “Der pauschale Schadensersatz nach Satz 3 ist zu reduzieren,
wenn das Mitglied nachweist, dass der konkrete Schaden der Kasse geringer ist. °Sofern
der konkrete Schaden hoéher ist als der pauschale Schadensersatz nach Satz 3, bleibt
es der Kasse unbenommen ihren dartiber hinausgehenden Schaden aufgrund der ver-

spateten Meldung geltend zu machen.

Far Klagen aus dem Mitgliedschaftsverhaltnis ist ausschlieR3lich das Gericht am Sitz der

Kasse zustandig.
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§ 14

Beendigung der Mitgliedschaft sowie Ausgliederung und ihre Rechtsfolgen

'Die Mitgliedschaft endet,

a) wenn das Mitglied aufgeldst oder in eine andere juristische Person Ubergeflhrt wird,
b) durch Kindigung.

2Die Kundigung bedarf der Schriftform.

'Die Kindigung durch die Kasse ist zulassig, wenn die in oder aufgrund des § 11 fur

die Begrindung der Mitgliedschaft aufgestellten Voraussetzungen aus anderen als den

in Absatz 1 Buchst. a niedergelegten Griinden ganz oder teilweise weggefallen sind o-

der wenn ein Mitglied im Abrechnungsverband | oder im Abrechnungsverband Il (§ 55

Abs. 1a) keine/n versicherungspflichtige/n Beschaftigte/n mehr beschéftigt. 2Insbeson-

dere ist die Kiindigung durch die Kasse zulassig, wenn ein Mitglied

a) im Sinne des § 11 Abs. 1 Buchst. c) seine 6ffentliche Aufgabe, seinen Anstalts- oder
Stiftungszweck oder

b) im Sinne des § 11 Abs. 1 Buchst. d) und e) seinen Gesellschafts- oder
Vereinszweck,

in der bei Begrindung der Mitgliedschaft maf3geblichen Auspragung, eingestellt hat.
*Die Kindigung ist mit einer Frist von sechs Monaten zum Schluss eines Kalenderjah-

4 . . . . .
res auszusprechen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn eine in einer besonderen Verein-

barung nach § 12 festgelegte Voraussetzung entfallen ist.

Die Kindigung durch das Mitglied ist zum Schluss eines Kalenderjahres mit sechsmo-

natiger Frist zulassig.

'Das Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist bleibt un-
berlhrt. 2Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn das Mitglied mit der
Erflllung von Zahlungsverpflichtungen nach § 61 oder § 12 Abs. 1 S. 2 mit mehr als
drei Monaten in Verzug ist. *Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn das Mitglied sei-
ner Verpflichtung zur Anmeldung samtlicher der Versicherungspflicht unterliegenden
Beschaftigten nicht nachkommt (§ 13 Abs. 3 Satz 2 Buchst. a).

Im Falle des Ausscheidens aus dem Abrechnungsverband | richtet sich der vom aus-
geschiedenen Mitglied zu zahlende finanzielle Ausgleich nach den §§ 15 bis 15e sowie
§§ 15g und 15h.
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Im Falle des Ausscheidens aus dem Abrechnungsverband Il richtet sich der vom ausge-
schiedenen Mitglied zu zahlende Ausgleich (Nachfinanzierungsbeitrag) nach den §§ 59a
bis 59f sowie §§ 59h und 59i.

'Bei Ubertragung von Arbeitsverhaltnissen (Ausgliederung) von einem Mitglied im Ab-
rechnungsverband | zu einem Arbeitgeber, der dort nicht Mitglied ist, richtet sich der
finanzielle Ausgleich gegen das Ubertragende Mitglied nach den §§ 15f bis 15h, bei einer
Ubertragung von Arbeitsverhaltnissen von einem Mitglied im Abrechnungsverband Il zu
einem Arbeitgeber, der dort nicht Mitglied ist, nach den §§ 59g bis 59i. 2Entsprechendes
gilt fur die Begrundung von Arbeitsverhaltnissen mit bei dem Mitglied ausgeschiedenen
Pflichtversicherten aufgrund einer Vereinbarung zwischen Mitglied und dem neuen Ar-

beitgeber der Pflichtversicherten, sofern dieser nicht Mitglied der Kasse ist.

§ 15

Finanzieller Ausgleich bei Ausscheiden aus dem Abrechnungsverband |

'Im Falle des Ausscheidens aus dem Abrechnungsverband | hat das ausgeschiedene
Mitglied an die Kasse flr die auf ihr lastenden Verpflichtungen aus der Pflichtversiche-
rung einen finanziellen Ausgleich zu erbringen, den der Verantwortliche Aktuar der
Kasse durch ein versicherungsmathematisches Gutachten ermittelt. 2Diese Verpflichtun-
gen resultieren aus unverfallbaren Anwartschaften der bei der Kasse verbleibenden vor-
mals Pflichtversicherten und beitragsfrei Versicherten sowie Anspriichen der Betriebs-
rentenberechtigten oder anspruchsberechtigten Hinterbliebenen des ausgeschiedenen

Mitglieds (insgesamt: Versicherte und Betriebsrentenberechtigte).

'Der finanzielle Ausgleich ist entweder in Form des Ausgleichsbetrags (§ 15a) oder
durch Zahlung von Betragen nach dem Erstattungsmodell (§ 15€e) zu leisten. ?Das aus-
geschiedene Mitglied hat sich bis spatestens sechs Monate nach Zugang der Mitteilung
in Textform
a) Uber die Hohe des Ausgleichsbetrags und
b) der auf den maximalen Erstattungszeitraum von 20 Jahren prognostizierten Betrage
nach dem Erstattungsmodell (jahrliche Erstattungsbetrdge und Ausgleichsbetrag
am Ende des Erstattungszeitraums (Schlusszahlung))
durch Erklarung in Textform gegenlber der Kasse fir die eine oder andere Form zu
entscheiden. *Trifft das ausgeschiedene Mitglied innerhalb der Frist nach Satz 2
keine Entscheidung, gilt dies als Wahl des Ausgleichsbetrags; die Kasse wird das

Mitglied mit der Mitteilung auf diese Rechtsfolge hinweisen.
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1Zur Abschatzung der wirtschaftlichen Folgen im Falle eines kiinftigen Ausscheidens
kann das Mitglied sich jederzeit auf Grundlage eines in Textform geauflerten Verlangens
den zu einem von ihm bestimmten Stichtag voraussichtlich zu zahlenden Ausgleichsbe-
trag sowie die prognostizierten Betrdge nach dem Erstattungsmodell vom Verantwortli-
chen Aktuar der Kasse errechnen lassen; fur die Prognoseberechnung gelten die §§ 15a
bis 15e entsprechend. ?Die fiir die Berechnung erforderlichen Bestandsdaten werden

von der Kasse an den Verantwortlichen Aktuar Ubermittelt.

§ 15a
Ausgleichsbetrag

'Der Ausgleichsbetrag entspricht dem Barwert der im Zeitpunkt der Beendigung der Mit-
gliedschaft auf der Kasse lastenden Verpflichtungen aus Anspriichen und unverfallbaren
Anwartschaften der Versicherten und Betriebsrentenberechtigten des ausgeschiedenen
Mitglieds unter Beachtung der Regelungen in § 15¢ und § 15d zuzlglich einer Pauschale
zur Deckung zuklnftiger Verwaltungskosten in Hohe von 2 v.H. dieses Barwerts sowie
abzliglich des anzurechnenden Vermoégens nach § 15b und abziiglich eines gegebenen-

falls erhaltenen Uberleitungsbarwerts (vgl. § 28 Abs. 1 Satz 4).

'Fir die Ermittlung des Barwertes sind die zum Zeitpunkt der Beendigung der Mitglied-

schaft

a) bestehenden Anspriiche von Betriebsrentenberechtigten und kiinftige Anspriche
von deren Hinterbliebenen einschliellich der Anspriiche nach §§ 69 bis 71 und ru-
hender Anspriiche, soweit nicht § 55 Abs. 5 in der am 31. Dezember 2001 mafigeb-
lichen Fassung der Satzung (Satzung in der Fassung der 46. Anderung vom
22.05.2002) ' zur Anwendung kommt, und

b) bestehenden Versorgungspunkte von Versicherten aus unverfallbaren Anwart-
schaften zugrunde zu legen. ?Die bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens erworbenen
Anspriche und Anwartschaften aus allen friiheren Pflichtversicherungsverhaltnis-
sen sind bei der Bewertung der Verpflichtungen nach Abs. 1 zu bertcksichtigen.
3Bei der Feststellung des Barwerts werden die Teile der Anspriiche und Anwart-
schaften nicht bertcksichtigt, die auf den bis 31. Dezember 1977 entrichteten Bei-
tragen sowie den nach diesem Zeitpunkt geleisteten Erhéhungsbetragen und Bei-

tragen zur freiwilligen Weiterversicherung beruhen. “Bei den der Berechnung des

1 Die Satzung in der Fassung der 46. Anderung vom 22.05.2002 finden Sie auf unserem Mitgliederportal oder kann auf Anfrage iibermittelt wer-

den.
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Ausgleichsbetrags zugrunde liegenden Ansprichen und Anwartschaften bleibt der
Teil aulRer Ansatz, der durch etwaige Zusatzbeitrédge eines Mitglieds der Kasse in-

dividuell finanziert worden ist.

'Der Barwert ist unter Beachtung der Abs. 1 und 2 nach den anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik durch ein versicherungsmathematisches Gutachten vom Ver-
antwortlichen Aktuar der Kasse zu ermitteln. 2Die fiir die Berechnung erforderlichen Be-

standsdaten werden von der Kasse an den Verantwortlichen Aktuar Ubermittelt.

Alle Berechnungsparameter, die Formeln fiir die Barwertfaktoren sowie die Berech-
nungsmethode (Anwendung der Barwertfaktoren zur Bestimmung des Barwerts) erge-
ben sich aus der Anlage zu dieser Satzung mit der Uberschrift ,Anlage zu §§ 15a bzw.
59a, 59b, 59e und 59f der Satzung der ZVK flr die Gemeinden und Gemeindever-
bande in Wiesbaden®. 2Die dort festgehaltenen Berechnungsparameter zur Bestim-
mung des Barwerts sind:

a) Biometrie,

b) Renteneintrittsalter,

c) Rechnungszins,

d) Rentenanpassung,

e) Vorzeitiger Eintritt des Versicherungsfalls,

f)  Anwartschaft auf Erwerbsminderungsrente,

g) Anwartschaften auf Witwen-/Witwerrente,

h) Anwartschaft auf Waisenrente,

i) Laufende Leistungen an Waisen und

j)  Versicherungsmathematisch erforderliche Rentenabschlage wegen vorzeitigen

Renteneintritts.

'Die Kasse stellt dem ausgeschiedenen Mitglied unaufgefordert das versicherungsma-
thematische Gutachten nach Abs. 3 zur Verfiigung und fordert es in Textform auf, sich
fur eine Form des Ausgleichs nach § 15 Abs. 2 Satz 1 zu entscheiden. 2Gleichzeitig
fordert die Kasse den sich aus diesem Gutachten ergebenden Ausgleichsbetrag bei dem
ausgeschiedenen Mitglied fur den Fall an, dass dieses innerhalb der in § 15 Abs. 2 Satz
2 genannten Frist den Ausgleichsbetrag wahlt. *Der Ausgleichsbetrag ist dann innerhalb
von sechs Monaten nach Zugang der Mitteilung gemaR § 15 Abs. 2 Satz 2 zu zahlen.
“Die Kasse kann die Zahlung unter Berechnung von Zinsen auf in Textform gestellten
Antrag des ausgeschiedenen Mitglieds stunden; ein Rechtsanspruch auf eine Stundung
besteht nicht. °Die Kasse stellt dem ausgeschiedenen Mitglied auf in Textform mitgeteil-

tes Verlangen nach Zugang des in Satz 1 genannten Gutachtens die der
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Barwertberechnung zugrunde liegenden Bestandsdaten der Versicherten und Betriebs-

rentenberechtigten zum Zwecke des Abgleichs zur Verfigung.

§ 15b

Vermogensanrechnung

'Im Falle eines vorhandenen anrechenbaren Vermdgens wird dieses bei dem nach §
15a Abs. 1 zu leistenden Ausgleichsbetrag vermindernd bericksichtigt. 2Das zugunsten
des ausgeschiedenen Mitglieds ggf. anzurechnende Vermogen entspricht
a) dem Verhaltnis des Einzelverpflichtungsbarwerts, der sich flir das ausgeschiedene
Mitglied gemal den Berechnungsparametern der Anlage zu dieser Satzung mit der
Uberschrift ,Anlage zu § 15b (Vermdgensanrechnung)“ ergibt, zum (nach den glei-
chen Berechnungsparametern berechneten) Gesamtverpflichtungsbarwert aller An-
spruche und unverfallbaren Anwartschaften im Abrechnungsverband |
b) multipliziert mit dem anrechenbaren Vermoégen auf der Grundlage des gemall § 9
Abs. 4 erstellten, gepriften und durch den Verwaltungsausschuss festgestellten
Jahresabschlusses des Abrechnungsverbandes I.
3Zur Ermittlung des Einzelverpflichtungsbarwerts werden die dem ausgeschiedenen Mit-
glied gemal’ § 15a Abs. 2 zuzurechnenden Verpflichtungen aus Anspriichen und unver-
fallbaren Anwartschaften der Versicherten und Betriebsrentenberechtigten herangezo-
gen; abweichend zum Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft in § 15a gilt der Stich-
tag gemaR Satz 5. “Der Gesamtverpflichtungsbarwert des Abrechnungsverbands | ist
der Barwert zum Stichtag gemal Satz 5 der auf der Kasse lastenden Verpflichtungen
aus Anspruchen und Anwartschaften der Versicherten und Betriebsrentenberechtigten
nach § 15a Abs. 2. °Die Berechnung des Einzelverpflichtungsbarwerts, des Gesamtver-
pflichtungsbarwerts und des anrechenbaren Vermdgens erfolgt zum Stichtag 31. De-
zember des Jahres, das vor dem Beendigungszeitpunkt liegt, durch den Verantwortli-
chen Aktuar. ®Alle Berechnungsparameter, die Formeln fiir Barwertfaktoren und die Be-
rechnungsmethode sowie die Definition des anrechenbaren Vermdgens ergeben sich
aus der Anlage zu dieser Satzung mit der Uberschrift ,Anlage zu § 15b (Vermdgensan-

rechnung).

Im Falle der Berlicksichtigung von Personalibertragungen nach § 15d erfolgt eine Ver-
mdgensanrechnung in Hohe des Bruchteils nach § 15d Satz 2, der fur die Ermittlung des

Ausgleichsbetrags zur Anwendung kommt.
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(3) Im Falle einer Ausgliederung nach § 15f (Teilausgleichsbetrag) werden zur Ermittlung
des Einzelverpflichtungsbarwerts die dem ausgeschiedenen Mitglied gemaR § 15a Abs.
2 zuzurechnenden Verpflichtungen aus Ansprichen und unverfallbaren Anwartschaften
der Versicherten und Betriebsrentenberechtigten aus der Ubertragung von Arbeitsver-
haltnissen oder aus der Begrindung von Arbeitsverhaltnissen durch Vereinbarung zwi-

schen Arbeitgebern herangezogen.

(4) 'Wanhlt das ausgeschiedene Mitglied das Erstattungsmodell geman § 15e wird das an-
zurechnende Vermdgen nach Abs. 1 flr das ausgeschiedene Mitglied zu Beginn des
Erstattungszeitraums ermittelt. 2Dieser Betrag wird zum Ende des Erstattungszeitraums
mit dem Rechnungszins gemal Anlage zu dieser Satzung mit der Uberschrift ,Anlage
zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der Satzung der ZVK fir die Gemeinden und
Gemeindeverbande in Wiesbaden® verzinst und auf den Ausgleichsbetrag zum Ende
des Erstattungszeitraums im Rahmen der Schlusszahlung gemaR § 15e Abs. 4 ange-

rechnet.

§ 15¢

Zuordnung von Anspriichen und Anwartschaften

'Ist das ausgeschiedene Mitglied durch eine Ausgliederung ganz oder teilweise aus einem
anderen Mitglied des Abrechnungsverbands | (ausgliederndes Mitglied) hervorgegangen, sind
ihm auch Anspriiche und Anwartschaften aufgrund friiherer Pflichtversicherungen der seiner-
zeit ausgliedernden Mitglieder zuzurechnen. 2Kann durch das ausgeschiedene Mitglied nicht
festgestellt werden, welche der bei dem ausgliedernden Mitglied entstandenen Anspriiche und
Anwartschaften dem ausgegliederten Bereich zuzuordnen sind, werden diese dem durch Aus-
gliederung entstandenen Mitglied in dem Verhaltnis zugerechnet, das dem Verhaltnis der Zahl
der ausgegliederten Beschéaftigten zur Gesamtzahl der Beschaftigten entspricht, die am Tag
vor der Ausgliederung (iber das ausgliedernde Mitglied pflichtversichert waren. 3Fir die Hohe
der Anspriche und Anwartschaften nach Satz 2 kann die Kasse Durchschnittsbetrage errech-
nen. “Der Barwert der Verpflichtung nach Satz 2 vermindert sich um jeweils ein Zwanzigstel
fur je zwolIf der in der Zeit zwischen dem Beginn und dem Ende der Mitgliedschaft im Abrech-
nungsverband | zuriickgelegten vollen Monate. °Die Satze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn
ein Mitglied Pflichtversicherte von einem anderen Mitglied des Abrechnungsverbands | im

Wege der Ausgliederung ibernommen hat.
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§ 15d

Beriicksichtigung von Personaliibertragungen

'Der Ausgleichsbetrag vermindert sich anteilig, soweit Pflichtversicherungen der Beschaftigten
des ausgeschiedenen Mitglieds, die in den 36 Monaten vor dem Ausscheiden durchgehend
oder zeitweise bestanden haben, spatestens drei Monate nach ihrer Beendigung Uber ein an-
deres Mitglied oder mehrere andere Mitglieder, auf das oder auf die die Aufgaben des friiheren
Mitglieds Ubergegangen sind (aufnehmende Mitglieder), im Abrechnungsverband | fortgesetzt
werden. 2Der Ausgleichsbetrag ist nur in Hohe des Bruchteils zu zahlen, um den die Zahl der
Beschaftigten, deren Pflichtversicherungen fortgesetzt wurden, hinter der Zahl der Beschaftig-
ten, die am Ersten des 36. Monats vor dem Ausscheiden uUber das Mitglied versichert waren,

zuruckbleibt.

§ 15e

Erstattungsmodell (mit Schlusszahlung)

(1) 'Wanhlt das ausgeschiedene Mitglied nach § 15 Abs. 2 Satz 2 das Erstattungsmodell, hat
es Uber einen Zeitraum von maximal 20 Jahren (Erstattungszeitraum), beginnend mit
dem Zeitpunkt des Ausscheidens, an die Kasse einen jahrlichen Erstattungsbetrag in
Hohe der Aufwendungen der Kasse aus der Pflichtversicherung  nach Abs. 3 und ei-
ner jahrlichen Verwaltungskostenpauschale in Hohe von 2 v. H. des jahrlichen Erstat-
tungsbetrags zu leisten. 2Flr nach dem Ende des Erstattungszeitraums dem ausge-
schiedenen Mitglied zu diesem Zeitpunkt noch zuzurechnende Verpflichtungen ist eine

Schlusszahlung nach Abs. 4 zu erbringen.

(2) 'Mit der Mitteilung der Kasse nach § 15 Abs. 2 Satz 2 werden dem ausgeschiedenen
Mitglied die Hohe der auf den maximalen Erstattungszeitraum von 20 Jahren prognosti-
zierten Erstattungsbetrage (jahrliche prognostizierte Aufwendungen im  Sinne  von
Abs. 3 Buchst. a) sowie der prognostizierten Schlusszahlung bekannt gegeben. ?Diese
werden vom Verantwortlichen Aktuar der Kasse durch ein versicherungsmathemati-
sches Gutachten ermittelt (Erstattungsgutachten). *Die Berechnungsgrundséatze und Be-
rechnungsparameter im Rahmen der Hochrechnung ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung mit der Uberschrift "Anlage zu § 15e (Erstattungsmodell)". “Mdchte das
ausgeschiedene Mitglied einen kurzeren Erstattungszeitraum wahlen, wird ihm auf in
Textform gedulRertes Verlangen ein entsprechendes Erstattungsgutachten fir den von
ihm gewlinschten Zeitraum Uberlassen. °Dieses Verlangen kann nur innerhalb der ersten

3 Monate der in § 15 Abs. 2 Satz 2 laufenden Frist gedulRRert werden. ®Die Kasse wird
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3)

(4)

)

dem ausgeschiedenen Mitglied dann innerhalb eines Monats das entsprechende Erstat-
tungsgutachten nach Satz 4 (iberlassen. "Entscheidet sich das ausgeschiedene Mitglied
fur das Erstattungsmodell, hat es in diesem Fall bis zum Ablauf der in § 15 Abs. 2 Satz
2 genannten Frist auch mitzuteilen, ob der entsprechend dem Verlangen nach Satz 4
verkirzte oder der maximale Erstattungszeitraum zur Anwendung gelangen soll. 8Ent-
scheidet sich das Mitglied zwar flr das Erstattungsmodell, ohne jedoch eine Klarstellung
nach Satz 7 vorzunehmen, gilt der maximale Erstattungszeitraum als gewahlt; die Kasse

wird das Mitglied mit der Mitteilung nach Satz 6 auf diese Rechtsfolge hinweisen.

'Die Aufwendungen der Kasse aus der Pflichtversicherung umfassen

a) die wahrend des Erstattungszeitraums erflillten Anspriiche von Betriebsrentenbe-
rechtigten gemal § 15a Abs. 2 Satz 1 Buchst. a,

b) die wahrend des Erstattungszeitraums aufgrund von Uberleitungen an andere Kas-
sen geleisteten Zahlungen flr ehemals versicherungspflichtig Beschaftigte des aus-
geschiedenen Mitglieds und

c) den Barwert gemal’ § 15a flr ehemals versicherungspflichtig Beschaftigte des aus-
geschiedenen Mitglieds, die wahrend des Erstattungszeitraums zu einem anderen
Mitglied der Kasse wechseln; hierbei ist § 15d zu bertcksichtigen.

28§ 15a Abs. 2 Satz 4, 15¢ Satz 1 sowie 15f Satz 1 gelten entsprechend. ®Die jahrlichen

Aufwendungen vermindern sich um die in diesem Jahr erhaltenen Zahlungen fiir Uber-

leitungsannahmen flir ehemals versicherungspflichtig Beschaftigte des ausgeschiede-

nen Mitglieds.

Zum Ende des Erstattungszeitraums hat das ausgeschiedene Mitglied den Ausgleichs-
betrag gemaR § 15a mit den zu diesem Zeitpunkt maf3geblichen Berechnungsparame-
tern fir die zu diesem Zeitpunkt dem ausgeschiedenen Mitglied noch zuzurechnenden
Verpflichtungen zu zahlen (Schlusszahlung). ?Die zuzurechnenden Verpflichtungen er-
geben sich aus der Anlage zu dieser Satzung mit der Uberschrift "Anlage zu § 15e (Er-
stattungsmodell)". *Bereits geleistete Erstattungsbetrage werden hierbei nicht angerech-
net. *Flr die Vermogensanrechnung ist § 15b Abs. 4 zu beachten. SAuf Antrag des aus-
geschiedenen Mitglieds in Textform erfolgt der endgliltige finanzielle Ausgleich vor Ab-

lauf des in Abs. 1 Satz 1 festgelegten Erstattungszeitraums.

'Die laufenden jahrlichen Erstattungsbetrage nach Abs. 1 Satz 1 sind vom ausgeschie-
denen Mitglied jeweils innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung der Kasse
Uber die im Vorjahr geleisteten Aufwendungen zu zahlen. ?Die Kasse kann auf Basis des
Erstattungsgutachtens fir das laufende Jahr Vorauszahlungen gemeinsam mit der An-

forderung der jahrlichen Erstattungsbetrdge nach Satz 1 verlangen. 3Die
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(6)

(7)

(8)

Vorauszahlungen sind mit den geleisteten Aufwendungen der Kasse nach Abs. 1 Satz
1 im Folgejahr zu verrechnen. “Davon abweichend werden die Aufwendungen nach Abs.
3 Buchst. c alle 4 Jahre ab Beendigung der Mitgliedschaft durch ein versicherungsma-
thematisches Gutachten des Verantwortlichen Aktuars festgestellt; Stichtag ist der
Wechsel des ehemals versicherungspflichtig Beschéaftigten des ausgeschiedenen Mit-
glieds. °Der ermittelte Barwert dieser Aufwendungen wird bei der darauffolgenden Ab-
rechnung beriicksichtigt. ®Ist das ausgeschiedene Mitglied mit einer Zahlung mehr als 3
Monate im Verzug, ist die Kasse innerhalb eines Jahres ab diesem Zeitpunkt berechtigt,
den Erstattungszeitraum zu beenden, den sich zu diesem Zeitpunkt ergebenden Aus-
gleichsbetrag geman Abs. 4 zu ermitteln und vom ausgeschiedenen Mitglied zu erhe-
ben. 'Die Kasse fordert die sich nach Ende des Erstattungszeitraums nach Abs. 1 Satz
2 ergebende Schlusszahlung unter Beifligung der versicherungsmathematischen Be-
rechnung des Verantwortlichen Aktuars vom ausgeschiedenen Mitglied an. 8Sie ist in-
nerhalb von 3 Monaten nach Zugang der schriftlichen Zahlungsaufforderung der Kasse

zu zahlen.

Auf in Textform geauliertes Verlangen des ausgeschiedenen Mitglieds oder der Kasse
erfolgt wahrend des Erstattungszeitraums gemafl Abs. 1 fir die zu diesem Zeitpunkt
dem ausgeschiedenen Mitglied noch zuzurechnenden Verpflichtungen eine Neuberech-
nung

a) des Erstattungsgutachtens gemaf Abs. 2,

b) des (Teil-) Ausgleichsbetrags nach § 15a bzw. § 15f und eine entsprechende An-

passung des Sicherungsumfangs (§ 15g) ab dem Zeitpunkt der Neuberechnung.

In Fallen der §§ 15c Satz 2 und 15f Satz 2 findet das Erstattungsmodell keine Anwen-
dung.

§ 13 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 Buchst. d und Nr. 3 Buchst. a, b, e und j gelten fir das ausge-
schiedene Mitglied entsprechend, solange bis der finanzielle Ausgleich vollstandig er-
bracht ist.

§ 15f

Finanzieller Ausgleich bei Ausgliederung (Teilausgleichsbetrag)

'"Werden von einem Mitglied im Abrechnungsverband | Arbeitsverhaltnisse auf einen Arbeitge-

ber, der dort nicht Mitglied ist, Gbertragen oder aufgrund einer zwischen dem Mitglied und dem

anderen Arbeitgeber geschlossenen Vereinbarung von diesem Arbeitgeber Arbeitsverhalt-

nisse mit ausgeschiedenen Pflichtversicherten des Mitglieds begriindet, so ist das Mitglied
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verpflichtet, fir die ausgeschiedenen Pflichtversicherten und die dem Ubertragenen Bestand
zuzuordnenden Anspriche und Anwartschaften entweder den anteiligen Ausgleichsbetrag
nach §§ 15a bis 15d oder anteilige Betrage nach dem Erstattungsmodell gemaR § 15e zu
zahlen. ?Kann durch das ausgeschiedene Mitglied nicht festgestellt werden, welche Anspriiche
und Anwartschaften dem Ubertragenen Bestand zuzuordnen sind, gilt § 12 Abs. 5 Satz 4 ent-
sprechend. *Satz 1 und Satz 2 gelten nicht, wenn der andere Arbeitgeber eine Vereinbarung
nach § 12 Abs. 5 geschlossen hat. “Im Ubrigen gelten die Regelungen nach §§ 15 bis 15e
entsprechend.

§ 15¢
Insolvenzsicherung

'Insolvenzfahige Mitglieder kdnnen den finanziellen Ausgleich nach dem Erstattungsmodell
gemal § 15e nur dann wahlen, wenn sie mit der Entscheidung fiir das Erstattungsmodell spa-

testens bis zu dem in § 15 Abs. 2 Satz 2 genannten Zeitpunkt

a) eine unwiderrufliche Verpflichtungserklarung einer oder mehrerer juristischer Personen

des o6ffentlichen Rechts, deren Insolvenzfahigkeit durch Gesetz ausgeschlossen ist,

b)  eine unwiderrufliche Deckungszusage eines im Inland zum Geschéaftsbetrieb zugelasse-

nen Versicherungsunternehmens oder

c) eine selbstschuldnerische Bankbiirgschaft eines im Inland zum Geschéaftsbetrieb zuge-

lassenen und mit einer Institutssicherung versehenen Kreditinstituts

in Hohe des gemal § 15a berechneten Ausgleichsbetrags vorlegen. ?Die Kasse kann mit Zu-
stimmung des Verwaltungsausschusses ein anderes Sicherungsmittel zulassen; ein Rechts-
anspruch besteht nicht. 3Tritt die Insolvenzfahigkeit wahrend des Erstattungszeitraums nach §
15€ ein, hat das ausgeschiedene Mitglied unverziiglich eine Satz 1 entsprechende Absiche-
rung in Hohe des gemal § 15 a Absatz 1 berechneten Ausgleichsbetrags oder, soweit eine
Neuberechnung gemal § 15e Absatz 6 zu dem spateren Zeitpunkt erfolgt ist, des neu be-
rechneten Ausgleichsbetrags beizubringen. “Wird die Absicherung nicht vorgelegt, ist die
Kasse innerhalb eines Jahres ab diesem Zeitpunkt berechtigt, den Erstattungszeitraum zu be-
enden, den sich zu diesem Zeitpunkt ergebenden Ausgleichsbetrag gemaR § 15e Abs. 4 zu
ermitteln und vom ausgeschiedenen Mitglied zu erheben. °Das gilt nicht, wenn das ausge-

schiedene Mitglied die unterbliebene Vorlage der Absicherung nicht zu vertreten hat.
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§ 15h

Kosten

Die Kosten fur die versicherungsmathematischen Berechnungen nach
a) § 15 Abs. 3 (Prognoseberechnung),

b) § 15a Abs. 1 bis 4, §§ 15b bis 15d (Ausgleichsbetrag),

c) §15e Abs. 2, 4 und 6 (Erstattungsmodell und Neuberechnung im Auftrag des Mit-
glieds) und

d)  § 15f (Teilausgleichsbetrag)

werden dem Mitglied in Rechnung gestellt.
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Abschnitt II:
Voraussetzungen und Inhalt der Versicherungsverhiltnisse

§ 16

Arten der Versicherungsverhiltnisse

(1)  Versicherungsverhaltnisse sind
a) die Pflichtversicherung (§§ 17 bis 22) und
b) die freiwillige Versicherung (§ 23).

(2) 1Versicherungsnehmer der Pflichtversicherung ist das Mitglied. 2Versicherungsneh-

mer/in der freiwilligen Versicherung und der beitragsfreien Versicherung kann die/der
Versicherte oder das Mitglied sein. 3Bezugsberechtigte der Pflichtversicherung und der

beitragsfreien Pflichtversicherung sind die/der Versicherte und deren/dessen Hinterblie-

bene.
1. Die Pflichtversicherung

§17

Begriindung der Pflichtversicherung

'Die Pflichtversicherung entsteht, falls die Voraussetzungen der Versicherungspflicht (§§ 18

und 19) gegeben sind, mit dem Eingang der Anmeldung. ’Sie beginnt zu dem Zeitpunkt, in
dem nach den Angaben in der Anmeldung die Voraussetzungen fiir die Versicherungspflicht
eingetreten sind. *Entstehen bei der Kasse fiir dieselbe Person aufgrund mehrerer Arbeitsver-
haltnisse mehrere Pflichtversicherungen, sind diese als einheitliches Versicherungsverhaltnis

zu behandeln.

§ 18

Versicherungspflicht

(1) "Der Versicherungspflicht unterliegen — vorbehaltlich des § 19 — vom Beginn des Be-
schaftigungsverhaltnisses an Beschaftigte, wenn sie
a) das 17. Lebensjahr vollendet haben und
b) die Wartezeit (§ 32) erfiillen kénnen.
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(2)

3)

(4)

(1)

’Die Wartezeit muss bis zum Ablauf des Monats, in dem die/der Beschéftigte das ge-
setzlich festgelegte Alter zum Erreichen einer abschlagsfreien Regelaltersrente vollen-

det, erflllt werden kénnen; frihere Versicherungszeiten, die auf die Wartezeit angerech-
net werden, sind zu berlcksichtigen. 3Beschéiftigte im Sinne der Satzung sind Arbeitneh-

merinnen, Arbeithehmer und Auszubildende (vgl. § 22). ‘Der Versicherungspflicht unter-
liegen — vorbehaltlich des § 19 — auch vertretungsberechtigte Organmitglieder eines Mit-

glieds, fir die die Teilnahme an der Zusatzversorgung durch Dienstvertrag vereinbart ist.

"Wechselt eine/ein Pflichtversicherte/r von einem Mitglied zu einem anderen Arbeitge-
ber, der weder Mitglied der Kasse noch einer Zusatzversorgungseinrichtung ist, zu der
Versicherungen Ubergeleitet werden, an dem aber das Mitglied unmittelbar oder tber
ein verbundenes Unternehmen beteiligt ist, kann die Pflichtversicherung aufrechterhal-

ten werden, wenn die Pflicht zur Versicherung mit Zustimmung der Kasse, die mit Auf-

lagen versehen werden kann, arbeitsvertraglich vereinbart wird. “Im Verhaltnis zur Kasse

gilt das Mitglied weiterhin als Arbeitgeber der/des Pflichtversicherten.

Der Versicherungspflicht unterliegen unter den Voraussetzungen von Absatz 1

a) Waldarbeiter, wenn fir ihre Arbeitsverhaltnisse aufgrund Tarifvertrages oder auf-
grund eines durch den Arbeitsvertrag fur anwendbar erklarten Tarifvertrages die
Pflicht zur Versicherung besteht sowie

b) Beschéftigte, die unter den Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhaltnisse der
Beschaftigten in der Fleischuntersuchung (TV Fleischuntersuchung vom 15. Sep-
tember 2008) fallen, soweit die Beschaftigung in Betrieben erfolgt, bei denen nach

diesem Tarifvertrag Stundenentgelt zu zahlen ist.

'Der Anspruch der/des Beschéaftigten nach § 1 Abs. 2 Nr. 4, zweiter Halbsatz in Verbin-
dung mit § 1a Abs. 4 BetrAVG auf Fortfihrung der Versicherung mit eigenen Beitrdgen
in entgeltlosen Zeiten wahrend eines bestehenden Beschaftigungsverhaltnisses ist flr
die Pflichtversicherung ausgeschlossen. 2Es kann jedoch auch in diesen entgeltlosen

Zeiten eine freiwillige Versicherung abgeschlossen werden.

§19

Ausnahmen von der Versicherungspflicht

Versicherungsfrei sind Beschéftigte, die
a) bis zum Beginn der Mitgliedschaft ihres Arbeitgebers bei der Kasse oder einer an-

deren Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von § 27 Abs.1 nach einem
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b)

d)

h)

k)

Tarifvertrag, einer Ruhelohnordnung oder einer entsprechenden Bestimmung fur
den Fall der Dienstunfahigkeit oder des Erreichens einer Altersgrenze eine Anwart-
schaft oder einen Anspruch auf eine vom Arbeitgeber zu gewahrende lebenslangli-
che Versorgung und Hinterbliebenenversorgung auf der Grundlage des nach der
Regelung ruhegeldfahigen Arbeitsentgelts und der Dauer der Dienstjahre, Betriebs-
zugehdrigkeit oder dgl. haben,

eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf lebenslangliche Versorgung nach be-
amten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften oder Grundsatzen oder entsprechen-
den kirchenrechtlichen Regelungen mindestens in Hohe der beamtenrechtlichen
Mindestversorgungsbeziige haben und denen Hinterbliebenenversorgung gewahr-
leistet ist,

fur das bei dem Mitglied bestehende Arbeitsverhaltnis aufgrund gesetzlicher, tarifli-
cher oder vertraglicher Vorschrift einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung (Ver-
sorgungsanstalt der deutschen Bihnen, Versorgungsanstalt der deutschen Kulturo-
rchester, Bahnversicherungsanstalt Abteilung B oder einer gleichartigen Versor-
gungseinrichtung) angehdren mussen,

(aufgehoben),

Rente wegen Alters nach §§ 35 bis 40 bzw. §§ 235 bis 238 SGB VI als Vollrente
erhalten oder erhalten haben oder bei denen der Versicherungsfall der Betriebs-
rente wegen Alters nach § 43 Satz 2 i.V. m. § 31 oder einer entsprechenden Vor-
schrift der Satzung einer Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von § 27 Abs. 1
eingetreten ist,

eine Ubergangszahlung nach § 46 Nr. 4 TV6D BT-V (VKA) beziehungsweise eine
Ubergangsversorgung nach den tarifvertraglichen Vorgéangerregelungen erhalten,
mit Rucksicht auf ihre Zugehdrigkeit zu einem auslandischen System der sozialen
Sicherung nicht der Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung un-
terliegen und sich dort auch nicht freiwillig versichert haben,

ihre Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder einem
sonstigen Alterssicherungssystem auf ein Versorgungssystem der europaischen
Gemeinschaften oder ein Versorgungssystem einer europaischen Einrichtung (z.B.
Europaisches Patentamt, Europaisches Hochschulinstitut, Eurocontrol) Ubertragen
haben,

im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV geringfligig beschaftigt sind,

aufgrund einer Mitgliedschaft bei einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung
von der Versicherungspflicht auf ihren Antrag nach § 17 Abs. 3 Buchst. e der Sat-
zung in der am 31. Dezember 2001 maf3gebenden Fassung befreit wurden,
als Beschaftigte eines Mitglieds eines der Vereinigung der kommunalen Arbeitge-

berverbande angehdrenden Arbeitgeberverbandes nicht unter den Personenkreis
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(2)

3)

des § 1 des Tarifvertrages Uber die zusatzliche Altersvorsorge der Beschaftigten
des o6ffentlichen Dienstes — Altersvorsorge-TV-Kommunal — (ATV-K) fallen oder als
Beschéftigte eines sonstigen Mitglieds nicht unter den Personenkreis dieser Vor-
schrift fallen wirden, wenn das Mitglied diesen Tarifvertrag anwenden wirde, es sei
denn, dass die Teilnahme an der Zusatzversorgung durch den Arbeitsvertrag ver-
einbart ist,

[)  fur die Dauer ihrer freiwilligen Mitgliedschaft beim Versorgungswerk der Presse auf
ihren schriftlichen Antrag von der Pflicht zur Versicherung befreit worden sind; wird
der Antrag spatestens zwoIf Monate nach Beginn der Pflicht zur Versicherung ge-
stellt, gilt die Pflichtversicherung als nicht entstanden,

m) in einem befristeten Arbeitsverhaltnis mit einer wissenschaftlichen Tatigkeit an
Hochschulen oder Forschungseinrichtungen eingestellt werden, bisher nicht in der
Zusatzversorgung pflichtversichert waren und auf ihren Antrag vom Mitglied von
der Pflicht zur Versicherung befreit worden sind, weil sie wegen der Dauer der Be-
fristung die Wartezeit nach § 32 Abs. 1 nicht erfullen kénnen oder

n) bei einem Arbeitgeber beschaftigt sind, dessen Mitgliedschaft zur Durchfiihrung der
Entgeltumwandlung auf den Abrechnungsverband der freiwilligen Versicherung be-

schrankt ist.

Wird in den Fallen von Absatz 1 Buchst. m das Arbeitsverhaltnis verlangert oder fortge-
setzt, beginnt die Pflichtversicherung mit dem Ersten des Monats, in dem die Verlange-
rung oder Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses tber funf Jahre hinaus vereinbart wurde;
eine ruckwirkende Pflichtversicherung von Beginn des Arbeitsverhaltnisses an ist aus-

geschlossen.

'Arbeitnehmer eines Mitglieds, die nach dem bis zum 31. Dezember 1966 geltenden
Satzungsrecht von der Zusatzversicherungspflicht ausgenommen und nicht durch den
Arbeitgeber freiwillig versichert waren oder die von der Zusatzversicherung ausge-
schlossen waren oder hinsichtlich deren das Mitglied von der Pflicht zur Anmeldung be-
freit worden ist, sind fur das zum 1. Januar 1967 bestehende Arbeitsverhaltnis versiche-

rungsfrei, solange das Arbeitsverhaltnis zu den bisherigen Bedingungen bestehen bleibt.

?Andern sich die Bedingungen des Arbeitsverhaltnisses so, dass nach der am 31. De-

zember 1966 geltenden Satzung Zusatzversicherungspflicht eingetreten ware, so tritt

Versicherungspflicht ein, wenn die sonstigen Voraussetzungen erfullt sind. *Satz 1 gilt
nicht, wenn die Versicherungsfreiheit urspringlich nur darauf beruhte, dass der/die Ar-
beithnehmer/in eine fur die Zusatzversicherungspflicht malRgebende Altersgrenze noch

nicht erreicht hat.
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(4)

)

(1)

(2)

"Hat ein Arbeitgeber, dessen Mitgliedschaft bei der Kasse nach dem 31. Dezember 1966
beginnt, die Zusatzversorgung einer/eines Beschaftigten bis zum Erwerb der Mitglied-
schaft im Wege der Versicherung bei einem Lebensversicherungsunternehmen durch-
geflhrt, so ist diese/dieser Beschaftigte fur das beim Erwerb der Mitgliedschaft beste-
hende Beschaftigungsverhaltnis versicherungsfrei. 2Andern sich die Bedingungen des
Beschaftigungsverhaltnisses so, dass nach der zum Erwerb der Mitgliedschaft gultigen
Satzung Zusatzversicherungspflicht eingetreten ware, so tritt die Versicherungspflicht
ein, wenn die sonstigen Voraussetzungen erfilllt sind. 3Die Versicherungspflicht tritt —
sofern die sonstigen Voraussetzungen erflllt sind — ein, wenn die/der Beschaftigte sich
innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft ge-
genuber dem Arbeitgeber schriftlich erklart, dass sie/er an der Zusatzversicherung teil-
nehmen wolle. *Die Versicherungspflicht beginnt mit dem Ersten des auf den Antrags-

eingang folgenden Monats.

'Beschéftigte, die bei der Versorgungsanstalt der deutschen Biihnen oder der Versor-
gungsanstalt der deutschen Kulturorchester freiwillig weiterversichert sind und die des-
halb nach Absatz 1 Buchst. d in der vor dem 31.12.2015 geltenden Fassung von der
Pflicht zur Versicherung ausgenommen waren, kdnnen bei ihrem Arbeitgeber bis zum
31.12.2016 schriftlich einen Antrag auf Anmeldung zur Pflichtversicherung stellen. 2Die
Pflichtversicherung beginnt in diesem Fall am Ersten des Monats, in dem der Antrag
beim Arbeitgeber eingeht. 3Eine Nachversicherung fir zurlickliegende Zeitrdume ist
nicht moglich. “Wird bis zum 31.12.2016 kein Antrag gestellt, ist die Befreiung von der
Versicherungspflicht endgultig.

§ 20
Ende der Versicherungspflicht

Die Versicherungspflicht endet mit der Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses o-

der in dem Zeitpunkt, in dem ihre Voraussetzungen entfallen.
'Die Abmeldung von der Pflichtversicherung (§ 13 Abs. 3 Satz 2 Buchst. a) kann unter-

bleiben, wenn das Arbeitsverhaltnis unter den in § 66 Abs. 3 Satz 2 genannten Voraus-

setzungen beendet worden ist. ’Die Abmeldung ist auf den Zeitpunkt der Beendigung
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(1)

(2)

des Arbeitsverhaltnisses nachzuholen, falls der Pflichtversicherte von seinem Anspruch

auf Wiedereinstellung keinen Gebrauch macht.

Die Héhe der Anwartschaft beschrénkt sich — abgesehen von Anwartschaften aus Uber-
schissen nach Malgabe des § 66 und aus nachtraglich eingehenden Altersvorsorgezu-

lagen — auf die bis zum Ende der Beschaftigung erworbenen Versorgungspunkte.

§ 21

Beitragsfreie Pflichtversicherung

'Die Pflichtversicherung bleibt als beitragsfreie Pflichtversicherung bestehen, wenn die

Voraussetzungen fir die Versicherungspflicht entfallen sind. ’Dies gilt auch

a) bei Beendigung der Mitgliedschaft des Arbeitgebers in den Abrechnungsverbanden
| und Il oder

b) wenn der Anspruch auf Betriebsrente in den Fallen des § 40 Abs. 1 Buchst. b

erlischt.

'Die beitragsfreie Pflichtversicherung endet bei Eintritt des Versicherungsfalles, Uberlei-
tung der Pflichtversicherung auf eine andere Zusatzversorgungseinrichtung, Tod, Erl6-
schen der Anwartschaft oder bei Beginn einer erneuten Pflichtversicherung. ’Sie endet
ferner, wenn die/der Versicherte, die/der die Wartezeit nicht erfillt hat, das 69. Lebens-

jahr vollendet.

§ 22

Ausbildungsverhaltnisse

Auszubildende im Sinne der Satzung sind Auszubildende und Schilerinnen/Schler, die unter

den Tarifvertrag flr Auszubildende des 6ffentlichen Dienstes (TVAGD) vom 13. September

2005 in der jeweils geltenden Fassung fallen oder die unter diesen Tarifvertrag fielen, wenn

das Mitglied diesen Tarifvertrag anwenden wurde.

(1)

§ 22a

Sondervorschriften fur Mitglieder eines Parlaments

'Fir Pflichtversicherte, die nach § 23 Abs. 2 des Gesetzes liber die Rechtsverhaltnisse

der Mitglieder des Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz) in der gesetzlichen
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3)

Rentenversicherung oder in einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung im Sinne
des § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI nachversichert worden sind, kdnnen fur die Kalendermonate
ihrer Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag, fiur die bei bestehender Pflichtversiche-
rung Beitrdge, Umlagen und Sanierungsgelder nicht entrichtet worden sind, Beitrage,
Umlagen und Sanierungsgelder nachentrichtet werden. 2Fiir die Ermittlung der Versor-
gungspunkte sind jeweils die fir die nachversicherten Kalenderjahre malRgebenden Al-

tersfaktoren zugrunde zu legen.

'Die nachzuentrichtenden Betrage kénnen nur fiir alle in Absatz 1 genannten Monate in
einer Summe eingezahlt werden. 2Die Nachentrichtung ist ausgeschlossen, wenn der
Versicherungsfall eingetreten ist. 3Bemessungsgrundlage flr die nachzuentrichtenden
Betrage ist der monatliche Durchschnitt des Entgelts, das im Kalenderjahr vor dem Be-
ginn der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag nach § 62 Abs. 3 zusatzversorgungs-
pflichtig gewesen ware, dynamisiert entsprechend der allgemeinen Einkommenserho-
hung im 6ffentlichen Dienst. “Die nachzuentrichtenden Betrage sind fur jedes Kalender-
jahr, das auf das Kalenderjahr folgt, flr das die Betrage zu entrichten sind, mit jahrlich

3,25 v. H. zu verzinsen.

'Die Absatze 1 und 2 gelten fiir ehemalige Mitglieder des Europaischen Parlaments so-
wie fur ehemalige Mitglieder des Parlaments eines Landes, deren Rechte und Pflichten
aus dem Arbeitsverhaltnis in vollem Umfang geruht haben, entsprechend, wenn das Ge-
setz Uber die Rechtsverhaltnisse der Mitglieder dieses Parlaments eine Nachversiche-
rung im Sinne des § 23 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes vorsieht. 2Mitglieder des Par-
laments eines Landes, deren Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhaltnis nicht in
vollem Umfang ruhen, sind bei Anwendung der Satzung so zu behandeln, als ob ihre

Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhaltnis in vollem Umfang ruhten.
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2. Die freiwillige Versicherung

§ 23

Freiwillige Versicherung

Die Durchfuhrung der freiwilligen Versicherung wird in den fir den jeweiligen Vertrag

geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen geregelt.

'Die Kasse ist berechtigt, fir die freiwillige Versicherung folgende Daten aus der Pflicht-
versicherung zu erheben: Namen, Vornamen, Adresse, Geburtsdatum, Geschlecht,
Hohe des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts, Versicherungsnummer der Pflichtver-
sicherung, Berufskennziffer sowie Name, Mitgliedsnummer und Adresse des Mitglieds.
2Die Kasse kann diese Daten zur Information der/des Versicherten Uber die Leistungen
der freiwilligen Versicherung sowie flr die Erstellung unverbindlicher individueller Ange-
bote zur freiwilligen Versicherung verarbeiten und nutzen. Widerspricht die/der Versi-
cherte schriftlich gegeniber der Kasse insoweit der Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung, dirfen diese personenbezogenen Daten nicht weiter fir die freiwillige Versiche-

rung erhoben, verarbeitet und genutzt werden.

§ 24

(gestrichen)

§ 25

(gestrichen)

§ 26

(gestrichen)

37



(1)

(2)

3)

3. Uberleitung

§ 27

Abschluss von Uberleitungsabkommen

'Die Kasse kann durch Uberleitungsabkommen mit anderen Zusatzversorgungseinrich-

tungen vereinbaren, dass

a) Versicherungszeiten bei diesen Einrichtungen flr die Erflllung von Wartezeiten als
Versicherungszeiten bei der Kasse gelten,

b) die bei diesen Einrichtungen erworbenen Versorgungspunkte aus der Pflichtversi-
cherung und Anwartschaften aus der freiwilligen Versicherung nach einem Arbeit-
geberwechsel auf die neu zustandige Kasse (ibertragen werden. Die Ubertragung
von Versorgungspunkten und Anwartschaften kann bis zum Eintritt des Versor-
gungsfalles aufgeschoben werden. Versorgungspunkte nehmen an der Uber-
schussverteilung bei der annehmenden Kasse erst ab dem Zeitpunkt teil, zu dem
der versicherungsmathematische Barwert berechnet worden ist. Die weiteren Ein-

zelheiten sind in Uberleitungsabkommen zu regeln.

2Zusatzversorgungseinrichtungen im Sinne von Satz 1 sind die ordentlichen Mitglieder
der Arbeitsgemeinschaft kommunale und kirchliche Altersversorgung (AKA) e. V. - Fach-
vereinigung Zusatzversorgung - und die Versorgungsanstalt des Bundes und der Lan-

der.

Mit zwischenstaatlichen und Uberstaatlichen Einrichtungen, mit der Versorgungsanstalt
der Deutschen Bundespost, der Bahnversicherungsanstalt Abteilung B, der Versor-
gungsanstalt der deutschen Blhnen und der Versorgungsanstalt der deutschen Kultu-
rorchester kann im Rahmen von Abkommen auf der Grundlage von Gegenseitigkeit ver-
einbart werden, dass der versicherungsmathematische Barwert der vor dem Arbeitge-
berwechsel erworbenen Anwartschaften (ibertragen wird; bei einer Ubertragung an die

Kasse wird der Barwert als freiwillige Versicherung entgegengenommen.
Von sonstigen Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung kann der versiche-

rungsmathematische Barwert der bisher erworbenen Anwartschaften als freiwillige Ver-

sicherung entgegengenommen werden.
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§ 28

Einzeliiberleitungen

'Die Uberleitung mit Zusatzversorgungseinrichtungen im Sinne von § 27 Abs. 1 findet

statt

a) bei einer/einem Pflichtversicherten, deren/dessen Versicherungspflicht ohne Eintritt
des Versicherungsfalles geendet hat, mit dem Zeitpunkt der Begriindung der neu-
erlichen Pflichtversicherung,

b) bei einer/einem Pflichtversicherten, die/der aus ihrer/seiner friheren Versicherung
einen Anspruch auf Betriebsrente besitzt, mit dem Zeitpunkt der Begriindung der
neuerlichen Pflichtversicherung,

c) bei einer/einem Pflichtversicherten, die/der gleichzeitig bei einer anderen Zusatz-
versorgungseinrichtung pflichtversichert ist, wenn die Versicherungspflicht endet,

d) beieiner/einem Beschaftigten, deren/dessen Beschaftigungsverhaltnis bei dem Mit-
glied nach Erreichung eines die Versicherungspflicht ausschlie@enden Alters be-
grundet worden und die/der friiher bei einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung
pflichtversichert gewesen ist, mit dem Zeitpunkt der Begriindung des neuerlichen
Beschaftigungsverhaltnisses, wenn durch die Uberleitung die Voraussetzungen fir
die Versicherungspflicht hergestellt werden, und zwar auch dann, wenn die andere

Zusatzversorgungseinrichtung eine Betriebsrente gewahrt.
’Die Uberleitung wird nur auf Antrag der/des Versicherten, im Falle des Satzes 1 Buchst.
d der/des Beschéftigten, durchgefihrt. *Die/der Versicherte hat den Antrag bei Eintritt

der Voraussetzungen des Satzes 1 unverziglich zu stellen. “Die Einzelheiten sind in
Uberleitungsabkommen zu regeln; dabei ist der finanzielle Ausgleich der von der Kasse

Ubernommenen Anwartschaften sicherzustellen.

Renten, die eine andere Zusatzversorgungseinrichtung gewahrt hat oder gewahrt, gelten
nach Durchfiihrung der Uberleitung als von der Kasse gewéhrt; insoweit gilt auch der

Versicherungsfall, auf dem die Rentenzahlung beruht, als bei der Kasse eingetreten.

§ 29

Gruppeniiberleitung und Kassenwechsel des Arbeitgebers

'"Werden pflichtversicherte Beschaftigte eines Mitglieds an Rechts- oder Aufgabennach-
folger abgegeben, die nicht Mitglied der Kasse sind, oder werden sie von einem Mitglied
im Wege der Rechts- oder Aufgabennachfolge tibernommen, so dirfen Versicherungen

dieser Beschéftigten nur abgegeben oder tbernommen werden, wenn die Mitglieder und
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die Versicherten der Kasse wegen der fortbestehenden oder ibernommenen Verpflich-

tungen keine Nachteile erleiden. ’Satz 1 gilt bei einem Kassenwechsel eines Mitgliedes

entsprechend.
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Dritter Teil:

Leistungen aus der Pflichtversicherung

Abschnitt I:

Betriebsrenten

§ 30
Rentenarten

Die Kasse zahlt als Betriebsrenten:
a) Altersrenten flrr Versicherte,
b)  Erwerbsminderungsrenten fir Versicherte,

c) Hinterbliebenenrenten fir Witwen, Witwer und Waisen der Versicherten.

§ 31

Versicherungsfall und Rentenbeginn

"Der Versicherungsfall tritt am Ersten des Monats ein, von dem an der Anspruch auf gesetzli-

che Rente wegen Alters als Vollrente bzw. wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung
besteht. “Der Anspruch ist durch Bescheid des Tragers der gesetzlichen Rentenversicherung

nachzuweisen. “Den in der gesetzlichen Rentenversicherung Versicherten, die bei Eintritt des

Versicherungsfalles nach Satz 1 die Wartezeit nach § 32 erfillt haben, wird auf ihren schriftli-

chen Antrag von der Kasse eine Betriebsrente gezahlt. “Die Betriebsrente beginnt — vorbehalt-

lich des § 39 — mit dem Beginn der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung.

§ 32
Wartezeit

(1) 'Betriebsrenten werden erst nach Erfillung der Wartezeit von 60 Kalendermonaten ge-

wahrt. “Dabei wird jeder Kalendermonat berlicksichtigt, fir den mindestens fir einen Tag

Aufwendungen fiir die Pflichtversicherung nach § 61 Buchst. a oder b erbracht wurden.
*Bis zum 31. Dezember 2000 nach dem bisherigen Recht der Zusatzversorgung als Um-
lagemonate zu berlcksichtigende Zeiten zahlen flr die Erflillung der Wartezeit. “Fur die
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3)

(4)

(1)

(2)

3)

Erflllung der Wartezeit werden Versicherungszeiten bei Zusatzversorgungseinrichtun-

gen nach § 27 im Rahmen von Uberleitungsvereinbarungen zusammengerechnet.

'Die Wartezeit gilt als erfiillt, wenn der Versicherungsfall durch einen Arbeitsunfall ein-
getreten ist, der im Zusammenhang mit dem die Pflicht zur Versicherung begriindenden

Beschaftigungsverhaltnis steht oder wenn die/der Versicherte infolge eines solchen Ar-

beitsunfalls gestorben ist. ?Ob ein Arbeitsunfall vorgelegen hat, ist durch Bescheid des

Tragers der gesetzlichen Unfallversicherung nachzuweisen.

In den Fallen des § 7 Abs. 5 des Gesetzes Uber die Rechtsverhaltnisse der Mitglieder
des Deutschen Bundestages und entsprechender gesetzlicher Vorschriften werden Zei-
ten einer nach dem Beginn der Pflichtversicherung liegenden Mitgliedschaft im Deut-
schen Bundestag, im Europaischen Parlament oder in dem Parlament eines Landes auf

die Wartezeit angerechnet.

'Soweit die Betriebsrente auf Arbeitnehmereigenbeteiligung an Zusatz- und Pflichtbei-
tragen oder auf Altersvorsorgezulagen nach § 34 a beruht, wird auf die Wartezeit jeder
Kalendermonat vom Beginn des Beschaftigungsverhaltnisses, flr das ein Arbeitnehmer-
beitrag entrichtet worden ist, bis zum Beginn der Betriebsrente angerechnet. ?Bei Eintritt
des Versicherungsfalls der Altersrente ist fir die anteilige Betriebsrente nach Satz 1
keine Wartezeit erforderlich. *Soweit die Eigenbeteiligung der Beschaftigten nicht dem
Tarifvertrag Uber die zusatzliche Altersvorsorge der Beschaftigten des o6ffentlichen
Dienstes — Altersvorsorge-TV-Kommunal — (ATV-K) entspricht, hat das Mitglied die Uber-

steigenden Leistungen nach den Satzen 1 und 2 der Kasse zu erstatten.

§ 33

Hohe der Betriebsrente

Die monatliche Betriebsrente errechnet sich aus der Summe der bis zum Beginn der
Betriebsrente (§ 31 Satz 4) erworbenen Versorgungspunkte (§§ 34, 72 Abs. 1 Satz 2),

multipliziert mit dem Messbetrag von vier Euro.

Die Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung betragt die Halfte der Betriebs-
rente, die sich nach Absatz 1 bei voller Erwerbsminderung ergeben wirde.
Die Betriebsrente mindert sich fur jeden Monat, fir den der Zugangsfaktor nach § 77

SGB VI herabgesetzt ist, um 0,3 v. H., héchstens jedoch um insgesamt 10,8 v. H.
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§ 34

Versorgungspunkte

1Versorgungspunkte ergeben sich

a) flr das zusatzversorgungspflichtige Entgelt (§ 62),

b) flr Altersvorsorgezulagen im Sinne des Abschnitts XI EStG (§ 34a),
c) flr soziale Komponenten (§ 35) und

d) als Bonuspunkte (§ 66).

’Die Versorgungspunkte nach Satz 1 Buchst. a und b werden jeweils zum Ende des
Kalenderjahres bzw. zum Zeitpunkt der Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses

festgestellt und dem Versorgungskonto gutgeschrieben; die Feststellung und Gutschrift

der Bonuspunkte erfolgt zum Ende des folgenden Kalenderjahres. 3Versorgungspunkte
werden jeweils auf zwei Nachkommastellen gerundet; ist die dritte Nachkommastelle
eine 5 bis 9, wird dabei die zweite Nachkommstelle um 1 erhoht, sonst bleibt die zweite

Nachkommastelle unverandert.

'Die Anzahl der Versorgungspunkte fiir ein Kalenderjahr nach Absatz 1 Satz 1 Buchst.
a ergibt sich aus dem Verhaltnis eines Zwolftels des zusatzversorgungspflichtigen Jah-
resentgelts zum Referenzentgelt von 1.000 Euro, multipliziert mit dem Altersfaktor (Ab-

satz 3); dies entspricht einer Beitragsleistung von vier v. H. des zusatzversorgungspflich-

tigen Entgelts. ’Bei einer vor dem 1. Januar 2003 vereinbarten Altersteilzeit auf der
Grundlage des Altersteilzeitgesetzes werden die Versorgungspunkte nach Satz 1 mit
dem 1,8-fachen berilicksichtigt, soweit sie nicht auf Entgelten beruhen, die in voller HOhe

zustehen.

Der Altersfaktor in der Pflichtversicherung beinhaltet eine jahrliche Verzinsung von
3,25 v. H. wahrend der Anwartschaftsphase und von 5,25 v. H. wahrend des Rentenbe-
zuges und richtet sich nach der folgenden Tabelle; dabei gilt als Alter die Differenz zwi-

schen dem jeweiligen Kalenderjahr und dem Geburtsjahr:

Alter | Alters- | Alter | Alters- | Alter | Alters- | Alter | Alters-fak-
faktor faktor faktor tor
17 3,1 29 2,1 41 1,5 53 1,0
18 3,0 30 2,0 42 1,4 54 1,0
19 29 31 2,0 43 1,4 55 1,0
20 2,8 32 1,9 44 1,3 56 1,0
21 2,7 33 1,9 45 1,3 57 0,9
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22 2,6 34 1,8 46 1,3 58 0,9
23 2,5 35 1,7 47 1,2 59 0,9
24 24 36 1,7 48 1,2 60 0,9
25 24 37 1,6 49 1,2 61 0,9
26 2,3 38 1,6 50 1,1 62 0,8
27 2,2 39 1,6 51 1,1 63 0,8
28 2,2 40 1,5 52 1,1 64 0,8

und

alter

§ 34a

Sonderregelung zur Beriicksichtigung von Altersvorsorgezulagen in der
Pflichtversicherung

Altersvorsorgezulagen nach Abschnitt XI EStG, die fur individuell besteuerte Beitrage
der Pflichtversicherten gewahrt werden, werden im Abrechnungsverband | der Teilde-
ckungsrickstellung zum Aufbau eines Kapitalstocks nach § 56 Abs. 2 S 2 und im Ab-
rechnungsverband Il der fir diesen Abrechnungsverband malfigebenden Rickstellung

zugefihrt.

Die Anzahl der Versorgungspunkte fir die im jeweiligen Kalenderjahr ausgezahlte Al-
tersvorsorgezulage ergibt sich, indem die Altersvorsorgezulage durch den Regelbeitrag
von 480 Euro geteilt, mit dem Faktor 0,75 und dem in § 34 Abs. 3 festgelegten Alters-
faktor multipliziert wird; dabei gilt als Alter die Differenz zwischen dem jeweiligen Kalen-
derjahr und dem Geburtsjahr.

'Wird eine staatliche Férderung von der Zentralen Zulagenstelle fur Altersvermdgen zu-
rickgefordert, vermindert der Riickzahlungsbetrag das zur Verfiigung stehende Kapital.
2Vor dem Rentenbezug reduzieren sich die Versorgungspunkte entsprechend. 3Wah-
rend des Versorgungsbezugs reduziert sich die Betriebsrente entsprechend. “Die Kasse
kann von der Reduzierung absehen, soweit die/der Versicherte den Rickforderungsbe-

trag durch eine einmalige Sonderzahlung ausgleicht.
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§ 35

Soziale Komponenten

'Flr jeden vollen Kalendermonat, in dem das Arbeitsverhaltnis wegen einer Elternzeit
nach § 15 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes ruht, werden fir jedes Kind, fur
das ein Anspruch auf Elternzeit besteht, die Versorgungspunkte beriicksichtigt, die sich
bei einem zusatzversorgungspflichtigen Entgelt von 500 Euro in diesem Monat ergeben
wirden; es werden jedoch hochstens je Kind 36 Kalendermonate berticksichtigt. 2Beste-
hen mehrere zusatzversorgungspflichtige Arbeitsverhaltnisse im Sinne des Satzes 1 be-
stimmt die/der Pflichtversicherte, fir welches Arbeitsverhaltnis die Versorgungspunkte
nach Satz 1 berlicksichtigt werden. 3Fir die Zeit, in der das Arbeitsverhaltnis wegen der
Schutzfristen nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG ruht, werden die Versorgungs-
punkte bertcksichtigt, die sich ergeben wirden, wenn in dieser Zeit das fiktive Entgelt
nach § 21 TV&D bzw. entsprechenden tarifvertraglichen Regelungen gezahlt worden
ware. “Die Zeiten nach Satz 3 werden als Umlage-/Beitragsmonate fiir die Erflllung der

Wartezeiten bertcksichtigt.

'Bei Eintritt des Versicherungsfalles wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung vor
Vollendung des 60. Lebensjahres werden Pflichtversicherten — mit Ausnahme der bei-
tragsfrei Pflichtversicherten — fur jeweils zwdlf volle, bis zur Vollendung des 60. Lebens-
jahres fehlende Kalendermonate (Zurechnungszeit) so viele Versorgungspunkte hinzu-
gerechnet, wie dies dem Verhaltnis von durchschnittichem monatlichem zusatzversor-
gungspflichtigem Entgelt der letzten drei Kalenderjahre vor Eintritt des Versicherungs-

falles zum Referenzentgelt entspricht; bei Berechnung des durchschnittlichen Entgelts

werden Monate ohne zusatzversorgungspflichtiges Entgelt nicht berlcksichtigt. ?Ist in
diesem Zeitraum kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt angefallen, ist fir die Be-
rechnung nach Satz 1 das Entgelt zugrunde zu legen, das sich als durchschnittliches
monatliches zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im Kalenderjahr vor dem Rentenbe-
ginn ergeben hatte.

'Bei Beschaftigten, die am 1. Januar 2002 bereits 20 Jahre pflichtversichert sind, werden

fur jedes volle Kalenderjahr der Pflichtversicherung bis zum 31. Dezember 2001 min-

destens 1,84 Versorgungspunkte bertcksichtigt. ’Bei Beschaftigten, deren Gesamtbe-
schaftigungsquotient am 31. Dezember 2001 kleiner als 1,0 ist, gilt Satz 1 entsprechend
mit der MalRgabe, dass der Faktor 1,84 mit dem am 31. Dezember 2001 malRgebenden

Gesamtbeschaftigungsquotienten multipliziert wird.
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§ 36

Betriebsrente fiir Hinterbliebene

'Stirbt eine/ein Versicherte/r, die/der die Wartezeit (§ 32) erfillt hat, oder eine/ein Betriebs-
rentenberechtigte/r, hat die hinterbliebene Ehegattin/der hinterbliebene Ehegatte Anspruch
auf eine kleine oder grolte Betriebsrente fir Witwen/Witwer, wenn und solange ein An-
spruch auf Witwen-/Witwerrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung besteht oder

bestehen wirde, sofern kein Rentensplitting unter Ehegatten durchgeflhrt worden ware.

’Art (kleine/grofRe Betriebsrenten fur Witwen/Witwer), Héhe (der nach Ablauf des Sterbe-
vierteljahres mafigebende Rentenartfaktor nach § 67 Nrn. 5 und 6 und § 255 Abs. 1 SGB
VI) und Dauer des Anspruchs richten sich — soweit nachstehend keine abweichenden Re-

gelungen getroffen sind — nach den entsprechenden Bestimmungen der gesetzlichen Ren-

tenversicherung. 3Bemessungsgrundlage der Betriebsrenten fur Hinterbliebene ist jeweils
die Betriebsrente, die die/der Verstorbene bezogen hat oder hatte beanspruchen kénnen,

wenn sie/er im Zeitpunkt ihres/seines Todes wegen voller Erwerbsminderung ausgeschie-

den wére. *Die Kinder der/des Verstorbenen haben entsprechend den Satzen 1 bis 3 An-
spruch auf Betriebsrente fir Voll- oder Halbwaisen; Kinder sind die leiblichen und ange-
nommenen Kinder sowie die Pflegekinder im Sinne des § 32 Abs. 1 Nr. 2 EStG. 5Als Kinder
im Sinne des Satzes 4 gelten nur die Kinder, die nach § 32 Abs. 3, Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 bis

3 und Abs. 5 EStG berticksichtigungsfahig sind. *Der Anspruch ist durch Bescheid des

Tragers der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuweisen.

Anspruch auf Betriebsrente fir Witwen/Witwer besteht nicht, wenn die Ehe mit der/dem
Verstorbenen weniger als zwolf Monate gedauert hat, es sei denn, dass nach den beson-
deren Umstanden des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleinige
oder Uberwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe/dem Witwer eine Betriebsrente zu

verschaffen.

"Witwen-/Witwerrente und Waisenrenten diirfen zusammen den Betrag der ihrer Berech-
nung zugrunde liegenden Betriebsrente nicht Ubersteigen. 2Ergeben die Hinterbliebenen-

renten in der Summe einen héheren Betrag, werden sie anteilig gekurzt. *Erlischt eine der
anteilig gekirzten Hinterbliebenenrenten, erhdhen sich die verbleibenden Hinterbliebenen-
renten vom Beginn des folgenden Monats entsprechend, jedoch héchstens bis zum vollen

Betrag der Betriebsrente der/des Verstorbenen.

Fir einen Anspruch auf Betriebsrente flir Witwen/Witwer gelten als Heirat auch die Be-

grundung einer Lebenspartnerschaft, als Ehe auch eine Lebenspartnerschaft, als Witwe
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und Witwer auch ein/e Uberlebende/r Lebenspartner/in und als Ehegatte auch ein/e Le-

benspartner/in jeweils im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes.

§ 37

Anpassung der Betriebsrenten

Die Betriebsrenten werden jeweils zum 1. Juli — erstmals ab dem Jahr 2002 —um 1 v. H. ihres

Betrages erhoht.

(1)

(2)

3)

(4)

§ 38

Neuberechnung

Die Betriebsrente ist neu zu berechnen, wenn bei einer/einem Betriebsrentenberechtig-
ten ein neuer Versicherungsfall eintritt und seit dem Beginn der Betriebsrente aufgrund
des friiheren Versicherungsfalles zusatzliche Versorgungspunkte zu bericksichtigen

sind.

Durch die Neuberechnung wird die bisherige Betriebsrente um den Betrag erhéht, der
sich als Betriebsrente aufgrund der neu zu berlcksichtigenden Versorgungspunkte
ergibt; fur diese zusatzlichen Versorgungspunkte wird der Abschlagsfaktor nach § 33

Abs. 3 gesondert festgestellt.

Wird aus einer Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung eine Betriebsrente

wegen voller Erwerbsminderung oder wegen Alters, wird die bisher nach § 33 Abs. 2 zur

Halfte gezahlte Betriebsrente voll gezahilt. “Wird aus einer Betriebsrente wegen voller

Erwerbsminderung eine Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung, wird die bis-

her gezahlte Betriebsrente entsprechend § 33 Abs. 2 zur Halfte gezahlt. *Die Absétze 1
und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn zusatzliche Versorgungspunkte zu beriick-

sichtigen sind.

Bei Neuberechnung der Betriebsrente sind Versorgungspunkte nach § 35 Abs. 2, die
aufgrund des friheren Versicherungsfalls berticksichtigt wurden, nur noch insoweit an-
zurechnen, als sie die zusatzlichen Versorgungspunkte - ohne Bonuspunkte nach § 66
— und Versorgungspunkte aus Altersvorsorgezulagen aus der Pflichtversicherung tber-
steigen oder soweit in dem nach § 35 Abs. 2 maligebenden Zeitraum keine Pflichtversi-
cherung mehr bestanden hat.
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(%)

(1)

(2)

)

(4)

)

(6)

Fir Hinterbliebene gilt Absatz 3 Satze 1 und 2 entsprechend.

§ 39
Nichtzahlung und Ruhen

'Die Betriebsrente wird von dem Zeitpunkt an nicht gezahlt, von dem an die Rente wegen

Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 100 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung

mit § 34 Abs. 2 SGB VI endet. ’Die Betriebsrente ist auf Antrag vom Ersten des Monats
an wieder zu zahlen, flr den der/dem Rentenberechtigten die Rente wegen Alters aus
der gesetzlichen Rentenversicherung wieder geleistet wird. *Wird die Altersrente der ge-
setzlichen Rentenversicherung nach Eintritt des Versicherungsfalls (§ 31) als Teilrente

gezahlt, wird die Betriebsrente nur in Hohe eines entsprechenden Anteils gezahilt.

Ist der Versicherungsfall wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung eingetreten und
wird die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen Hinzuverdienstes nicht
oder nur zu einem Anteil gezahlt, wird auch die Betriebsrente nicht oder nur in Hohe

eines entsprechenden Anteils gezahilt.

Die Betriebsrente ruht, solange die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung

ganz oder teilweise versagt wird.

'Die Betriebsrente ruht ferner, solange die/der Berechtigte ihren/seinen Wohnsitz oder
dauernden Aufenthalt aulerhalb eines Mitgliedstaates der Europaischen Union hat und

trotz Aufforderung der Kasse keine Empfangsbevolimachtigte/keinen Empfangsbevoll-

machtigten im Inland bestellt. ’Die Kasse kann Ausnahmen zulassen.

Die Betriebsrente ruht ferner in Hohe des Betrages des fir die Zeit nach dem Beginn
der Betriebsrente gezahlten Krankengeldes aus der gesetzlichen Krankenversicherung,
soweit dieses nicht nach § 96a Abs. 3 SGB VI auf eine Rente wegen teilweiser Erwerbs-
minderung anzurechnen oder bei einer Rente wegen voller Erwerbsminderung oder ei-
ner Rente wegen Alters als Vollrente dem Trager der Krankenversicherung zu erstatten

ist.

Fur Hinterbliebene gelten die Vorschriften der gesetzlichen Rentenversicherung tGber
das Zusammentreffen von Rente und Einkommen entsprechend mit folgenden Mal3ga-

ben:
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(1)

(2)

(1)

a) Eventuelle Freibetrage sowie das Einkommen, das auf die Rente aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung angerechnet wird, bleiben unbericksichtigt.
b) Der/Dem Hinterbliebenen werden mindestens 35 v. H. der ihr/ihm nach § 36 zu-

stehenden Betriebsrente gezahilt.

§ 40

Erloschen

Der Anspruch auf Betriebsrente erlischt mit dem Ablauf des Monats,

a) in dem die/der Betriebsrentenberechtigte gestorben ist oder

b) fir den Rente nach § 43 bzw. § 240 SGB VI letztmals gezahlt worden ist oder

c) der dem Monat vorangeht, von dessen Beginn an die Zusatzversorgungseinrich-
tung, zu der die Versicherung Ubergeleitet worden ist, zur Zahlung der Betriebsrente

verpflichtet ist.

"Der Anspruch auf Betriebsrente fur Witwen/Witwer sowie Lebenspartner/innen im Sinne
des Lebenspartnerschaftsgesetzes erlischt im Ubrigen mit dem Ablauf des Monats, in
dem die Witwe/der Witwer oder der/die Hinterbliebene eingetragene Lebenspartner/in
geheiratet oder eine Lebenspartnerschaft begriindet hat. 2Fir das Wiederaufleben der
Betriebsrenten fir Witwen/Witwer sowie Lebenspartner/innen im Sinne des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes gilt § 46 Abs. 3 SGB VI entsprechend.

§ 4
Abfindungen

'Betriebsrenten aus einer Pflichtversicherung, die den Monatsbetrag nach § 3 Abs. 2
BetrAVG nicht Gberschreiten, werden abgefunden; Waisenrenten und Erwerbsminde-
rungsrenten, jedoch nur auf Antrag. 2Uberschreitet die Betriebsrente diesen Monatsbe-
trag, so kann sie auf Antrag abgefunden werden, wenn die Uberweisungskosten unver-
haltnismaRig hoch sind. 3Leistungen, die nach Entstehen des Anspruchs auf Betriebs-
rente gezahlt werden, werden auf den Abfindungsbetrag angerechnet. “Wird der Ren-
tenantrag nach Ablauf der Ausschlussfrist des § 52 Abs. 1 Satz 1 gestellt, tritt an die

Stelle des Zeitpunkts des Entstehens des Anspruchs der nach dieser Regelung
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(2)

)

mafgebende Beginn des Zweijahreszeitraums, fir den bei einer laufenden Leistung die

Betriebsrente nachzuzahlen ware.

Die Abfindung kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zugang
der Entscheidung Uber den Antrag auf Betriebsrente (§ 46 Abs. 1) beantragt werden.

Der Abfindungsbetrag in der Pflichtversicherung wird berechnet, indem die Rente, die
der/dem Berechtigten im Zeitpunkt des Entstehens des Anspruchs zustand, mit einem
in den nachstehenden Tabellen genannten, dem Lebensalter entsprechenden Faktor

vervielfacht wird.

a) Betriebsrente flr Versicherte:

Alter Faktor Alter Faktor Alter der/des | Faktor
der/des Be- der/des Berechtigten
rechtigten Berechtig- beim Entste-
beim Ent- ten beim hen des An-
stehen des Entstehen spruchs
Anspruchs des An-
spruchs
bis 20 154 41 172 62 158
21 156 42 172 63 155
22 158 43 172 64 152
23 161 44 172 65 149
24 162 45 172 66 146
25 164 46 172 67 142
26 166 47 171 68 139
27 167 48 171 69 135
28 168 49 171 70 131
29 169 50 171 71 127
30 170 51 170 72 124
31 171 52 170 73 120
32 171 53 170 74 116
33 172 54 169 75 111
34 172 55 168 76 107
35 172 56 167 77 103
36 172 57 166 78 99
37 172 58 165 79 95
38 172 59 164 80 91
39 172 60 162
40 172 61 160
b) Betriebsrente flir Witwen und Witwer:
Alter Faktor Alter der/des | Faktor | | Alter der/des | Faktor
der/des Be- Berechtigten Berechtigten
rechtigten beim Entste- beim Entste-
beim Ent- hen des An- hen des An-
stehen des spruchs spruchs
Anspruchs
20 215 51 168 82 70
21 215 52 165 83 67
22 214 53 163 84 63
23 213 54 161 85 60
24 212 55 158 86 57
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25 211 56 155 87 55
26 210 57 153 88 52
27 209 58 150 89 50
28 208 59 147 90 47
29 207 60 145 91 45
30 206 61 142 92 43
31 204 62 139 93 41
32 203 63 136 94 39
33 201 64 133 95 37
34 200 65 130 96 35
35 198 66 127 97 33
36 197 67 123 98 31
37 195 68 120 99 30
38 193 69 116 100 28
39 192 70 113 101 27
40 190 71 109 102 25
41 188 72 106 103 24
42 186 73 102 104 23
43 184 74 98 105 22
44 183 75 95 106 21
45 181 76 91 107 20
46 179 77 87 108 19
47 177 78 84 109 18
48 174 79 80 110 17
49 172 80 77

50 170 81 73

c) Betriebsrente flr Waisen:

Alter der/des | Faktor Alter der/des | Faktor

Berechtigten Berechtigten

beim Entste- beim Entste-

hen des An- hen des An-

spruchs spruchs

0 141 9 87
1 137 10 79
2 131 11 71
3 126 12 62
4 120 13 53
5 114 14 43
6 108 15 33
7 101 16 23
8 94 17 und alter 12

(4) Mit der Abfindung erléschen alle Anspriiche und Anwartschaften aus der Versicherung.

(5) Die abgefundene Betriebsrente fur Hinterbliebene gilt fir die Anwendung des § 36

Abs. 3 nicht als abgefunden.

51



§ 42

Riickzahlung und Beitragserstattung

(1) Ohne Rechtsgrund gezahlte Umlagen und Beitrdge werden ohne Zinsen zuriickgezahlt.

(2) 'Die beitragsfrei Versicherten, die die Wartezeit (§ 32) nicht erflllt haben, kénnen bis zur

Vollendung ihres 69. Lebensjahres die Erstattung der von ihnen getragenen Beitrage
beantragen. ’Der Antrag auf Beitragserstattung gilt fir alle von den Versicherten selbst
getragenen Beitrage und kann nicht widerrufen werden. °Rechte aus der Versicherung

flr Zeiten, fur die Beitrage erstattet werden, erléschen mit der Antragstellung. “Die Bei-

trage werden ohne Zinsen erstattet.

(3) 'Sterben Versicherte nach Antragstellung, aber vor Beitragserstattung, gehen die An-

spruche auf die Hinterbliebenen Uber, die betriebsrentenberechtigt waren, wenn die

Wartezeit erfiillt ware. “Mit der Zahlung an einen der Hinterbliebenen erlischt der An-

spruch der Ubrigen Berechtigten gegen die Kasse.

(4) Beitrage im Sinne dieser Vorschrift sind

a) die fur die Zeit vor dem 1. Januar 1978 entrichteten Pflichtbeitrage einschlief3lich
der Beschaftigtenanteile an den Erhdhungsbetragen,

b) Beitrage zur freiwilligen Weiterversicherung,

c) die fur die Zeit nach dem 31. Dezember 1977 entrichteten Beschéaftigtenanteile an
den Erhdéhungsbetragen,

d) die fur die Zeit nach dem 31. Dezember 1998 entsprechend dem Tarifvertrag tUber
die Versorgung der Arbeitnehmer kommunaler Verwaltungen und Betriebe
(VersTV-G) in der Fassung vom 31. Dezember 2000 oder dem Tarifvertrag Uber die
zusatzliche Altersvorsorge der Beschaftigten des 6ffentlichen Dienstes — Altersvor-
sorge-TV-Kommunal — (ATV-K) entrichteten Eigenbeteiligungen der Beschéaftigten

an der Umlage.

§43
Sonderregelung fiir Beschaftigte, die in der

gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind

"Far Beschaftigte, die in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind oder die

die Voraussetzungen fir den Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung

nicht erflllen, gelten die §§ 16 bis 42 entsprechend. ’Soweit auf Regelungen des Rechts der
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gesetzlichen Rentenversicherung Bezug genommen wird, ist die jeweilige Regelung so ent-

sprechend anzuwenden, wie dies bei unterstellter Versicherung in der gesetzlichen Renten-

versicherung der Fall ware. *Bei Anwendung des § 31 sind dabei anstelle der Versicherungs-
zeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung die Pflichtversicherungszeiten in der Zusatz-
versorgung zu beriicksichtigen. *Fir den Beginn der Betriebsrente ist bei entsprechender An-
wendung von § 31 Satz 4 der Satzung in Verbindung mit § 99 SGB VI auf den Zeitpunkt der

Antragstellung bei der Kasse abzustellen. °Die teilweise oder volle Erwerbsminderung ist
durch eine/einen von der Kasse zu bestimmende/n Fachérztin/Facharzt nachzuweisen. ‘Die

Kosten der Begutachtung tragt die/der Versicherte. "Die Betriebsrente ruht, solange sich die
Betriebsrentenberechtigten trotz Verlangens der Kasse innerhalb einer von dieser zu setzen-

den Frist nicht facharztlich untersuchen lassen oder das Ergebnis der Untersuchung der

Kasse nicht vorlegen. *Der Anspruch auf Betriebsrente erlischt mit Ablauf des Monats, der auf
den Monat folgt, in dem der/dem Berechtigten die Entscheidung der Kasse lber das Erléschen

des Anspruchs wegen Wegfalls der Erwerbsminderung zugegangen ist.

§ 44

Eheversorgungsausgleich

(1) Zum Ausgleich der nach dieser Satzung erworbenen Anrechte findet die interne Teilung

nach dem Versorgungsausgleichsgesetz sowie den nachstehenden Regelungen statt.

(2) 'Der Ausgleichswert wird in Form von Versorgungspunkten ausgewiesen. 2Die Hohe des
Ausgleichswertes wird ermittelt, indem der halftige Ehezeitanteil der ausgleichspflichti-
gen Person anhand ihrer versicherungsmathematischen Barwertfaktoren in einen Kapi-
talwert umgerechnet und nach Abzug der halftigen Teilungskosten anhand der versiche-
rungsmathematischen Barwertfaktoren der ausgleichsberechtigten Person in Versor-
gungspunkte umgerechnet wird. 3Ist fiir die ausgleichspflichtige Person ein ausgleichs-
reifer Rentenanspruch zu bericksichtigen, sind flr beide Personen die Rentenbarwert-

faktoren zugrunde zu legen; ansonsten die Anwartschaftsbarwertfaktoren.

(3) 'Wird vom Familiengericht fir die ausgleichsberechtigte Person ein Anrecht ibertragen,
erwirbt die ausgleichsberechtigte Person bezogen auf das Ende der Ehezeit ein von ei-
ner eigenen Pflichtversicherung unabhangiges Anrecht und gilt diesbeztglich mit folgen-
den Besonderheiten als beitragsfrei pflichtversichert:

a) 'Die Wartezeit nach § 32 gilt als erfillt. 2In den Fallen des § 32 Abs. 4 werden die
bis zum Ende der Ehezeit berticksichtigungsfahigen Zeiten der ausgleichspflichtigen

Person der ausgleichsberechtigten Person angerechnet.
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(4)

()

b) 'Inden Fallen des § 43 sind die Pflichtversicherungszeiten der ausgleichspflichtigen
Person zum Ende der Ehezeit zu berucksichtigten.

c) 'Die Zuteilung der Bonuspunkte kommt in Betracht, wenn die ausgleichspflichtige
Person zum Ende der Ehezeit eine Wartezeit von 120 Umlage-/Pflichtbeitragsmo-
nate erflllt hat.

2Ist der Versicherungsfall der ausgleichsberechtigten Person vor dem Ende der Ehezeit

eingetreten, gilt bezuglich des Ubertragenen Anrechts der Versicherungsfall zum Ersten

des Monats nach dem Ende der Ehezeit als eingetreten. 3Ist der Versorgungsausgleich
nach Eintritt des Versicherungsfalls der ausgleichsberechtigten Person wirksam gewor-
den, wird die Betriebsrente aus dem Ubertragenen Anrecht von dem Kalendermonat an
gezahlt, zu dessen Beginn der Versorgungsausgleich wirksam ist; § 38 Abs. 2 2. HS gilt

entsprechend.

'Ist eine Anwartschaft der ausgleichspflichtigen Person auszugleichen, wird diese zum
Ende der Ehezeit um die Versorgungspunkte gekirzt, die sich durch Umrechnung des
Ausgleichswerts anhand der versicherungsmathematischen Barwertfaktoren der aus-
gleichsberechtigten Person in einen Kapitalwert und unter Berlcksichtigung der Tei-
lungskosten anhand der versicherungsmathematischen Barwertfaktoren der ausgleichs-
pflichtigen Person ergeben. Bestand zum Ende der Ehezeit ein nicht ausgleichsreifer
Rentenanspruch, gilt bezlglich der zu kirzenden Betriebsrente der Versicherungsfall
zum Ersten des Monats nach dem Ende der Ehezeit als eingetreten; dabei wird der Ab-
schlagsfaktor nach § 33 Abs. 3 gesondert festgestellt. 3Ist ein Anspruch der ausgleichs-
pflichtigen Person auszugleichen, wird dieser zum Ende der Ehezeit um den Rentenbe-
trag gekurzt, der sich entsprechend Satz 1 ergibt. *Absatz 2 Satz 3 ist anzuwenden. °Ist
der Versorgungsausgleich nach Beginn der Rente der ausgleichspflichtigen Person wirk-
sam geworden, wird die Betriebsrente von dem Kalendermonat an vermindert, zu des-

sen Beginn der Versorgungsausgleich wirksam ist.

'Soweit der Versorgungsausgleich nach dem analogen Quasisplitting durchgefiihrt
wurde, berechnet sich der Kiirzungsbetrag, indem der Begriindungsbetrag der familien-
gerichtlichen Entscheidung durch den aktuellen Rentenwert zum gesetzlichen Ehezeit-
ende dividiert und mit dem aktuellen Rentenwert zum Rentenbeginn vervielfacht wird.
“Dieser Kirzungsbetrag wird entsprechend der Entwicklung des aktuellen Rentenwerts
angepasst. *Wurde im familiengerichtlichen Urteil in Entgeltpunkte (Ost) tenoriert, ist der
entsprechende aktuelle Rentenwert (Ost) zu verwenden. 4In den Fallen mit einem Ren-
tenbeginn vor dem 1. Februar 2018 erfolgt die Berechnung des Kirzungsbetrags den
nach Séatzen 1 bis 3 nur auf Antrag des Betriebsrentenberechtigten. °Bei einer Abfindung

errechnet sich der Abfindungsbetrag aus dem unter Berlcksichtigung des
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durchgeflihrten Versorgungsausgleichs gekiirzten Betrag der Betriebsrente. ®Dies gilt

auch dann, wenn die Betriebsrente vor der Abfindung noch ungekurzt zu zahlen war.
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(1)

(2)

(1)

(2)

3)

Abschnitt II:

Verfahrensvorschriften

§ 45

Leistungsantrag

'Die Kasse erbringt Leistungen nur auf schriftlichen Antrag. ’Dem Antrag sind die von
der Kasse geforderten Unterlagen beizufligen. *Der Antrag ist, wenn die/der Versicherte
bei oder bis zum Eintritt des Versicherungsfalls oder im Zeitpunkt ihres/seines Todes
pflichtversichert war, Uber den Arbeitgeber, bei dem sie/er zuletzt in einem versiche-

rungspflichtigen Arbeitsverhaltnis gestanden hat, bei der Kasse einzureichen.

It die/der Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei der Kasse gestellt zu haben, so
kann der Antrag nur nachgeholt werden, wenn der/dem Verstorbenen ein Anspruch auf
Gewahrung einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zugestanden und
sie/er den Antrag auf Gewahrung dieser Rente gestellt hat. ’Das Recht, den Antrag

nachzuholen, steht nur dem Uberlebenden Ehegatten sowie den Abkdmmlingen zu.

§ 46

Entscheidung und Gerichtsstand

'Die Kasse entscheidet schriftlich iiber den Antrag. *Wird eine Leistung erbracht, so sind

ihre Hohe, die Art der Berechnung und ihr Beginn anzugeben. *Wird eine Leistung ab-

gelehnt oder die Zahlung einer Betriebsrente eingestellt, so ist dies zu begriinden.

Stellt sich nachtraglich heraus, dass die Entscheidung auf unrichtigen Voraussetzungen
beruht, so kann die Kasse die unrichtige Entscheidung aufheben und eine neue Ent-

scheidung treffen.
'Anspriiche aus der Pflichtversicherung kénnen gegen die Kasse bei dem fiir deren Sitz

zustandigen Gericht geltend gemacht werden. 2Gerichtsstand ist der Sitz der Kasse in
Wiesbaden.
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(4)

(1)

(2)

3)

(4)

Falls die/der Versicherte oder Betriebsrentenberechtigte nach Beginn der Pflichtversi-
cherung ihren/seinen Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt auferhalb der Bundesre-
publik Deutschland verlegt oder der Wohnsitz oder gewoéhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt
der Klageerhebung nicht bekannt ist, ist fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag aus-

schlieRlich das Gericht am Sitz der Kasse zustandig.

§ 47

Auszahlung

1Die Betriebsrenten werden monatlich im Voraus auf ein Girokonto der Betriebsrenten-

berechtigten innerhalb eines Mitgliedstaates des Europaischen Wirtschaftsraums tber-

wiesen. “Die Kosten der Uberweisung, mit Ausnahme der Kosten fiir die Gutschrift, tragt
die Kasse; fiir Uberweisungen auf ein Konto aufRerhalb Deutschlands gilt dies nur, wenn
diese im Rahmen einer SEPA-Uberweisung erfolgen kann; hierzu teilt die/der Betriebs-
rentenberechtigte der Kasse ihre/seine internationale Kontonummer (International Bank

Account Number — IBAN) sowie die internationale Bankleitzahl des kontoflihrenden

Geldinstituts (Bank Identifer Code — BIC) mit. *Besteht der Betriebsrentenanspruch nicht
fur einen vollen Kalendermonat, wird der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum

entfallt.

'Stirbt eine/ein Betriebsrentenberechtigte/r, die/der den Leistungsantrag gestellt hat, vor

der Auszahlung, so kénnen nur der Uberlebende Ehegatte oder die Abkommlinge die
Auszahlung verlangen. *Wer den Tod der/des Betriebsrentenberechtigte/n vorsatzlich

herbeigefihrt hat, hat keinen Anspruch nach Satz 1. *Die Zahlung an einen Hinterblie-

benen bringt den Anspruch der Ubrigen Berechtigten gegen die Kasse zum Erléschen.

"Hat die/der Betriebsrentenberechtigte ihren/seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent-
halt aufRerhalb eines Mitgliedstaates der des Europaischen Wirtschaftsraums, kann die
Kasse die Zahlung der Betriebsrente davon abhangig machen, dass die/der Betriebs-
rentenberechtigte einen Empfangsbevollmachtigten im Inland benennt oder die/der Be-
triebsrentenberechtigte die Auszahlung der Betriebsrente auf ein auf ihren/seinen Na-
men lautendes Konto im Inland ermdglicht. *Ferner ist die Kasse berechtigt, die Leistun-
gen fur das laufende Kalenderjahr in einem Betrag im Dezember auszuzahlen. *Renten-
zahlungen aulRerhalb des Europaischen Wirtschaftsraumes erfolgen auf Kosten und Ge-
fahr der/des Betriebsrentenberechtigten.

Uberzahlungen kénnen von der Kasse mit kiinftigen Leistungen verrechnet werden.
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(1)

§ 48

Pflichten der Versicherten und Betriebsrentenberechtigten

"Versicherte und Betriebsrentenberechtigte sind verpflichtet, der Kasse eine Verlegung

ihres Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts sowie jede Anderung von Verhaltnissen,

die ihren Anspruch dem Grunde oder der H6he nach bertihren kénnen, unverziglich in

Textform mitzuteilen. 2Insbesondere sind mitzuteilen

1.

von allen Betriebsrentenberechtigten

a)
b)

c)

d)

e)

die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung,

die Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
der Bezug von Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen, Mutterschaftsgeld, Uber-
gangsgeld, Kurzarbeitergeld, Winterausfallgeld, Arbeitslosengeld, Insolvenz-
geld, Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Unterhaltsgeld und Verletzten-
geld,

der Bezug einer Teilrente,

die Anderung der Rentenart in der gesetzlichen Rentenversicherung, sowie

bei Betriebsrenten aus eigener Versicherung

der Wegfall der Berufsunféahigkeit oder der Erwerbsminderung und die Anderung

von voller in teilweise oder von teilweiser in volle Erwerbsminderung und die Ande-

rung der Hohe der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen Hinzu-

verdienstes,

bei Betriebsrenten fir Witwen/Witwer sowie Lebenspartner/innen im Sinne des Le-

benspartnerschaftsgesetzes

a)

b)

eine Eheschlieflung oder eine Begriindung einer Lebenspartnerschaft im Sinne
des Lebenspartnerschaftgesetzes ersetzt,

den Bezug von Alters- oder Erwerbsminderungsrenten aus eigener Versiche-
rung, Ruhegehalt oder vergleichbare Dienstbeziige aus einem &ffentlich-recht-
lichen Dienstverhaltnis, Rentenleistungen berufsstandischer Versorgungsein-
richtungen,

die Neuberechnung/Anderung der Hinterbliebenenrente in der gesetzlichen

Rentenversicherung wegen Anrechnung von Einkommen,

bei Betriebsrenten fir Waisen

das Ende der Schul- oder Berufsausbildung oder eines freiwilligen sozialen Jahres

oder der Wegfall der Unterhaltsbedurftigkeit, wenn das 18. Lebensjahr vollendet ist.
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(2)

3)

(4)

"Wersicherte und Betriebsrentenberechtigte sind ferner verpflichtet, innerhalb einer von
der Kasse zu setzenden Frist auf Anforderung Auskunfte zu erteilen sowie die erforder-
lichen Nachweise und Lebensbescheinigungen vorzulegen. ?Die Betriebsrentenberech-
tigten sind verpflichtet, ihr kontofiihrendes Geldinstitut zu beauftragen, Rentenbetrage,
die von der Kasse noch zur Auszahlung gebracht wurden, dem Betriebsrentenberech-
tigten aber infolge seines Ablebens nicht mehr zustehen, an die Kasse zurtick zu zahlen,

soweit ein Guthaben auf dem Konto vorhanden ist.

Die Kasse kann die Betriebsrente zurlickbehalten, solange der Betriebsrentenberech-
tigte seinen Verpflichtungen nach den Absatzen 1 und 2 oder seiner Verpflichtung, die

Uberleitung der Versicherung auf die Kasse zu beantragen, nicht nachkommt.
Verletzen Versicherte oder Betriebsrentenberechtigte ihre Pflichten nach dieser Vor-

schrift, kdnnen sie sich nicht auf den Wegfall der Bereicherung berufen.

§ 49

Abtretung von Ersatzanspriichen

'Steht der/dem Versicherten, der/dem Betriebsrentenberechtigten oder einer/einem an-

spruchsberechtigten Hinterbliebenen aus einem Ereignis, das die Kasse zur Gewahrung oder

Erhéhung von Leistungen verpflichtet, ein Schadenersatzanspruch gegen einen Dritten zu, so

haben die anspruchsberechtigten Personen ihre Anspriiche gegen den Dritten bis zur Héhe

des Brutto-Betrags der Betriebsrente an die Kasse abzutreten. ’Der Ubergang kann nicht zum

Nachteil der anspruchsberechtigten Personen geltend gemacht werden. 3Verweigern die an-

spruchsberechtigten Personen die Abtretung oder die Beibringung der erforderlichen Unterla-

gen, so ist die Kasse zu einer Leistung nicht verpflichtet.

§ 50
Abtretung und Verpfandung

1Ansprt’Jche auf Kassenleistungen kénnen nicht abgetreten, verpfandet oder beliehen werden.

’Dies gilt nicht fir Anspriche aus der Pflichtversicherung, die an einen Arbeitgeber, der

die/den Anspruchsberechtigte/n zur Pflichtversicherung in der Zusatzversorgung angemeldet

hat, oder an eine andere Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von § 27 Abs. 1 abgetreten
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werden. “Die Abtretungserklarung ist der Kasse mit der Abmeldung oder mit dem Antrag zu

Ubersenden.

§ 51

Versicherungsnachweise

(1) 'Pflichtversicherte erhalten jeweils nach Ablauf des Kalenderjahres bzw. bei Beendi-

gung der Pflichtversicherung einen Nachweis Uber ihre bisher insgesamt erworbene An-
wartschaft auf Betriebsrente wegen Alters nach § 33. ’Dabei werden neben der Anwart-

schaft auch die Zahl der Versorgungspunkte und der Messbetrag angegeben. *Im Falle

der Kapitaldeckung sind zusatzlich die steuerrechtlich vorgeschriebenen Angaben ent-
halten. ‘Der Nachweis wird — soweit einschlagig — mit einem Hinweis auf die Ausschluss-

fristen nach den Absatzen 2 und 3 versehen. “Wird der Nachweis im Zusammenhang
mit der Beendigung der Pflichtversicherung erbracht, wird er um den Hinweis erganzt,
dass die aufgrund der Pflichtversicherung erworbene Anwartschaft bis zum erneuten
Beginn der Pflichtversicherung bzw. bis zum Eintritt des Versicherungsfalles nicht dyna-
misiert wird, wenn die Wartezeit von 120 Umlage-/Beitragsmonaten (§§ 66 Abs. 3) nicht
erfullt ist.

(2) Die Beschaftigten kdnnen nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach
Zugang des Nachweises gegenliber dem Mitglied schriftlich beanstanden, dass die von
diesem zu entrichtenden Beitrdge oder die zu meldenden Entgelte nicht oder nicht voll-

sténdig an die Kasse abgefiihrt oder gemeldet worden sind.
(3) Beanstandungen in Bezug auf die ausgewiesenen Bonuspunkte sind innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises schriftlich unmittelbar

gegenulber der Kasse zu erheben.

(4) Nach Ablauf der Ausschlussfrist kdnnen keine Anspriiche mehr geltend gemacht wer-

den.
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(1)

(2)

3)

§ 52

Ausschlussfristen

1Der Anspruch auf Betriebsrente fir einen Zeitraum, der mehr als zwei Jahre vor dem

Ersten des Monats liegt, in dem der Antrag bei der Kasse eingegangen ist, kann nicht

mehr geltend gemacht werden (Ausschlussfrist). ’Dem Antrag steht eine Mitteilung des

Berechtigten gleich, die zu einem héheren Anspruch fihrt.

Die Beanstandung, die mitgeteilte laufende monatliche Betriebsrente, eine Rentennach-
zahlung, eine Abfindung, eine Beitragserstattung oder eine Riickzahlung sei nicht oder
nicht in der mitgeteilten Hohe ausgezahlt worden, ist nur schriftlich und innerhalb einer
Ausschlussfrist von einem Jahr zulassig; die Frist beginnt bei laufenden Betriebsrenten
mit dem Ersten des Monats, fiir den die Betriebsrente zu zahlen ist, im Ubrigen mit dem

Zugang der Mitteilung Uber die entsprechende Leistung.

Auf die Ausschlussfrist wird in der Mitteilung Uber die Leistung bzw. den Nachweis hin-

gewiesen.
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Vierter Teil:

Finanzierung und Rechnungswesen
Abschnitt I:

Allgemeines

§ 53

Kassenvermoégen

(1) Das Kassenvermogen dient ausschlief3lich zur Deckung der satzungsmaRigen Leistun-

gen und der Verwaltungskosten der Kasse.

(2) Die Mittel der Kasse werden

a) in der Pflichtversicherung
durch Umlagen, Pflichtbeitrage, Sanierungsgelder, Zusatzbeitrage zum Aufbau ei-
nes Kapitalstocks,

b) in der freiwilligen Versicherung
durch freiwillige Beitrage

sowie durch Altersvorsorgezulagen, Vermogensertrage und sonstige Einnahmen aufge-

bracht.

§ 53a

Kalkulation der Umlagen und Beitrage

'Die Rechnungsgrundlagen zur Ermittlung desjenigen Finanzbedarfs, der zur Erflllung der
satzungs- und betriebsrentenrechtlichen Leistungsverpflichtungen aus samtlichen Anwart-
schaften und Anspriichen (Kassenleistungen) bendtigt wird, werden zugunsten der Mitglieder
auf Grundlage bester Schatzwerte und damit ohne zusatzliche Sicherheiten bestimmt. 2Das
bedeutet, dass die Kalkulation der Umlagen im Abrechnungsverband | und der Beitrage im
Abrechnungsverband Il ohne solche Sicherheiten erfolgt, wie sie flir Lebensversicherungsun-
ternehmen, die nach dem VAG beaufsichtigt werden, gemaf § 138 VAG vorgeschrieben sind.
3Dies hat einerseits zur Folge, dass die laufende Finanzierungsbelastung der Mitglieder auf
das zur Erflllung der Kassenleistungen unabdingbare Mindestmaf beschrankt bleibt. *Ande-
rerseits resultieren daraus insbesondere im kapitalgedeckten Abrechnungsverband Il Finan-
zierungsrisiken fur die Kasse und ihre Mitglieder dergestalt, dass die nach besten Schatzwer-
ten kalkulierten Beitrage nicht ausreichen, um samtliche Verpflichtungen der Kasse dauerhaft

erfillen zu koénnen. °Angesichts der langen Laufzeit der Verpflichtungen kénnen solche
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Risiken auch nicht ausgeschlossen werden. ®Diesem Finanzierungsrisiko wird bei Eintritt des-
selben und fortbestehender Mitgliedschaft im Abrechnungsverband Il durch Mal3hahmen nach
§ 60a Abs. 3, § 59 Abs. 2 begegnet. ‘Im Abrechnungsverband | erfolgt hingegen insoweit eine
Uberprifung des Finanzierungssatzes und erforderlichenfalls eine Anpassung der Umlage

und des Sanierungsgelds spatestens alle 5 Jahre (§ 60 Abs. 3 bis 5).

§ 54

Vermogensanlage

'Das Kassenvermaogen ist, soweit es nicht fiir Ausgaben bendtigt wird, nach den Anlagegrund-
satzen anzulegen, die sich gemal § 2 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Versicherungsaufsichts-
und Kostenerstattungsgesetzes (HVAG) aus der entsprechenden Anwendung der dort in Be-
zug genommenen §§ 124 Abs. 1 und 215 des Gesetzes Uber die Beaufsichtigung der Versi-
cherungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG) in Verbindung mit der Verord-
nung Uber die Anlage des Sicherungsvermdgens von Pensionskassen, Sterbekassen und klei-
nen Versicherungsunternehmen (Anlageverordnung - AnlV) ergeben. 2Aus den in Bezug ge-
nommenen Vorschriften ergibt sich fir die Kasse keine Verpflichtung, ein Sicherungsvermé-

gen zu bilden. *Im Ubrigen regelt die Kasse die Anlage des Vermégens durch Richtlinien.

§ 55

Getrennte Verwaltung

(1) "Fir die Pflichtversicherung wird ein Abrechnungsverband | und Il und fir die freiwillige

Versicherung ein weiterer Abrechnungsverband geflhrt. *Fir jeden Abrechnungsver-
band wird eine eigene versicherungstechnische Bilanz erstellt, die vom Verantwortlichen
Aktuar zu testieren ist. Ein Arbeitgeber, der am 01.10.2003 Mitglied der Kasse ist, ge-

hért dem Abrechnungsverband | an.

(1a) "In der Pflichtversicherung wird der Abrechnungsverband | im Umlageverfahren sowie

der Abrechnungsverband Il im Kapitaldeckungsverfahren geflihrt. ?Jedes Mitglied kann

unter den Voraussetzungen des § 11 auf Antrag vom Abrechnungsverband | in den Ab-

rechnungsverband Il und umgekehrt wechseiln. 3§ 14 Absatz 1, 3, 5 und 6 gelten
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(2)

(1)

(2)

©)

(4)

entsprechend; der finanzielle Ausgleich bzw. der Nachfinanzierungsbeitrag ist dem Ab-

rechnungsverband, aus dem das Mitglied ausgeschieden ist, zuzuflhren.

"Fur jeden Abrechnungsverband werden Einnahmen und Ausgaben einschliellich der
Kapitalanlagen gesondert verwaltet. ’Dabei werden Teilvermégen gebildet und die Uber-

schisse flr jeden Abrechnungsverband gesondert ermittelt. *Die Verwaltungskosten

sind auf die Abrechnungsverbande verursachungsgerecht aufzuteilen.

§ 56

Versicherungstechnische Riickstellungen

Fir die Abrechnungsverbande nach § 55 Abs. 1 wird in der Bilanz jeweils eine eigene

Ruckstellung eingestellt.

"Fir die Pflichtversicherung (Abrechnungsverband 1) ist eine Rickstellung in Héhe des

Teilvermdgens im Sinne von § 60 Abs. 2 zu bilden. ?Um den schrittweisen Ubergang in
eine Kapitaldeckung zu erméglichen, kann fur die Pflichtversicherung eine Teildeckungs-

rickstellung zum Aufbau eines Kapitalstocks gebildet werden, dem zweckgebundene

Zusatzbeitrage (§ 64) zugefihrt werden. *Die Teildeckungsruckstellung geht zusammen
mit der Ruckstellung fur Pflichtversicherung in der Deckungsriickstellung auf, sobald
beide Ruckstellungen zusammen den Barwert aller am Bilanzstichtag bestehenden An-
wartschaften und Anspriiche von Pflichtversicherten, beitragsfrei Pflichtversicherten und

Leistungsempfangern aus der Pflichtversicherung ergeben.
Fir die Pflichtversicherung (Abrechnungsverband Il) und die freiwillige Versicherung ist
jeweils eine Ruckstellung in Héhe des versicherungsmathematischen Barwerts aller am

Bilanzstichtag bestehenden Anwartschaften und Anspriche in die Bilanz einzustellen.

Der fur die Ermittlung zu bertcksichtigende Rechnungszins und die Verwaltungskosten

werden im Rahmen des versicherungstechnischen Geschéaftsplans festgelegt.
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§ 57

Verlustriicklage

'Zur Deckung von Fehlbetragen in der kapitalgedeckten Pflichtversicherung (Abrechnungsver-

band Il) und der freiwilligen Versicherung ist jeweils eine Verlustriicklage fir jeden Abrech-

nungsverband zu bilden. ’Der Verlustriicklage sind jahrlich mindestens 5 v. H. des sich aus

der versicherungstechnischen Bilanz ergebenden Uberschusses zuzufiihren, bis diese einen

Stand von 10 v. H. der Deckungsruckstellung erreicht oder nach Inanspruchnahme wieder

erreicht.

(1)

(2)

3)

§ 58

Riickstellung fiir Uberschussbeteiligung

Die Ruckstellung fir Uberschussbeteiligung dient der Finanzierung von Leistungsver-
besserungen oder Leistungserhéhungen, der Deckung von Fehlbetragen, soweit die
Verlustriicklage nicht ausreicht und der Entlastung von Mitgliedern im Abrechnungsver-
band Il, soweit diese als Arbeitgeber Pflichtbeitrdge von mehr als 4 v. H. der zusatzver-

sorgungspflichtigen Entgelte geleistet haben.

'Der Uberschuss in der Pflichtversicherung (Abrechnungsverband 1) und der freiwilligen
Versicherung, der sich entsprechend dem versicherungstechnischen Geschaftsplan
ergibt, wird jeweils in eine Riickstellung fiir Uberschussbeteiligung eingestellt, soweit er
nicht zur Dotierung der Verlustriicklage oder zur Bildung weiterer geschaftsplanmaRig
festgelegter Riickstellungen bendtigt wird. 2Dies gilt entsprechend fiir eine nach § 56
Absatz 2 gebildete Teildeckungsriickstellung in der Pflichtversicherung (Abrechnungs-

verband I).

"Uber die Verwendung der in die Riickstellung fiir Uberschussbeteiligung eingestellten
Mittel entscheidet der Verwaltungsausschuss auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktu-
ars. ?Die dauernde Erfillbarkeit der Verpflichtungen ist dabei vorrangig zu beriicksich-

tigten.
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(1)

(2)

3)

(1)

§ 59

Deckung von Fehlbetragen

Weist die versicherungstechnische Bilanz fir den Abrechnungsverband Il oder fir die
freiwillige Versicherung vor Entnahmen aus der Verlustriicklage oder der Ruckstellung
fur Uberschussbeteiligung einen Verlust (Jahresfehlbetrag) oder eine bilanzielle Unter-
deckung (bilanzieller Fehlbetrag) aus, kdnnen zu deren Deckung die dem jeweiligen Ab-
rechnungsverband zugeordnete Verlustricklage und, sofern diese aufgebraucht ist, die

jeweilige Riickstellung fir Uberschussbeteiligung herangezogen werden.

Verbleibt nach Inanspruchnahme der Verlustriicklage und der Riickstellung fiir Uber-
schussbeteiligung gemal Absatz 1 im Abrechnungsverband Il ein bilanzieller Fehlbe-
trag, der nach Einschatzung des Verantwortlichen Aktuars mit den zukunftigen Ertragen
nicht ausgeglichen werden kann, beschlielt der Verwaltungsausschuss auf Vorschlag
des Verantwortlichen Aktuars nach § 60a Abs. 3 geeignete MalRnahmen, durch die der
bilanzielle Fehlbetrag planmaRig wieder ausgeglichen und eine angemessene Kapital-

ausstattung im Sinne von § 60a Absatz 4 Satz 2 hergestellt wird.

'Ergibt sich in der freiwilligen Versicherung ein Fehlbetrag, der durch die Inanspruch-
nahme der Verlustriicklage und der Riickstellung fiir Uberschussbeteiligung nicht ge-
deckt werden kann, so kdnnen die Anwartschaften und Anspriiche um bis zu 25 v. H.
ihres urspriinglichen Betrages herabgesetzt werden. ?Reicht auch diese MalRnahme

nicht aus, gilt Absatz 2 entsprechend.

§ 59a

Nachfinanzierungsbeitrag bei Ausscheiden aus dem Abrechnungsverband Il

'Aufgrund der Kalkulation ohne Sicherheiten allein auf Basis bester Schatzwerte (vgl. §
53a) resultiert im Hinblick auf die unverfallbaren Anwartschaften der bei der Kasse ver-
bleibenden vormals Pflichtversicherten und beitragsfrei Versicherten sowie die Ansprii-
che der Betriebsrentenberechtigten oder anspruchsberechtigten Hinterbliebenen des
ausgeschiedenen Mitglieds (insgesamt: Versicherte und Betriebsrentenberechtigte) ein
Finanzierungsrisiko, wenn ein Mitglied aus dem Abrechnungsverband Il ausscheidet.
’Diesem Finanzierungsrisiko wird bei fortbestehender Mitgliedschaft im Abrechnungs-
verband Il durch MaRnahmen nach § 60a Abs. 3, § 59 Abs. 2 begegnet (vgl. bereits §
53a); scheidet ein Mitglied hingegen aus dem Abrechnungsverband Il aus, kann es flr
die Zukunft nicht mehr im Rahmen von § 60a Abs. 3, § 59 Abs. 2 zur Finanzierung eines

eingetretenen Finanzierungsrisikos mit herangezogen werden. 3lm Falle des
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(2)

)

Ausscheidens aus dem Abrechnungsverband Il hat das ausgeschiedene Mitglied daher
einen Ausgleich fiir das Finanzierungsrisiko bezogen auf die von der Kasse fir das Mit-
glied zu erfullenden Verpflichtungen aus der Pflichtversicherung zu leisten, welches sich
aufgrund eines bereits eingetretenen Fehlbetrags und/oder zukiinftig aufgrund von un-
vorhersehbaren und nicht nur voriibergehenden Anderungen der Verhéltnisse ergibt

(Nachfinanzierungsbeitrag).

'Der Nachfinanzierungsbeitrag ist entweder in Form eines Nachfinanzierungsbeitrags
als Einmalzahlung (§ 59b) oder in Form ratierlicher Nachfinanzierungsbeitrage (§ 59e)
zu leisten. 2Die Berechnung des Nachfinanzierungsbeitrages erfolgt durch ein versiche-
rungsmathematisches Gutachten des Verantwortlichen Aktuars. 3Das ausgeschiedene
Mitglied hat sich bis spatestens sechs Monate nach Zugang der Mitteilung in Textform
a) Uber die H6he des Nachfinanzierungsbeitrags als Einmalzahlung und

b) der fir jede Zeitspanne des maximalen Nachfinanzierungszeitraum von 20 Jahren

ermittelten ratierlichen Nachfinanzierungsbeitrage

durch Erklarung in Textform gegeniber der Kasse fir die eine oder andere Form zu
entscheiden. *Trifft das ausgeschiedene Mitglied innerhalb der Frist nach Satz 3 keine
Entscheidung, gilt dies als Wahl des Nachfinanzierungsbeitrags als Einmalzahlung. °Die
Kasse wird das Mitglied mit der Mitteilung auf diese Rechtsfolge hinweisen. ®Das aus-
geschiedene Mitglied hat weiter innerhalb der Frist nach Satz 3 in Textform mitzuteilen,
ob es die Option der nachtraglichen Neuberechnung nach § 59f wanhlt. "Trifft es bis dahin
keine Entscheidung, gilt die Neuberechnung als nicht gewahlt; die Kasse wird das Mit-

glied mit der Mitteilung auf diese Rechtsfolge hinweisen.

Zur Abschatzung der wirtschaftlichen Folgen im Falle eines kiinftigen Ausscheidens
kann das Mitglied sich jederzeit den zu einem von ihm bestimmten Stichtag voraussicht-
lich zu zahlenden Nachfinanzierungsbeitrag sowie die prognostizierten Betrage einer ra-
tierlichen Zahlung vom Verantwortlichen Aktuar der Kasse errechnen lassen. ?Das Ver-
langen bedarf der Textform. 3Fir die Prognoseberechnung gelten die §§ 59b bis 59e und
59i entsprechend. “Die fiir die Berechnung erforderlichen Bestandsdaten werden von
der Kasse an den Verantwortlichen Aktuar tGbermittelt. Auf in Schriftform mitgeteiltes
Verlangen stellt die Kasse dem ausgeschiedenen Mitglied nach Zugang des Gutachtens

die darauf beruhenden Bestandsdaten zur Verfligung.
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§ 59b

Nachfinanzierungsbeitrag als Einmalzahlung

(1) 'Der Nachfinanzierungsbeitrag errechnet sich durch Multiplikation der Nachfinanzierungs-

(2)

quote mit der Summe des Barwertes der auf das ausgeschiedene Mitglied entfallenden
Verpflichtungen im Abrechnungsverband Il (Einzelverpflichtungsbarwert) und einer Pau-
schale zur Deckung zuklnftiger Verwaltungskosten in Hohe von 2 v. H. dieses Barwerts.
2Die Nachfinanzierungsquote ergibt sich aus der Differenz der Zahl 1 zur Ausfinanzie-
rungsquote. °Die Ausfinanzierungsquote ergibt sich aus dem zum Stichtag des letzten
Jahresabschlusses vor dem Ausscheiden des Mitglieds bestehenden Verhaltnis des vor-
handenen anrechenbaren Vermogens des Abrechnungsverbandes Il zur Summe des
Barwertes der Verpflichtungen des Abrechnungsverbandes Il (Gesamtverpflichtungs-
barwert) und einer Pauschale zur Deckung zukunftiger Verwaltungskosten in Héhe von
2 v. H. dieses Barwerts. “Das anrechenbare Vermogen entspricht dem Betrag der Ver-
lustriicklage zuziglich der versicherungstechnischen Rickstellungen abzlglich eines bi-
lanziellen Fehlbetrages des Abrechnungsverbandes Il. SFiir die Ermittlung des Einzel-
verpflichtungsbarwertes des Mitglieds zum Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft
im Abrechnungsverband Il und des Gesamtverpflichtungsbarwertes des Abrechnungs-
verbands Il sind - vorbehaltlich der Regelung in Abs. 4 - zu berlcksichtigen

a) bestehende Anspriiche von Betriebsrentenberechtigten, kiinftige Anspriiche von de-

ren Hinterbliebenen und die nach § 39 Abs. 3 bis 5 ruhenden Anspriiche sowie

b) bestehenden Versorgungspunkte von Versicherten aus unverfallbaren Anwart-

schaften.

'Der Nachfinanzierungsbeitrag und die Verpflichtungsbarwerte sind unter Beachtung der
in Abs. 1 genannten Voraussetzungen nach den anerkannten Regeln der Versiche-
rungsmathematik vom Verantwortlichen Aktuar der Kasse durch ein versicherungsma-
thematisches Gutachten zu ermitteln. 2Alle Berechnungsparameter, die Formeln fiir die
Barwertfaktoren sowie die Berechnungsmethode (Anwendung der Barwertfaktoren zur
Bestimmung des Barwertes) ergeben sich aus der Anlage zu dieser Satzung mit der
Uberschrift ,Anlage zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der Satzung der ZVK fiir die
Gemeinden und Gemeindeverbande in Wiesbaden“. *Die dort festgehaltenen Berech-
nungsparameter zur Bestimmung des Finanzierungsbetrages sind:

-  Biometrie,

- Renteneintrittsalter,

- Rechnungszins,

- Rentenanpassung,

- Vorzeitiger Eintritt des Versicherungsfalls,

- Anwartschaft auf Erwerbsminderungsrente,
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3)

(4)

- Anwartschaften auf Witwen-/Witwerrente,

- Anwartschaft auf Waisenrente,

- Laufende Leistungen an Waisen,

- Versicherungsmathematisch erforderliche Rentenabschlage wegen vorzeitigen

Renteneintritts.

'Die Kasse stellt dem ausgeschiedenen Mitglied unaufgefordert das versicherungsma-
thematische Gutachten nach Abs. 2 Satz 1 zur Verfligung und fordert es in Textform auf,
sich fir eine Form der Nachfinanzierung nach § 59a Abs. 2 Satz 1 zu entscheiden.
2Gleichzeitig fordert die Kasse den sich aus diesem Gutachten ergebenden Nachfinan-
zierungsbetrag bei dem ausgeschiedenen Mitglied fur den Fall an, dass dieses innerhalb
der in § 59a Abs. 2 Satz 3 genannten Frist den Nachfinanzierungsbeitrag als Einmalzah-
lung wahlt. 3Der Nachfinanzierungsbeitrag ist dann mit Ablauf der Frist nach § 59a Abs.
2 Satz 3 zur Zahlung fallig. “Die Kasse kann die Zahlung unter Berechnung von Zinsen
auf in Textform gestellten Antrag des ausgeschiedenen Mitglieds stunden; ein Rechts-
anspruch auf eine Stundung besteht nicht. °Die Kasse stellt dem ausgeschiedenen Mit-
glied auf in Textform mitgeteiltes Verlangen nach Zugang des in Satz 1 genannten Gut-
achtens die der Barwertberechnung zugrunde liegenden Bestandsdaten der Versicher-
ten und Betriebsrentenberechtigten zum Zwecke der Uberprifung unverziglich zur Ver-

fugung.

'Anspriiche und Anwartschaften im Sinne des Abs. 1 Satz 5 von Betriebsrentenberech-
tigten und Versicherten bereits zuvor aus dem Abrechnungsverband |l ausgeschiedener
Mitglieder sowie die auf diese entfallenden Anteile des anrechenbaren Vermogens des
Abrechnungsverbandes Il bleiben bei der Ermittlung des Gesamtverpflichtungsbarwer-

tes und des anrechenbaren Vermogens unberlcksichtigt.

§ 59c¢

Zuordnung von Anspriuchen und Anwartschaften

'Ist das ausgeschiedene Mitglied durch eine Ausgliederung ganz oder teilweise aus einem

anderen Mitglied des Abrechnungsverbands Il (ausgliederndes Mitglied) hervorgegangen,

sind ihm auch Anspriiche und Anwartschaften aufgrund friiherer Pflichtversicherungen der sei-

nerzeit ausgliedernden Mitglieder zuzurechnen. 2Kann durch das ausgeschiedene Mitglied

nicht festgestellt werden, welche der bei dem ausgliedernden Mitglied entstandenen Anspru-

che und Anwartschaften dem ausgegliederten Bereich zuzuordnen sind, werden diese dem

durch Ausgliederung entstandenen Mitglied in dem Verhaltnis zugerechnet, das dem Verhalt-

nis der Zahl der ausgegliederten Beschaftigten zur Gesamtzahl der Beschéaftigten entspricht,
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die am Tag vor der Ausgliederung uber das ausgliedernde Mitglied pflichtversichert waren; es
steht dem Mitglied frei, diese Zurechnung zu korrigieren, wenn es sich zu entsprechenden
Feststellungen in der Lage sieht. 3Fir die Hohe der Anspriiche und Anwartschaften nach Satz
2 kann die Kasse Durchschnittsbetrage errechnen. “Der Barwert der Verpflichtung nach Satz
2 vermindert sich um jeweils ein Zwanzigstel fur je zwolf der in der Zeit zwischen dem Beginn
und dem Ende der Mitgliedschaft im Abrechnungsverband Il zuriickgelegten vollen Monate.
°Die Satze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn ein Mitglied Pflichtversicherte von einem ande-

ren Mitglied des Abrechnungsverbands Il im Wege der Ausgliederung ibernommen hat.

§ 59d

Beriicksichtigung von Personaliibertragungen

'Der Nachfinanzierungsbeitrag nach § 59b vermindert sich anteilig, soweit Pflichtversicherun-
gen der Beschaftigten des ausgeschiedenen Mitglieds, die in den 36 Monaten vor dem Aus-
scheiden durchgehend oder zeitweise bestanden haben, spatestens drei Monate nach ihrer
Beendigung uber ein anderes Mitglied oder mehrere andere Mitglieder, auf das oder auf die
die Aufgaben des friheren Mitglieds Ubergegangen sind (aufnehmende Mitglieder), im Ab-
rechnungsverband Il fortgesetzt werden. 2Der Nachfinanzierungsbeitrag ist also nur in Hohe
des Bruchteils zu zahlen, um den die Zahl der Beschaftigten, deren Pflichtversicherungen fort-
gesetzt wurden, hinter der Zahl der Beschéftigten, die am Ersten des 36. Monats vor dem

Ausscheiden Uber das Mitglied versichert waren, zurlickbleibt.

§ 59%e

Ratierliche Nachfinanzierungsbeitrage

(1) 'Wanhlt das ausgeschiedene Mitglied nach § 59a Abs. 2 die ratierlichen Nachfinanzie-
rungsbeitrage, hat es den Nachfinanzierungsbeitrag nach § 59b zuzlglich einer Verzin-
sung in Hohe des Zinssatzes gemaf § 59b Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit der Anlage
zu dieser Satzung mit der Uberschrift ,Anlage zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der
Satzung der ZVK fiur die Gemeinden und Gemeindeverbande in Wiesbaden® Uber einen
maximalen Zeitraum von 20 Jahren (Nachfinanzierungszeitraum) in gleichen Jahresra-
ten zu tilgen. Die erste Jahresrate ist mit Ablauf der Frist nach § 59a Abs. 2 Satz 3 zur
Zahlung fallig; die weiteren Jahresraten sind jeweils vorschiissig zum Jahrestag der Be-
endigung der Mitgliedschaft fallig und werden von der Kasse per Mitteilung in Textform
angefordert. 3Ist das ausgeschiedene Mitglied mit einer Zahlung mehr als drei Monate
im Verzug, ist die Kasse innerhalb eines Jahres ab diesem Zeitpunkt berechtigt, den
Nachfinanzierungszeitraum zu beenden und die noch ausstehenden Raten abzuglich

der Verzinsung nach Satz 1 insgesamt fallig zu stellen.
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3)

(4)

(1)

Mit der Mitteilung der Kasse nach § 59a Abs. 2 Satz 3 werden dem ausgeschiedenen
Mitglied die H6he der jahrlich zu leistenden Raten fur jede Zeitspanne des Nachfinan-
zierungszeitraums, bis zum maximalen Nachfinanzierungszeitraums von 20 Jahren be-
kannt gegeben. ?Das Mitglied kann die Lange des Nachfinanzierungszeitraums zwi-
schen 2-20 Jahren frei wahlen. *Das Mitglied ist demnach auch verpflichtet der Kasse
bis zum Ablauf der in § 59a Abs. 2 Satz 3 genannten Frist mitzuteilen, welcher Nachfi-
nanzierungszeitraum zur Anwendung kommen soll, sofern es sich fur die Zahlung der
ratierlichen Nachfinanzierungsbeitrage entscheidet. “Entscheidet sich das Mitglied zwar
fur die Zahlung der ratierlichen Nachfinanzierungsbetrage, ohne jedoch eine Klarstellung
dahingehend vorzunehmen, welcher Zeitraum konkret gewahlt wird, gilt der maximale
Nachfinanzierungszeitraum als gewahlt. °Die Kasse wird das Mitglied mit der Mitteilung

nach Satz 1 auf diese Rechtsfolge hinweisen.

'Auf Antrag des ausgeschiedenen Mitglieds in Textform kann die ratenweise Tilgung
vorzeitig beendet werden. 2Die noch ausstehenden Raten werden als Einmalbetrag ab-
ziglich der Verzinsung nach Abs. 1 sofort fallig und sind an die Kasse innerhalb eines

Monats zu zahlen.

§ 13 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 Buchst. d und Nr. 3 Buchst. a, b, e und j gelten fir das ausge-
schiedene Mitglied entsprechend, solange bis die Nachfinanzierungsbeitrage vollstandig

erbracht sind.

§ 59f

Nachtragliche Neuberechnung

'Entscheidet sich das ausgeschiedene Mitglied innerhalb der Frist gemanR § 59a Abs. 2
Satz 3 flr die Option der nachtraglichen Neuberechnung, kénnen sowohl das ausge-
schiedene Mitglied als auch die Kasse nach jeweils flinf Jahren und zum Ende des Neu-
berechnungszeitraums (Satz 6) durch Erklarung in Textform verlangen, dass der nach §
59b zu entrichtende Betrag zum Ende des Monats, der dem letzten Falligkeitsstichtag
vorausgeht (Neuberechnungsstichtag) auf der Grundlage der dann gemaR § 59b mal-
gebenden Berechnungsparameter neu berechnet wird. 2Daflr ist der Verpflichtungsbar-
wert unter Beriucksichtigung der Bestandsentwicklung bei den pflichtversicherten Arbeit-
nehmern und Rentenberechtigten des ausgeschiedenen Mitglieds zum Neuberech-
nungsstichtag neu zu berechnen. 3Im Anschluss ist ein Vergleichswert dadurch zu er-
mitteln, dass der bisher zugrunde gelegte Verpflichtungsbarwert um die seitdem erzielte

jahrliche Nettoverzinsung im Abrechnungsverband Il erhéht und um die fir das
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ausgeschiedene Mitglied seitdem erbrachten Rentenzahlungen zuzuglich einer auf sie
entfallenden Verwaltungskostenpauschale von 2 v. H. sowie die fiir es nach dem Uber-
leitungsstatut geleisteten Barwertzahlungen vermindert wird. #Ist der nach Satz 3 neu
ermittelte Verpflichtungsbarwert geringer als dieser Vergleichswert, hat die Kasse dem
ausgeschiedenen Mitglied den Differenzbetrag zu erstatten; im umgekehrten Fall ist das
ausgeschiedene Mitglied verpflichtet, den Differenzbetrag innerhalb eines Monats ab
Zugang der Mitteilung an die Kasse zu zahlen. °Bei einer ratenweisen Tilgung ist der
Vergleichswert unter Bertcksichtigung der bis zum Neuberechnungsstichtag geleisteten
Ratenzahlungen zu ermitteln und die Hohe der Raten mit Wirkung ab dem Ersten des
Monats, der dem Neuberechnungsstichtag folgt, ab dem nachfolgenden Falligkeitsstich-
tag unter Berlicksichtigung des Differenzbetrages flr den verbleibenden Neuberech-
nungszeitraum neu festzusetzen. ®Der Zeitraum, in dem Neuberechnungen verlangt wer-
den kénnen (Neuberechnungszeitraum), ist mit dem ausgeschiedenen Mitglied bei Wahl
dieser Option zu vereinbaren; er umfasst héchstens die im Zeitpunkt des Ausscheidens
verbleibende durchschnittliche Anwartschaftsdauer des Verpflichtungsbestandes, maxi-
mal aber 20 Jahre. "Zum Ablauf des Neuberechnungszeitraums ist von der Kasse eine
Schlussrechnung flr das ausgeschiedene Mitglied in Textform zu erstellen; die in ihr
ausgewiesene Schlusszahlung der Kasse oder des ausgeschiedenen Mitglieds ist inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung Uber die Hohe des Betrages als Einmal-
zahlung zu leisten. 8Die Einzelheiten betreffend die Berechnung der nachtraglichen Neu-
berechnung und der Neufestsetzung der Raten werden in der Anlage zu dieser Satzung
mit der Uberschrift ,Anlage zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der Satzung der ZVK

fur die Gemeinden und Gemeindeverbande in Wiesbaden® geregelt.

'Das ausgeschiedene Mitglied kann bei seiner Entscheidung flr die Option der nach-
traglichen Neuberechnung gemaf Abs. 1 in Textform verlangen, dass fur die Ermittlung
des Nachfinanzierungsbeitrags nach § 59b der mafigebende Rechnungszins um den
Faktor 1,66 erhoht wird und sich dadurch der anfanglich ermittelte Betrag reduziert. 2Der
Erhéhungsfaktor wird fur die Erstberechnung und die folgenden Neuberechnungen zu-
grunde gelegt. *Bei dieser Option werden Differenzbetrage zugunsten des Mitglieds nicht
ausgezahlt bzw. auf die ratierlich zu zahlende Restschuld nicht angerechnet, sondern
bis zur Schlussrechnung vorgetragen. “Diese erfolgt zum Ende des Neuberechnungs-
zeitraums mit den dann mafRgebenden Rechnungsgrundlagen ohne Beriicksichtigung

des Erhohungsfaktors. °Abs. 1 Satz 8 gilt entsprechend.
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§ 599
Anteiliger Nachfinanzierungsbeitrag bei Ausgliederung

'"Werden von einem Mitglied im Abrechnungsverband Il Arbeitsverhaltnisse auf einen Arbeit-
geber, der dort nicht Mitglied ist, Gbertragen oder aufgrund einer zwischen dem Mitglied und
dem anderen Arbeitgeber geschlossenen Vereinbarung von diesem Arbeitgeber Arbeitsver-
haltnisse mit ausgeschiedenen Pflichtversicherten des Mitglieds begriindet, so ist das Mitglied
verpflichtet, fir die ausgeschiedenen Pflichtversicherten und die dem Ubertragenen Bestand
zuzuordnenden Anspruche und Anwartschaften den anteiligen Nachfinanzierungsbeitrag nach
§§ 59a bis 59f zu leisten. 2Kann durch das ausgeschiedene Mitglied nicht festgestellt werden,
welche Anspriche und Anwartschaften dem Ubertragenen Bestand zuzuordnen sind, gilt § 12
Abs. 5 Satz 4 entsprechend. *Satz 1 und Satz 2 gelten nicht, wenn der andere Arbeitgeber

eine Vereinbarung nach § 12 Abs. 5 geschlossen hat.

§ 59h

Insolvenzsicherung

(1) 'Insolvenzfahige Mitglieder kdnnen die ratierlichen Nachfinanzierungsbeitrage nach §
59e nur dann wahlen, wenn sie mit ihrer Entscheidung fir diese spatestens bis zu dem
in § 59a Abs. 2 Satz 3 genannten Zeitpunkt
a) eine unwiderrufliche Verpflichtungserklarung einer oder mehrerer juristischer Per-

sonen des offentlichen Rechts, deren Insolvenzfahigkeit durch Gesetz ausgeschlos-
sen ist,
b) eine unwiderrufliche Deckungszusage eines im Inland zum Geschéaftsbetrieb zuge-
lassenen Versicherungsunternehmens oder
c) eine selbstschuldnerische Bankburgschaft eines im Inland zum Geschéftsbetrieb
zugelassenen und mit einer Institutssicherung versehenen Kreditinstituts
in Hohe des gemaR § 59b berechneten Nachfinanzierungsbeitrags vorlegen. ?Die Kasse
kann mit Zustimmung des Verwaltungsausschusses ein anderes Sicherungsmittel zu-
lassen; ein Rechtsanspruch darauf besteht nicht. Tritt die Insolvenzfahigkeit wahrend
des Nachfinanzierungszeitraums nach § 59e Abs. 1 ein, hat das ausgeschiedene Mit-
glied unverzuglich eine Satz 1 entsprechende Absicherung in Hohe des gemaf § 59b
berechneten Nachfinanzierungsbeitrags oder, soweit eine Neuberechnung geman § 59f
zu dem spateren Zeitpunkt erfolgt ist, des neu berechneten Nachfinanzierungsbeitrags
beizubringen. *Wird die Absicherung nicht vorgelegt und hat das ausgeschiedene Mit-
glied diesen Umstand zu vertreten, ist die Kasse innerhalb eines Jahres berechtigt, den
verbleibenden Nachfinanzierungsbeitrag nach § 59b als Einmalzahlung zu verlangen.

*Das ausgeschiedene Mitglied kann bei Zahlung der ratierlichen
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Nachfinanzierungsbeitrage in Textform verlangen, dass der Umfang einer Insolvenzsi-
cherung auf den Betrag der Restschuld beschrankt wird, die nach der zuletzt gezahlten

Rate verblieben ist.

'Insolvenzfahige Mitglieder kdnnen die Option nach § 59f Abs. 2 nur dann wahlen, wenn
sie mit ihrer Entscheidung flr diese spatestens bis zu dem in § 59a Abs. 2 Satz 3 ge-
nannten Zeitpunkt eine zusatzliche Sicherung gemafl Abs.1 Satz 1 in Hohe der Differenz
zwischen dem nach § 59b berechneten Betrag und dem nach § 59f Abs. 2 ermittelten

Betrag vorlegen.

§ 59i

Kosten

Die Kosten fur versicherungsmathematische Berechnungen nach

§ 59a Abs. 3,

§§ 59b Abs. 2, 59c und 59d,

§ 59¢e Abs. 1 und 2,

§ 59f (soweit diese im Auftrag des Mitglieds erfolgen) und

§59¢g

werden dem ausgeschiedenen Mitglied in Rechnung gestellt.
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Abschnitt II:

Pflichtversicherung

§ 60

Ermittlung und Deckung des Finanzbedarfs im Abrechnungsverband |

'Die Finanzierung der satzungs- und betriebsrentenrechtlichen Leistungsverpflichtungen
aus samtlichen Anwartschaften und Anspriichen, unabhangig vom Zeitpunkt ihrer Ent-
stehung (Kassenleistungen) sowie der Verwaltungskosten, hat so zu erfolgen, dass die
Finanzierungsbelastung der Mitglieder wahrend des Deckungsabschnitts auf der Grund-
lage der zukunftig erwarteten Entwicklungen, die ihren Ausdruck in den mafdgeblichen
Rechnungsgrundlagen gemaR Abs. 2 und Abs. 4 finden, stabil bleibt. 2Die Léange des
aktuellen Deckungsabschnitts wird vor diesem Hintergrund auf einhundert Jahre festge-

setzt.

'Der Finanzbedarf der Kasse wahrend des gemanR Abs. 1 festgesetzten Deckungsab-
schnitts entspricht jenem Betrag, der Uber das zu Beginn des Deckungsabschnitts vor-
handene Teilvermdgen — bewertet zu Buchwerten entsprechend den Ansatzen im letz-
ten handelsrechtlichen Jahresabschluss, jedoch ohne das Vermégen nach § 56 Abs. 2
Satz 2 — (Anfangsvermodgen) und die sonstigen zu erwartenden Einnahmen des Ab-
rechnungsverbandes hinaus voraussichtlich benétigt wird, um die Kassenleistungen und
Verwaltungskosten wahrend des Deckungsabschnitts erfillen zu kénnen (dauernde Er-
fUllbarkeit der Verpflichtungen gemaR § 7 Abs. 1). 2Die Deckung des Finanzbedarfs er-
folgt durch die Erhebung von Umlagen und pauschalen Sanierungsgeldern, deren Héhe
auf der Grundlage des flir den Deckungsabschnitt ermittelten Finanzierungssatzes, aus-
gedrickt als Vomhundertsatz der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte, gemaly § 62
Abs. 1i.V. m. § 63 ermittelt werden. 3Der Finanzierungssatz ist unter Berlicksichtigung
des nach den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik erstellten Vorschlags
des Verantwortlichen Aktuars so festzusetzen, dass die Einnahmen, die sich damit auf
der Grundlage der fir den Deckungsabschnitt erwarteten zusatzversorgungspflichtigen
Entgelte ergeben, zusammen mit dem Anfangsvermdgen und den sonstigen zu erwar-
tenden Einnahmen des Abrechnungsverbandes voraussichtlich ausreichen, um die Kas-
senleistungen und Verwaltungskosten wahrend des Deckungsabschnitts erflllen zu kén-
nen. “Die flr den Deckungsabschnitt maRgeblichen Rechnungsgrundlagen, die sich im
Zeitablauf gemall Abs. 3 andern kénnen, sowie die Berechnungsmethode sind nach

Festsetzung des Finanzierungssatzes im technischen Geschaftsplan unter Beachtung
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aufsichtsrechtlicher Vorgaben niedergelegt. °Sie umfassen insbesondere die erwartete
Verzinsung des Vermogens, die biometrischen Rechnungsgrundlagen, Annahmen zur
voraussichtlichen Bestandsentwicklung sowie Annahmen zum Renteneintrittsalter und

zu den kunftigen Verwaltungskosten.

'Spatestens nach fiinf Jahren ist der Finanzierungssatz fiir den Deckungsabschnitt
durch den Verantwortlichen Aktuar zu tberprifen und durch den Verwaltungsausschuss
erneut festzusetzen; zu diesem Zeitpunkt beginnt der Deckungsabschnitt neu zu laufen
(gleitender Deckungsabschnitt). 2Wenn der Verantwortliche Aktuar feststellt, dass auf-
grund einer Anderung der im technischen Geschéftsplan niedergelegten maRgeblichen
Rechnungsgrundlagen der fir die Deckung des Finanzbedarfs festgesetzte Finanzie-
rungssatz entweder angehoben werden sollte, um die Verpflichtungen der Kasse dauer-
haft zu erflllen, oder abgesenkt werden kann, ohne die dauerhafte Erflllbarkeit der Ver-
pflichtungen der Kasse zu gefahrden, hat er darzulegen, welche Anderungen der maR-
geblichen Rechnungsgrundlagen er im Hinblick auf die erwarteten Entwicklungen wah-
rend eines dann beginnenden Deckungsabschnitts fiir erforderlich halt. Auf dieser
Grundlage unterbreitet er dem Verwaltungsausschuss einen Vorschlag fir die Anpas-
sung des Finanzierungssatzes, Uber den dieser dann nach Erérterung und in eigener
Verantwortung beschliel3t, wobei er verpflichtet ist, eine vorgeschlagene Absenkung des
Finanzierungssatzes zu beschlieRen, wenn er die Einschatzung des Verantwortlichen
Aktuars teilt. “Stellt der Verantwortliche Aktuar bei seiner Uberpriifung fest, dass keine
Anderung des Finanzierungssatzes erforderlich ist, schlagt er dem Verwaltungsaus-
schuss die Beibehaltung des Finanzierungssatzes vor, worliber dieser dann ebenfalls

nach Erérterung und in eigener Verantwortung beschlief3t.

'Bei der Uberpriifung des Finanzierungssatzes gem. Abs. 3 hat der Verantwortliche Ak-
tuar die Angemessenheit der maflRgeblichen Rechnungsgrundlagen nach der Methode
bester Schatzwerte zu beurteilen. 2Der Rechnungszins ist dabei in Hohe einer langfristig
und dauerhaft erzielbaren Verzinsung im Abrechnungsverband | anzusetzen; diese darf
die fur die nachsten zehn Jahre erwartete Durchschnittsverzinsung des Vermogens des
Abrechnungsverbands | nicht unterschreiten. *Als biometrische Rechnungsgrundlagen
sind die jeweils aktuellen Heubeck-Sterbetafeln mit kassenspezifischen Modifikationen,
durch die die Risikoverhaltnisse des Versichertenbestandes angemessen abgebildet
werden, zu verwenden. “Bei den Annahmen zur kiinftigen Bestandsentwicklung im Ab-
rechnungsverband | werden geeignete staatliche Prognosen zur Entwicklung der Bevél-
kerung und der Erwerbstéatigen berlcksichtigt. °Die fir den Deckungsabschnitt anzuneh-
mende Gehaltsdynamik ist unter Berlcksichtigung der durchschnittlichen allgemeinen

Anpassungen der Tarifgehalter beim TVGD in den letzten zehn Kalenderjahren vor der
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Uberprifung sowie der langfristigen Inflationserwartung zu bestimmen; sie darf jedoch
den Rechnungszins nach Satz 2 nicht tiberschreiten. ®Die jahrlichen Verwaltungskosten
werden auf der Grundlage des erwarteten Aufwands pauschal als Vomhundertsatz des
Beitrags, der laufenden Rente oder anderer geeigneter Bemessungsgrundlagen ange-

setzt; eine Staffelung nach Anwartschafts- und Rentenbezugsphase ist zulassig.

'Eine Anpassung der Umlage und/oder des Sanierungsgeldes wird dem Mitglied gegen-
Uber unter Hinweis auf den Unterschied zu dem bisher mafRgeblichen Finanzierungssatz
in Textform und Nennung der mafigeblichen Griinde mitgeteilt. 2Die Neufestsetzung wird
mit Beginn des nachsten Geschéaftsjahrs wirksam. °Bei einer Erhohung von Umlage
und/oder Sanierungsgeld gilt dies aber nur, wenn das Mitglied spatestens drei Monate
vor Ablauf des Geschaftsjahres von der Erhéhung entsprechend Satz 1 informiert wor-
den ist. “Das Mitglied hat in diesem Fall ferner das Recht, die Mitgliedschaft zum Zeit-
punkt der Wirksamkeit der Erhéhung in Textform zu kiindigen. 5Die Rechtsfolgen der

Kindigung ergeben sich aus den §§ 14 ff. dieser Satzung.

§ 60a

Ermittlung und Deckung des Finanzbedarfs im Abrechnungsverband Il

'Der Pflichtbeitragssatz im kapitalgedeckten Abrechnungsverband Il ist nach den aner-
kannten Regeln der Versicherungsmathematik auf Vorschlag des Verantwortlichen Ak-
tuars so festzusetzen, dass die zu entrichtenden Beitrage zusammen mit dem vorhan-
denen Vermogen und den sonstigen zu erwartenden Einnahmen des Abrechnungsver-
bandes ausreichen, um die satzungs- und betriebsrentenrechtlichen Leistungsverpflich-
tungen auf der Grundlage des ATV-K aus den Anwartschaften und Ansprichen dauer-
haft erfillen zu kénnen. 2Grundlage fir die Festsetzung des Pflichtbeitragssatzes sind
die im versicherungstechnischen Geschéaftsplan definierten maf3geblichen Rechnungs-
grundlagen. ®Diese umfassen die Annahmen zum Rechnungszins zur Abzinsung der
Verpflichtungen, zu den biometrischen Rechnungsgrundlagen, dem voraussichtlichen
Renteneintrittsalter sowie den kiinftig anfallenden Verwaltungskosten. “Die maRgebli-

chen Rechnungsgrundlagen kénnen sich nach MaflRgabe der folgenden Absatze andern.

'Im Zusammenhang mit der Uberpriifung der dauernden Erflllbarkeit der Verpflichtun-
gen der Kasse (§ 7 Abs. 1) hat der Verantwortliche Aktuar eine Einschatzung dartber
abzugeben, ob die tatsachliche und zukiinftig zu erwartende Entwicklung den malfigeb-
lichen Rechnungsgrundlagen des versicherungstechnischen Geschéaftsplans entspricht.

2Wenn der Verantwortliche Aktuar feststellt, dass aufgrund einer Anderung der
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Annahmen, die den mafdgeblichen Rechnungsgrundlagen zugrunde liegen, der gemaf
Absatz 1 erhobene Pflichtbeitrag nicht mehr ausreicht, um die Verpflichtungen der Kasse
dauerhaft zu erfillen, oder abgesenkt werden kann, ohne die dauerhafte Erfillbarkeit
der Verpflichtungen der Kasse zu gefahrden, hat er auf der Grundlage bester Schatz-
werte und unter Berlcksichtigung der nachfolgenden Grundsatze darzulegen, welche
Anderung der maRgeblichen Rechnungsgrundlagen er im Hinblick auf erwartete Ent-
wicklungen flr erforderlich halt; wobei der Verwaltungsausschuss nach Erérterung und
in eigener Verantwortung verpflichtet ist, eine sich daraus ergebende Absenkung des
Pflichtbeitrages zu beschlieen, wenn er die Einschatzung des Verantwortlichen Aktuars
teilt; dies jedoch héchstens bis zur Untergrenze der nach Maligabe des ATV-K zugrunde
gelegten Pflichtbeitragsleistung von 4 v. H. 3Der Rechnungszins ist dabei in Hohe einer
langfristig und dauerhaft erzielbaren Verzinsung im Abrechnungsverband Il anzusetzen,;
diese darf die fir die nachsten 10 Jahre erwartete Durchschnittsverzinsung des Vermo-
gens des Abrechnungsverbands Il nicht unterschreiten. “Als biometrische Rechnungs-
grundlagen sind die jeweils aktuellen Heubeck-Sterbetafeln mit kassenspezifischen Mo-
difikationen, durch die die Risikoverhaltnisse des Versichertenbestandes angemessen
abgebildet werden, zu verwenden. °Die jahrlichen Verwaltungskosten werden auf der
Grundlage des erwarteten Aufwands pauschal als Vomhundertsatz des Beitrags, der
laufenden Rente oder anderer geeigneter Bemessungsgrundlagen angesetzt; eine Staf-
felung nach Anwartschafts- und Rentenbezugsphase ist zulassig. ®Stellt der Verantwort-
liche Aktuar bei seiner Uberpriifung fest, dass keine Anderung erforderlich ist, schlagt er
dem Verwaltungsausschuss die Beibehaltung des Pflichtbeitrages vor, worliber dieser
dann nach Erérterung und in eigener Verantwortung beschlieRt. "Weitere Einzelheiten
zur Bestimmung der mafRgeblichen Rechnungsgrundlagen sind in den Durchflihrungs-

bestimmungen geregelt, Uber die der Verwaltungsausschuss beschlieft.

'Wird die Deckungsriickstellung auf der Grundlage der gemaR Absatz 2 angepassten
maldgeblichen Rechnungsgrundlagen ermittelt und wirde sich danach spatestens im
Folgejahr in der versicherungstechnischen Bilanz ohne eine Erhéhung des Pflichtbei-
tragssatzes eine bilanzielle Unterdeckung (bilanzieller Fehlbetrag) ergeben, die voraus-
sichtlich nicht durch zukiinftige Uberschiisse ausgeglichen werden kann, hat der Verant-
wortliche Aktuar dem Verwaltungsausschuss geeignete Malnahmen, wie die Anhebung
des Pflichtbeitrages, vorzuschlagen, durch die der Fehlbetrag unter Berlicksichtigung
der geanderten maf3geblichen Rechnungsgrundlagen und der erwarteten Netto-Vermo-
gensverzinsung im Abrechnungsverband Il planmafig wieder ausgeglichen und eine an-
gemessene Kapitalausstattung im Sinne des Absatz 4 Satz 2 hergestellt werden kann.
2Dafir ist ein angemessener Zeitraum zu beriicksichtigen, der im Regelfall die durch-

schnittlich verbleibende Anwartschaftsdauer des vorhandenen Verpflichtungsbestandes
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(4)

nicht Gbersteigen sollte (Konsolidierungszeitraum). *Auf der Grundlage der Vorschlage
des Verantwortlichen Aktuars beschliet der Verwaltungsausschuss nach Erérterung
und in eigener Verantwortung konkrete KonsolidierungsmafRnahmen und die Lange des
Konsolidierungszeitraums. “Soweit der Pflichtbeitrag zur Herstellung oder Wiederher-
stellung einer angemessenen Kapitalausstattung oder zur Finanzierung der Verstarkung
der Rechnungsgrundlagen auf Grund einer unvorhersehbaren und nicht nur vortiberge-
henden Anderung der Verhaltnisse dient, kann er als Sonderzuschlag erhoben und in
der Beitragsabrechnung als Bestandteil des Pflichtbeitrags gegenliiber dem Mitglied je-

weils gesondert ausgewiesen werden.

'Der Verantwortliche Aktuar hat dem Verwaltungsausschuss im Rahmen der jahrlichen
Uberprifung der Finanzlage (§ 7 Abs. 1) Uber das Ergebnis der gemaR Absatz 3 be-
schlossenen Maltnahmen und den erreichten Stand zu berichten. 2Sobald der Fehlbe-
trag durch die beschlossenen MaRlnhahmen ausgeglichen wurde und die Verlustriicklage
zur Herstellung einer angemessenen Kapitalausstattung einen Stand von 5 v. H. der ge-
schaftsplanmalfigen Deckungsrickstellung erreicht hat, ist der Pflichtbeitragssatz durch
Beschluss des Verwaltungsausschusses auf den Vomhundertsatz zu senken, der die
dauernde Erflllbarkeit der Verpflichtungen der Kasse gewahrleistet, jedoch hdchstens
bis zur Untergrenze der nach MalRgabe des ATV-K zugrunde gelegten Pflichtbeitrags-
leistung von 4 v. H. *Entstehen bei einem Beitragssatz von 4 v. H. Uberschiisse, sind

diese im Rahmen des § 66 in Form von Bonuspunkten zu verteilen.

§ 61

Aufwendungen fiir die Pflichtversicherung

Das Mitglied ist Schuldner der

a)
b)
c)
d)

Umlagen (§ 62 Abs.1),
Pflichtbeitrage (§ 62 Abs.2),
Sanierungsgelder (§ 63) und
Zusatzbeitrage (§ 64)

einschliellich einer tarif- oder arbeitsvertraglich vereinbarten Eigenbeteiligung der/des Pflicht-

versicherten.
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(1)

(2)

3)

§ 62
Umlagen/Pflichtbeitrage

1Zur Deckung des Finanzbedarfs im Abrechnungsverband | wird eine Umlage in Hohe
von 6,2 v. H. (Héhe des Umlagesatzes am 1. November 2001) zuzlglich eines Vomhun-
dertsatzes in Hohe der Summe der jeweiligen Arbeitsnehmer- und Arbeitgeberanteile
gemal Anderungstarifvertrag Nr. 6 zum ATV-K vom 29.04.2016 (§ 15a) des zusatzver-
sorgungspflichtigen Entgelts (Abs. 3) erhoben. ?Diese Umlage wird solange erhoben,
wie der Finanzierungssatz gemaf § 60 Abs. 2 der Summe dieser Vomhundertsatze ent-
spricht oder diese Ubersteigt. 3Ist dies nicht mehr der Fall, sind die Vomhundertsatze auf
die Hohe des Finanzierungssatzes abzusenken. “Dagegen sind die Vomhundertsatze
anzuheben, soweit das Sanierungsgeld gemaf § 63 Abs. 3 nicht mehr erhoben werden
darf und der Finanzierungssatz ber der Summe der Vomhundertsatze gemal Satz 1

liegt.

Im Abrechnungsverband Il wird der Pflichtbeitrag als Vomhundertsatz des zusatzversor-

gungspflichtigen Entgelts (Abs. 3) festgelegt.

1Zusatzversorgungspﬂichtiges Entgelt ist, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt

ist, der steuerpflichtige Arbeitslohn. ’Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt sind

a) Bestandteile des Arbeitsentgelts, die auf einer Verweisung auf beamtenrechtliche
Vorschriften beruhen, soweit die beamtenrechtlichen Bezlige nicht ruhegehaltfahig
sind, sowie Bestandteile des Arbeitsentgelts, die durch Tarifvertrag auf Bundes-,
Landes- oder landesbezirklicher Ebene ausdrucklich als nicht zusatzversorgungs-
pflichtig bezeichnet sind, sowie Uber- und aul3ertarifliche Bestandteile des Arbeits-
entgelts, soweit sie durch Betriebsvereinbarung, Dienstvereinbarung oder Arbeits-
vertrag ausdricklich als nicht zusatzversorgungspflichtig bezeichnet sind,

b) Aufwendungen des Arbeitgebers fir eine Zukunftssicherung der Beschaftigten,

¢) Krankengeldzuschisse,

d) einmalige Zahlungen (z.B. Zuwendungen, Urlaubsabgeltungen), die aus Anlass der
Beendigung, des Eintritts des Ruhens oder nach Beendigung des Arbeitsverhaltnis-
ses gezahlt werden, mit Ausnahme der Teilzuwendung, die dem Beschaftigten ge-
zahlt wird, der mit Billigung des Mitglieds zu einem anderen Mitglied der Kasse oder
einem Mitglied einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von § 27 Abs.
1 Ubergetreten ist,

e) einmalige Zahlungen (z.B. Zuwendungen) insoweit, als bei ihrer Berechnung Zeiten
bertcksichtigt sind, fur die keine Umlagen/Beitrage fir laufendes zusatzversor-

gungspflichtiges Entgelt zu entrichten sind,
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f)  vermogenswirksame Leistungen, Jubildumsgelder,

g) Sachbezige, die wahrend eines Zeitraumes gewahrt werden, fir den kein laufendes
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt zusteht,

h) geldwerte Vorteile, die steuerlich als Arbeitslohn gelten,

i) geldwerte Nebenleistungen, wie Ersatz von Werbungskosten (z.B. Aufwendungen
fur Werkzeuge, Berufskleidung, Fortbildung) sowie Zuschisse z.B. zu Fahr-, Hei-
zungs-, Wohnungs-, Essens- und Kontofiihrungskosten,

i) Mietbeitrage an Beschaftigte mit Anspruch auf Trennungsgeld (Trennungsentscha-
digung),

k) Schulbeihilfen,

I) einmalige Zuwendungen anldsslich des Erwerbs eines Diploms einer Verwaltungs-
oder Wirtschaftsakademie,

m) Pramien im Rahmen des behordlichen oder betrieblichen Vorschlagwesens,

n) Erfindervergitungen,

0) Kassenverlustentschadigungen (Mankogelder, Fehlgeldentschadigungen),

p) Einklnfte, die aus arztlichen Liquidationserldsen zuflie3en,

gq) einmalige Unfallentschadigungen,

r) Aufwandsentschadigungen, reisekostenahnliche Entschadigungen, Entgelte aus
Nebentatigkeiten, Tantiemen, Provisionen, Abschlusspramien und entsprechende
Leistungen; einmalige und sonstige nicht laufend monatlich gezahlte tUber- und au-
Rertarifliche Leistungen,

s) Zuschlage flir Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit.

*Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist ferner der Teil des steuerpflichtigen Ar-
beitsentgelts, der nach Anwendung des Satzes 1 den 2,5-fachen Wert der monatlichen
Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung (West bzw. Ost)
Ubersteigt; wenn eine zusatzversorgungspflichtige Jahressonderzahlung gezahlt wird,
ist der vorgenannte Wert jahrlich einmal im Monat der Zahlung der Jahressonderzahlung
zu verdoppeln. *Als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt gilt fir Kalendermonate, in de-
nen Beschaftigte fir mindestens einen Tag Anspruch auf Krankengeldzuschuss haben
— auch wenn dieser wegen der Hohe der Barleistungen des Sozialversicherungstragers
nicht gezahlt wird -, das fiktive Entgelt nach § 21 TV6D bzw. entsprechenden tarifver-
traglichen Regelungen, das flr die Tage, fur die tatsdchlich Anspruch auf Entgelt, Ent-
geltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss bestand, im Falle eines entsprechenden Ent-
geltfortzahlungsanspruchs gezahlt worden ware. °In diesen Kalendermonaten geleistete
einmalige Zahlungen sind neben dem fiktiven Entgelt nach § 21 TVOD bzw. entspre-

chenden tarifvertraglichen Regelungen nach MalRgabe der Satze 2 und 3 zusatzversor-

gungspflichtiges Entgelt. °Fir Beschéftigte, die zur Ubernahme von Aufgaben der Ent-

wicklungshilfe im Sinne des § 1 Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 in der
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(4)

)

(1)

jeweils geltenden Fassung ohne Arbeitsentgelt beurlaubt sind, hat das Mitglied fur die
Zeit der Beurlaubung Pflichtbeitrage, Zusatzbeitrage, Umlagen und Sanierungsgelder an

die Kasse abzuflhren, wenn der Trager der Entwicklungshilfe die Pflichtbeitrage, Zu-

satzbeitrage, Umlagen und Sanierungsgelder erstattet. "Fir die Bemessung der Pflicht-
beitrage, Zusatzbeitrage, Umlagen und Sanierungsgelder gilt als zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt das Entgelt, von dem nach § 166 Abs. 1 Nr. 4 SGB VI die Beitrage fir

die gesetzliche Rentenversicherung zu berechnen sind. 8Verminderungen des steuer-
pflichtigen Entgelts aufgrund einer Entgeltumwandlung gelten als steuerpflichtiger Ar-

beitslohn.

'Wird Altersteilzeit nach dem 31. Dezember 2002 vereinbart, ist — unter Berticksichtigung
des Absatzes 3 Satz 1 — zusatzversorgungspflichtiges Entgelt wahrend des Altersteil-
zeitarbeitsverhaltnisses das 1,8-fache der zur Halfte zustehenden Beziige nach § 4 des
Tarifvertrags zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ), nach § 7 des Tarifvertrages
zu flexiblen Arbeitszeitregelungen fur altere Beschaftigte (TV Flex AZ) oder nach einem
vergleichbaren Tarifvertrag zuziglich derjenigen Bezlige, die in voller Héhe zustehen.
2Wird ein Beitrag an die gesetzliche Rentenversicherung gezahlt, der den Mindestbeitrag
nach § 3 Abs. 1 Nr.1 Buchst. b des Altersteilzeitgesetzes Ubersteigt, ist das zusatzver-

sorgungspflichtige Entgelt entsprechend zu erhéhen.

'Durch landesbezirklichen Tarifvertrag kann fir Mitglieder der Kasse, die sich in einer
wirtschaftlichen Notlage befinden, fir die Pflichtversicherung geregelt werden, dass fir
die Zusage von Leistungen flir die Dauer von bis zu drei Jahren bis zu einer Mindesthdhe
von zwei v. H. von der nach § 34 Abs. 2 zugesagten Leistung abgewichen werden kann;

dies gilt auch fur nicht tarifgebundene Mitglieder bei Vorliegen einer betrieblichen oder

Uberbetrieblichen Vereinbarung mit Zustimmung der Kasse. 2Entsprechend der Vermin-
derung der Leistungszusage fir die bei dem Mitglied beschaftigten Pflichtversicherten

reduziert sich fir die Mitglieder insoweit die zu tragende Umlagebelastung bzw. der zu

zahlende Beitrag an die Zusatzversorgungseinrichtung (§ 62 Abs. 1). *Die Regelung

kann Uber die in Satz 1 genannte Dauer hinaus verlangert werden.

§ 63

Sanierungsgeld

'Die Kasse erhebt ein pauschales Sanierungsgeld in Hohe eines Vomhundertsatzes der
zusatzversorgungspflichtigen Entgelte, sofern nach der SchlieBung des Gesamtversor-

gungssystems und des Wechsels zum Punktemodell ein zusatzlicher
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Finanzierungsbedarf nach MaRgabe dieser Bestimmung besteht. 2Zuséatzlicher Finan-
zierungsbedarf besteht, wenn der 4 v.H. der zusatzversorgungspflichtigen Entgelt tber-
steigende Teil der Umlage nach § 62 Abs. 1 Satz 1 und das zum 31.12.2001 vorhandene
und nach MaRRgabe von Abs. 2 fortgeschriebene Kassenvermégen nicht ausreichen, um
die vor dem 01.01.2002 begrindeten Anspriche und Anwartschaften (Altverpflichtun-
gen) zu erfillen. Der Vomhundertsatz des pauschalen Sanierungsgeldes ermittelt sich
als Differenz zwischen dem gemal § 60 Abs. 2 ermittelten Finanzierungssatz und der

Summe der Vomhundertsatze gemaR § 62 Abs. 1 Satz 1.

'Als den Altverpflichtungen aus dem Gesamtversorgungssystem zuzurechnendes Kas-
senvermogen ist das zum 31.12.2001 vorhandene Kassenvermdgen zugrunde zu legen,
das unter Berlcksichtigung der tatsachlichen Einnahmen aus Sanierungsgeldern und
der Umlagen aus dem 4 v.H. Uibersteigenden Umlagesatz, den anteiligen Vermogenser-
tragen sowie den tatsachlich gezahlten Rentenleistungen aus Altverpflichtungen und un-
ter Bertcksichtigung von 2 v.H. der gezahlten Renten als pauschaler Ansatz der Verwal-

tungskosten fortzuschreiben ist.

'Das pauschale Sanierungsgeld ist zu erheben,
a) soweit am Ende eines Kalenderjahres die fir das nachste Kalenderjahr zu erwar-

tenden Kassenleistungen aus dem Abrechnungsverband | fuir Altverpflichtungen das
pauschale Sanierungsgeld Ubersteigen und
b) solange das den Altverpflichtungen zuzurechnende Kassenvermdgen nach Abs. 2
die versicherungsmathematische Deckungsrickstellung fir die zu diesem Zeitpunkt
bestehenden Altverpflichtungen unterschreitet.
2Bei der Ermittlung der Deckungsriickstellung der zum Jahresende bestehenden Altver-
pflichtungen sind als Rechnungsgrundlagen die Richttafeln 1998 von Klaus Heubeck
sowie ein Rechnungszins von 3,25 v.H. wahrend der Anwartschaftsphase und 5,25 v.H.
wahrend des Rentenbezugs anzuwenden. 3Der Verantwortliche Aktuar hat die Voraus-
setzungen flr die Erhebung des pauschalen Sanierungsgeldes in seinem jahrlichen Be-
richt zur Finanzlage zu prifen und eine Aussage dartber zu treffen, ob und inwieweit die

Voraussetzungen gemaf Satz 1 erfillt sind.
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(2)

§ 64

Zusatzbeitrage

Zum Aufbau eines Kapitalstocks fur die Anwartschaften kann die Kasse Zusatzbeitrage
im Abrechnungsverband | als Vomhundertsatz des zusatzversorgungspflichtigen Ent-
gelts zur schrittweisen Umstellung des Finanzierungsverfahrens auf eine Kapitalde-

ckung erheben.

Die Beitrage im Sinne des Absatzes 1 einschliel3lich der darauf entfallenden Ertrage
werden fur jede/n Versicherte/n angesammelt und getrennt von den sonstigen Einnah-

men geflhrt.

§ 65

Falligkeit von Beitragen, Umlagen und Sanierungsgeldern

'Die Beitrage, Umlagen und Sanierungsgelder sind in dem Zeitpunkt fallig, in dem das zusatz-

versorgungspflichtige Entgelt den Versicherten zufliet. 2Sie missen bis zum Ende des Ka-

lendermonats der Falligkeit bei der Kasse eingegangen sein. ®Beitrage, Umlagen und Sanie-

rungsgelder, die nach diesem Zeitpunkt eingehen, sind bis zum Tage der Gutschrift mit jahrlich

funf Prozentpunkten Gber dem am Ende des jeweiligen Zinsberechnungszeitraumes geltenden

Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB zu verzinsen.

(1)

§ 66

Uberschussverteilung

"Im Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz fir die Pflichtversicherung werden die
Uberschiisse jahrlich bis zum Jahresende fiir das vorangegangene Geschaftsjahr je-
weils getrennt fir den Abrechnungsverband | und Il festgestellt. ’Soweit im Abrechnungs-
verband | eine Kapitaldeckung vorhanden ist, werden dabei die tatsachlich erzielten Kapi-
talertrage berucksichtigt. *Soweit dort keine Kapitaldeckung vorhanden ist, wird die durch-
schnittliche laufende Verzinsung der zehn nach der Bilanzsumme gréf3ten Pensionskassen

gemalfl dem zum Zeitpunkt der Fertigstellung der versicherungstechnischen Bilanz jeweils
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(2)

3)

aktuellen Geschaftsbericht der Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht zugrunde

gelegt.

Uber die Zuteilung von Bonuspunkten sowie die Entlastung von Mitgliedern, soweit diese
im Abrechnungsverband Il Pflichtbeitrage von mehr als 4 v. H. der zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelte geleistet haben, entscheidet der Verwaltungsausschuss auf Vor-

schlag des Verantwortlichen Aktuars.

"Fir die Zuteilung der Bonuspunkte kommen die am Ende des laufenden Geschéaftsjah-
res Pflichtversicherten sowie die zum gleichen Zeitpunkt beitragsfrei Pflichtversicherten,
die eine Wartezeit von 120 Umlage/Pflichtbeitragsmonaten erfullt haben, in Betracht; §
32 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. ?Beschaftigte, deren Arbeitsverhaltnis in Folge von
Witterungseinflissen oder wegen anderer Naturereignisse nach besonderen tarifver-
traglichen Vorschriften geendet hat und die bei Wiederaufnahme der Arbeit Anspruch
auf Wiedereinstellung haben, sowie Saisonbeschaftigte, die bei Beginn der nachsten
Saison voraussichtlich wieder eingestellt werden, gelten als Pflichtversicherte im Sinne

des Satzes 1.
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Abschnitt lll:

Freiwillige Versicherung

§ 67

Beitrage

Schuldner der Beitrage fur die freiwillige Versicherung ist der/die Versicherungsnehmer/in.

(1)

(2)

3)

§ 68

Uberschussverteilung
Im Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz fiir die freiwillige Versicherung werden
die Uberschiisse jahrlich bis zum Jahresende fir das vorangegangene Geschaftsjahr

festgestellt.

Die Uberschussbeteiligung richtet sich nach den Allgemeinen Versicherungsbedingun-

gen.

Uber die Zuteilung der Uberschiisse entscheidet der Verwaltungsausschuss auf Vor-

schlag des Verantwortlichen Aktuars.
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Funfter Teil:

Ubergangsvorschriften

zur Ablésung des bis zum 31.12.2001 maRgebenden Leistungsrechts

Abschnitt I:

Ubergangsregelungen fiir Rentenberechtigte

§ 69

Am 31. Dezember 2001 Versorgungsrentenberechtigte

'Die Versorgungsrenten, die sich ohne Berlcksichtigung von Nichtzahlungs- und Ru-
hensregelungen ergeben, und die Ausgleichsbetrage nach dem bis zum 31. Dezember
2000 geltenden Zusatzversorgungsrecht werden flir die am 31. Dezember 2001 Versor-
gungsrentenberechtigten und versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebenen zum 31.
Dezember 2001 festgestellt. 2Ab dem 1. Januar 2002 gilt — abgesehen von den in dieser
Vorschrift ausdricklich genannten Fallen — das bis zum 31. Dezember 2000 geltende

Zusatzversorgungsrecht nicht mehr.

'Die nach Absatz 1 festgestellten Versorgungsrenten werden vorbehaltlich des Satzes

3 als Besitzstandsrenten weitergezahlt und entsprechend § 37 dynamisiert. ’Die abbau-

baren Ausgleichsbetrage werden jeweils in HOhe des Dynamisierungsgewinns abge-

baut; die nicht abbaubaren Ausgleichsbetrage werden nicht dynamisiert. °Die am Tag
vor In-Kraft-Treten dieser Satzung geltenden Regelungen Uber die Nichtzahlung und

das Ruhen sind entsprechend anzuwenden.

Es gelten folgende Maligaben:

a) Neuberechnungen werden nur unter den Voraussetzungen des § 38 durchgefihrt;
zusatzliche Versorgungspunkte nach Satz 2 sind dabei zu bertcksichtigen. Soweit
noch Zeiten vor dem 1. Januar 2002 zu bericksichtigen sind, wird eine Startgut-
schrift entsprechend den §§ 72 bis 74 berechnet; Ubersteigt der hiernach festge-
stellte Betrag den Betrag, der sich als Versorgungsrente am 31. Dezember 2001
ergeben hat bzw. ohne Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften ergeben hatte, wird
die Differenz durch den Messbetrag geteilt und dem Versorgungskonto (§ 34 Abs.
1) als Startgutschrift gutgeschrieben.

b) § 36 Abs. 3 und die §§ 40 bis 52 gelten entsprechend.
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()

(1)

(2)

3)

(4)

c) Hat die Versorgungsrente vor dem 1. Januar 2002 geendet und besteht die Mog-
lichkeit einer erneuten Rentengewahrung, ist die Versorgungsrente, die sich unter
AuRerachtlassung von Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften und ohne Berick-
sichtigung eines Ausgleichsbetrages (Absatz 1) am 31. Dezember 2001 ergeben
hatte, durch den Messbetrag zu teilen und als Startgutschrift auf dem Versorgungs-
konto (§ 34 Abs. 1) gutzuschreiben; im Ubrigen gelten in diesen Fallen die Vorschrif-
ten des Punktemodells. Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Versicherungsfall vor
dem 1. Januar 2002 eingetreten ist, die Versorgungsrente jedoch erst nach dem 1.

Januar 2002 beginnt.

'Ist der Versicherungsfall der teilweisen oder vollen Erwerbsminderung und der Renten-
beginn im Jahr 2001 eingetreten, gelten insoweit die bisher ma3gebenden Satzungsre-
gelungen einschlieBlich der Regelungen der 41. Anderung der Mustersatzung vom 30.
November 2001 flr das Jahr 2001 fort. 2Ab dem 1. Januar 2002 gelten auch in diesen
Fallen die Regelungen de Absatze 1 bis 3 und des Absatzes 5. *Neuberechnungen
werden insoweit nur unter den Voraussetzungen des § 38 durchgeflhrt; zusatzliche Ver-

sorgungspunkte nach Absatz 2 Buchstabe a Satz 2 sind dabei zu berlcksichtigen.

Stirbt eine/ein unter Absatz 1 fallende/r Versorgungsrentenberechtigte/r, gelten die Vor-

schriften des Punktemodells fiir Hinterbliebene entsprechend.

§ 70

Am 31. Dezember 2001 Versicherungsrentenberechtigte

Fur Versicherungsrentenberechtigte und versicherungsrentenberechtigte Hinterblie-
bene, deren Versicherungsrente spatestens am 31. Dezember 2001 begonnen hat, wird

die am 31. Dezember 2001 maRRgebende Versicherungsrente festgestellt.

Die nach Absatz 1 festgestellten Versicherungsrenten werden als Besitzstandsrenten

weitergezahlt und entsprechend § 37 dynamisiert.

§ 69 Abs. 2 S. 3 und Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend.

Die Absatze 1 bis 3 gelten fur Leistungen nach der am Tag vor In-Kraft-Treten dieser
Satzung geltenden Sonderregelung fur Arbeitnehmer im Beitrittsgebiet (§ 108a der Sat-

zung in der am 31. Dezember 2001 malfigebenden Fassung) und fiir Betriebsrenten
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nach § 18 BetrAVG, die spatestens am 31. Dezember 2001 begonnen haben, entspre-

chend.

§ 71

Versicherte mit Rentenbeginn am 1. Januar 2002

Fir Rentenberechtigte, deren Rente am 1. Januar 2002 begonnen hat, finden die §§ 69 und

70 entsprechende Anwendung.
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(4)

Abschnitt II:

Ubergangsvorschriften filr Anwartschaften der Versicherten

§ 72

Grundsitze

'Fir die Versicherten werden die Anwartschaften nach dem am 31. Dezember 2000 gel-

tenden Recht der Zusatzversorgung entsprechend den §§ 73 und 74 ermittelt. ’Die An-
wartschaften nach Satz 1 werden unter Einschluss des Jahres 2001 ohne Berucksichti-
gung der Altersfaktoren in Versorgungspunkte umgerechnet, indem der Anwartschafts-

betrag durch den Messbetrag von vier Euro geteilt wird; sie werden dem Versorgungs-

konto (§ 34 Abs. 1) ebenfalls gutgeschrieben (Startgutschriften). *Eine Verzinsung findet
vorbehaltlich des § 66 nicht statt.

"Fur die Berechnung der Anwartschaften sind, soweit jeweils erforderlich, die Rechen-
gréRen (insbesondere Entgelt, Gesamtbeschaftigungsquotient, Steuertabelle, Sozialver-
sicherungsbeitrage, Familienstand, aktueller Rentenwert, Mindestgesamtversorgung)
vom 31. Dezember 2001 maflgebend; soweit gesamtversorgungsfahiges Entgelt zu be-

rucksichtigen ist, ergibt sich dieses — ohne Bericksichtigung einer Erhéhung zum 1. Ja-

nuar 2002 — aus den entsprechenden Kalenderjahren vor diesem Zeitpunkt. ’Fir die
Rentenberechnung nach § 18 Abs. 2 BetrAVG ist das am 31. Dezember 2001 geltende

Rentenrecht mafgebend.

1Beanstandungen gegen die mitgeteilte Startgutschrift sind innerhalb einer Ausschluss-

frist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises der Kasse schriftlich unmittelbar

gegenuber der Kasse zu erheben. ?Auf die Ausschlussfrist wird in dem Nachweis hinge-
wiesen. *Nach Ablauf der Ausschlussfrist kdnnen keine Anspriiche mehr geltend ge-

macht werden.

'Soweit die Summe aus der Startgutschrift ohne Berlicksichtigung von § 73 Abs. 1 Satz
3 bis 7, dem Zuschlag zur Startgutschrift nach § 73 Abs. 1a sowie dem Betrag, der nach
§ 73 Abs. 3a als zusatzliche Startgutschrift ermittelt wurde, die Hohe der Anwartschaft
nach § 73 Abs. 1 erreicht oder Ubersteigt, verbleibt es bei der bereits mitgeteilten Start-
gutschrift. ?Die Kasse teilt den Versicherten im Rahmen des Versicherungsnachweises

nach § 51 mit, dass es entweder bei der bisherigen Startgutschrift verbleibt oder sie
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informiert Giber die Hohe der neu berechneten Startgutschrift. 3Neben der Information

Uber den Versicherungsnachweis nach Satz 2 bedarf es keiner gesonderten Mitteilung.

§73
Hohe der Anwartschaften
fir am 31. Dezember 2001 schon und

am 1. Januar 2002 noch Pflichtversicherte

1Die Anwartschaften der am 31. Dezember 2001 schon und am 1. Januar 2002 noch
Pflichtversicherten berechnen sich nach § 18 Abs. 2 BetrAVG, soweit sich aus Absatz 2

nichts anderes ergibt. ’Satz 1 gilt entsprechend fir Beschaftigte, die nach den am 31.
Dezember 2000 geltenden Vorschriften der Kasse als pflichtversichert gelten. *Bei An-
wendung von Satz 1 ist an Stelle des Faktors von 2,25 v.H. nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz
1 BetrAVG der Faktor zu bertlcksichtigen, der sich ergibt, indem man 100 v.H. durch die
Zeit in Jahren vom erstmaligen Beginn der Pflichtversicherung bis zum Ende des Mo-
nats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird, teilt; der Faktor betragt jedoch mindes-
tens 2,25 v.H. und hochstens 2,5 v.H. “Bei Anwendung von Satz 3 werden Teilmonate
ermittelt, indem die Pflichtversicherungszeit unabhangig von der tatsachlichen Anzahl
der Tage des betreffenden Monats durch 30 dividiert wird. °Aus der Summe der (Teil-
)Monate werden die Jahre der Pflichtversicherung berechnet. ®Die sich nach Satz 4 und
5 ergebenden Werte werden jeweils auf zwei Nachkommastellen gemeiniblich gerun-
det. "Der sich durch die Division mit der Zeit in Jahren ergebende Faktor wird auf vier

Nachkommastellen gemeiniblich gerundet.

'Bei Beschaftigten, deren Anwartschaft nach Absatz 1 (rentenferne Jahrgange) berech-
net wurde, wird auch ermittelt, welche Anwartschaft sich bei einer Berechnung nach §
18 Abs. 2 BetrAVG unter Berlcksichtigung folgender MalRgaben ergeben wiirde:

1. 'Anstelle des Vomhundertsatzes nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG wird ein
Unverfallbarkeitsfaktor entsprechend § 2 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG errechnet. ?Dieser
wird ermittelt aus dem Verhaltnis der Pflichtversicherungszeit vom Beginn der
Pflichtversicherung bis zum 31. Dezember 2001 zu der Zeit vom Beginn der Pflicht-
versicherung bis zum Ablauf des Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird.
3Der sich danach ergebende Vomhundertsatz wird auf zwei Stellen nach dem
Komma gemeinublich gerundet und um 7,5 Prozentpunkte vermindert.

2. 'Ist der nach Nummer 1 Satz 3 ermittelte Vomhundertsatz hoher als der ohne An-
wendung von Absatz 1 Satz 3 bis 7 nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG berech-
nete Vomhundertsatz, wird fur die Voll-Leistung nach § 18 Abs. 2 BetrAVG ein indi-

vidueller Brutto- und Nettoversorgungssatz nach § 32 Abs. 2, 3 und 3b der Satzung
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in der am 31. Dezember 2001 maRgebenden Fassung ermittelt. 2Als gesamtversor-
gungsfahige Zeit werden dabei berlcksichtigt
a) die bis zum 31. Dezember 2001 erreichten Pflichtversicherungsmonate zu-
zuglich der Monate vom 1. Januar 2002 bis zum Ablauf des Monats, in dem
das 65. Lebensjahr vollendet wird, und
b)  die Monate ab Vollendung des 17. Lebensjahres bis zum 31. Dezember 2001
abzuglich der Pflichtversicherungsmonate bis zum 31. Dezember 2001 zur
Halfte.
SFir Beschaftigte, die in einer Zusatzversorgungseinrichtung im Tarifgebiet Ost
pflichtversichert waren und die nur Pflichtversicherungszeiten in der Zusatzversor-
gung nach dem 31. Dezember 1996 haben, gilt Satz 2 Buchst. b mit der MalRgabe,
dass fur die Zeit vor dem 1. Januar 1997 hdchstens 75 Monate zur Halfte bertck-
sichtigt werden.
“Bei Anwendung des § 32 Abs. 3 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maf-
gebenden Fassung gilt als Eintritt des Versicherungsfalls der Erste des Kalender-
monats nach Vollendung des 65. Lebensjahres; als gesamtversorgungsfahige Zeit
im Sinne des § 33 Abs. 1 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 malRgebenden
Fassung sind die Zeiten nach Satz 2 Buchst. a zu berlcksichtigen.
2Ist die unter Berlicksichtigung der MaRgaben nach den Nummern 1 und 2 berechnete
Anwartschaft héher als die Anwartschaft nach Absatz 1, wird der Unterschiedsbetrag
zwischen diesen beiden Anwartschaften ermittelt und als Zuschlag zur Anwartschaft
nach Absatz 1 berlicksichtigt. 3Der Zuschlag vermindert sich um den Betrag, der bereits

nach Absatz 3a als zusatzliche Startgutschrift ermittelt wurde.

"Fur Beschaftigte im Tarifgebiet West bzw. Beschéaftigte, die Pflichtversicherungszeiten
in der Zusatzversorgung vor dem 1. Januar 1997 haben, und die am 1. Januar 2002 das
55. Lebensjahr vollendet haben (rentennahe Jahrgange), ist Ausgangswert fur die bis
zum 31. Dezember 2001 in der Zusatzversorgung (Gesamtversorgung) erworbene An-
wartschaft die Versorgungsrente, die sich unter Beachtung der Mallgaben des § 72, ins-
besondere unter Berlcksichtigung der Mindestgesamtversorgung (§ 32 Abs. 5 der Sat-
zung in der am 31. Dezember 2001 mafRgebenden Fassung) und des § 35a der Satzung
in der am 31. Dezember 2001 maRgebenden Fassung, fur die/den Berechtigte/n bei
Eintritt des Versicherungsfalls am 31. Dezember 2001, friGhestens jedoch zum Zeitpunkt
der Vollendung des 63. Lebensjahres vor Bericksichtigung des Abschlags ergeben
wiirde. *Von diesem Ausgangswert ist der Betrag abzuziehen, den die Versicherten aus
dem Punktemodell bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres vor Bericksichtigung des
Abschlags noch erwerben kénnten, wenn fur sie zusatzversorgungspflichtige Entgelte in

Hohe des mit dem Gesamtbeschaftigungsquotienten vervielfachten
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(3a)

gesamtversorgungsfahigen Entgelts gezahlt wirden. °Sind am 31. Dezember 2001 die
Voraussetzungen fir die Berlicksichtigung des § 100 Abs. 3 der Satzung in der am 31.
Dezember 2001 malgebenden Fassung erfiillt, berechnet sich der Versorgungs-
vomhundertsatz nach dieser Vorschrift mit der Maligabe, dass nach § 100 Abs. 3 Satz
2 Buchst. a der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maligebenden Fassung abzu-

ziehende Monate die Monate sind, die zwischen dem 31. Dezember 1991 und dem Ers-

ten des Monats liegen, der auf die Vollendung des 63. Lebensjahres folgt. “Die Satze 1
bis 3 gelten fur Beschaftigte, die am 31. Dezember 2001 das 52. Lebensjahr vollendet
haben und eine Rente flr schwer behinderte Menschen beanspruchen kénnten, wenn
sie zu diesem Zeitpunkt bereits das 60. Lebensjahr vollendet hatten, entsprechend mit
der Maligabe, dass an die Stelle des 63. Lebensjahres das entsprechende, fir sie indi-
viduell frihestmaogliche Eintrittsalter in die abschlagsfreie Rente fur schwer behinderte
Menschen mafRgeblich ist. "Werden in den Fallen des Satzes 4 die Voraussetzungen fir
die Mindestgesamtversorgung zwischen dem Zeitpunkt der Hochrechnung nach Satz 4
und der Vollendung des 63. Lebensjahres erflllt, erfolgt die Berechnung der Anwart-
schaft abweichend von Satz 4 bezogen auf den Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen

der Mindestgesamtversorgung erflillt waren.

Fir Beschaftigte im Tarifgebiet West bzw. fir Beschaftigte, die Pflichtversicherungszei-
ten in der Zusatzversorgung vor dem 1. Januar 1997 haben, und die vor dem 14. No-
vember 2001 Altersteilzeit oder einen Vorruhestand vereinbart haben, gilt Absatz 2 mit
folgenden MalRgaben:

a) An die Stelle des 63. Lebensjahres tritt das vereinbarte Ende des Altersteilzeitar-
beitsverhaltnisses bzw. in den Fallen des Vorruhestandes das Alter, zu dem nach
der Vorruhestandsvereinbarung die Rente beginnen wirde.

b) Der anzurechnende Bezug nach Absatz 4 wird in den Fallen, in denen die Mindest-
gesamtversorgung nach dem bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Zusatzversor-
gungsrecht malgeblich gewesen ware, um die Abschlage vermindert, die sich zu
dem Zeitpunkt, auf den die Startgutschrift hochgerechnet wird, voraussichtlich er-
geben werden; diese Abschlage sind der Zusatzversorgungseinrichtung vom Be-
schaftigten in geeigneter Weise nachzuweisen. Die Startgutschrift ist in den Fallen
des Satzes 1 um den Betrag der sich im Zeitpunkt der Hochrechnung nach Satz 1

voraussichtlich ergebenden Abschlage gemal § 33 Abs. 3 zu erhbhen.

'Pflichtversicherte, bei denen der Versicherungsfall der vollen Erwerbsminderung vor
dem 1. Januar 2007 eingetreten ist, deren Startgutschrift nach Absatz 1 berechnet wurde
und die am 31. Dezember 2001

a) das 47. Lebensjahr vollendet sowie
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()

b) mindestens 120 Umlagemonate zurtickgelegt hatten,

erhalten in Abweichung von dem ublichen Verfahren eine zusatzliche Startgutschrift in
Hohe des Betrages, um den die Startgutschrift nach Absatz 2 die Startgutschrift nach
Absatz 1 Ubersteigt; bei Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 2 sind die Mal3ga-
ben der Satze 2 und 3 zu beachten. 2Die Berechnung erfolgt bezogen auf die Vollendung
des 63. Lebensjahres. *Als anzurechnender Bezug wird die tatsachliche, entsprechend
Absatz 5 auf das vollendete 63. Lebensjahr hochgerechnete gesetzliche Rente zugrunde
gelegt. “Die sich nach den Satzen 1 bis 3 ergebende zusatzliche Startgutschrift gilt bei

Anwendung des § 66 als soziale Komponente im Sinne des § 35.

"Fur die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 2 ist die Rentenauskunft des ge-

setzlichen Rentenversicherungstragers zum Stichtag 31. Dezember 2001 nach Durch-

fuhrung einer Kontenklarung mafgebend. ’Die Pflichtversicherten haben, sofern sie
nicht bereits Uber eine Rentenauskunft aus dem Jahr 2001 verfligen, bis zum 30. Sep-

tember 2002 eine Rentenauskunft zu beantragen und diese unverzlglich der Kasse zu

Ubersenden. 3Sofern die Rentenauskunft aus von den Pflichtversicherten zu vertreten-

den Grunden bis zum 31. Dezember 2003 nicht beigebracht wird, wird die Startgutschrift
nach Absatz 1 berechnet. ‘Bei Vorliegen besonderer Griinde kann die Kasse eine ange-

messene Fristverlangerung gewahren. °Soweit bis zum 31. Dezember 2002 bereits ein
bestands- oder rechtskraftiger Rentenbescheid der gesetzlichen Rentenversicherung
vorliegt, ist - abweichend von Satz 1 - dieser Grundlage fir die Berechnung nach Absatz
2.

'Fur die Zeit bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres werden Entgeltpunkte in Hohe

des jahrlichen Durchschnitts der in dem Zeitraum vom 1. Januar 1999 bis 31. Dezember

2001 tatsachlich aus Beitragszeiten erworbenen Entgeltpunkte in Ansatz gebracht. ’Bei
Pflichtversicherten, die nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind,
wird der anzurechnende Bezug nach der bisher geltenden Regelung bericksichtigt; Zu-

schusse werden in Hohe des jahrlichen Durchschnitts der in der Zeit vom 1. Januar 1999

bis 31. Dezember 2001 tatsachlich gemeldeten Zuschisse in Ansatz gebracht. *Ist in
den Jahren 1999 bis 2001 kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt bezogen worden,
ist gesamtversorgungsfahiges Entgelt das zusatzversorgungspflichtige Entgelt, das sich

ergeben hatte, wenn flr den gesamten Monat Dezember 2001 eine Beschaftigung vor-

gelegen hatte. “Sind in den Jahren 1999 bis 2001 keine Entgeltpunkte erworben worden,
ist fur die Ermittlung der Entgeltpunkte das rentenversicherungspflichtige Entgelt maf-

gebend, das im Monat Dezember 2001 bezogen worden ware, wenn wahrend des
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gesamten Monats eine Beschaftigung vorgelegen hatte; fur die Ermittlung der Zu-

schisse qilt dies entsprechend.

"Fir die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 1 und 2 haben die Pflichtversicher-
ten bis zum 31. Dezember 2002 dem Mitglied den Familienstand am 31. Dezember 2001
(§ 32 Abs. 3 ¢ Satz 1 Buchst. a und b der Satzung in der am 31. Dezember 2001 mal3-

gebenden Fassung) mitzuteilen. ’Das Mitglied hat die Daten an die Kasse zu melden.

"Fir die Dynamisierung der Anwartschaften gilt § 66. ’Auf den Zuschlag zur Anwart-
schaft nach Absatz 1a werden fir die Jahre 2001 bis 2010 keine Bonuspunkte (§ 66)
gewahrt. 3Satz 2 gilt furr die Jahre bis 2016 auch fiir eine Erhdhung der Startgutschrift
infolge der Berechnung nach Absatz 1 Satz 3 bis 7.

§74
Hohe der Anwartschaften
fiir am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte

'Eine zum 31. Dezember 2001 bestehende beitragsfreie Versicherung nach § 25 der
Satzung in der am 31. Dezember 2001 maflgebenden Fassung oder eine am 31. De-

zember 2001 beendete Pflichtversicherung wird ab 1. Januar 2002 zu einer beitrags-

freien Pflichtversicherung (§ 21). 2Freiwillig Weiterversicherte kénnen die Umwandlung
der freiwilligen Weiterversicherung in eine freiwillige Versicherung zum 1. Januar 2002

beantragen; der Antrag ist bis zum 31. Dezember 2002 zu stellen.

'Die Startgutschriften der am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherten werden nach der

am 31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. *Fir die

Dynamisierung der Anwartschaften gilt § 66.
Fur die freiwillig Weiterversicherten gilt Absatz 2 entsprechend.
'Auf einen gesetzlichen Anspruch nach § 18 Abs. 2 BetrAVG sind § 73 Abs. 1 Satz 3 bis

7 und Abs. 1a entsprechend anzuwenden. 2Fiir die Dynamisierung der Anwartschaften
gilt § 73 Abs. 7 entsprechend.
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Abschnitt lll:

Sonstiges

§75
Sterbegeld

(1) 1Sterbegeld wird bei Fortgeltung des bisherigen Rechts (§ 49 Abs. 1 bis 3 und 8 der
Satzung in der am 31. Dezember 2001 mafRRgebenden Fassung) Anspruchsberechtigten
unter Berilcksichtigung des am 31. Dezember 2001 mafligebenden Gesamtbeschafti-

gungsquotienten in folgender Hohe gezahlt fur Sterbefalle

im Jahr 2002 1.535 Euro,
im Jahr 2003 1.500 Euro,
im Jahr 2004 1.200 Euro,
im Jahr 2005 900 Euro,
im Jahr 2006 600 Euro,
im Jahr 2007 300 Euro.

’Ab dem Jahr 2008 entfallt das Sterbegeld.

(2) Der Anspruch auf Sterbegeld ist innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren seit

Entstehen des Anspruchs in Textform bei der Kasse geltend zu machen.

§76
Ubergangsregelung fiir Beschiftigte
oberhalb der Vergiitungsgruppe | BAT

'Flr Beschaftigte, fur die fiir Dezember 2001 schon und firr Januar 2002 noch eine zusétzliche
Umlage nach § 62 Abs. 4 der Satzung in der am 31.12.2001 mafRgebenden Fassung gezahlt
wurde, ist in diesem Arbeitsverhaltnis zusatzlich eine Umlage/Pflichtbeitrag in Héhe von neun
v. H. des Ubersteigenden Betrages vom Mitglied zu zahlen, soweit das monatliche zusatzver-
sorgungspflichtige Entgelt den Grenzbetrag nach Satz 3 ubersteigt. ’pie sich aus dem tiber-
steigenden zusatzversorgungspflichtigen Entgelt ergebenden Versorgungspunkte sind zu ver-
dreifachen. 3Grenzbetrag ist das 1,133-fache des Betrages der Entgeltgruppe 15 Stufe 6

TVOD/VKA Tarifgebiet West bzw. Tarifgebiet Ost — jahrlich einmal einschliellich der
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Jahressonderzahlung, wenn die/der Beschaftigte eine zusatzversorgungspflichtige Jahresson-

derzahlung erhalt.

§77
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

fiir hoher versicherte Beschaftigte
Die Beschaftigten, deren zusatzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung im Wege der Ho-

herversicherung bis 31. Dezember 1997 durchgefihrt wurde und seinerzeit keine Erklarung

zur Teilnahme an der Zusatzversorgung abgegeben haben, sind weiterhin nicht zu versichern.
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Sechster Teil:

Schlussvorschriften

§78

Ubergangsregelungen

Ist die/der Versicherte oder die/der Betriebsrentenberechtigte vor dem 1. Juli 2007 ver-

storben, findet § 36 Abs. 1 Satz 5 keine Anwendung; dies gilt nicht fir Neuzusagen, die

nach dem 31. Dezember 2006 erteilt wurden.

'Flr Mutterschutzzeiten nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG, die in der Zeit vom 1.
Januar 2002 bis zum 31. Dezember 2011 liegen, gilt § 35 Abs. 1 Satz 3 und 4 mit fol-
genden Maligaben:

a)

b)

'Die Mutterschutzzeiten werden auf schriftlichen Antrag der Beschaftigten berlick-
sichtigt. 2Geeignete Nachweise zum Beginn und Ende der Mutterschutzfristen sind
vorzulegen. ®Der Antrag und die Nachweise sind bei der Kasse einzureichen, bei
der die Pflichtversicherung wahrend der Mutterschutzzeit bestanden hat.

'Das fur die Mutterschutzzeit anzusetzende zusatzversorgungspflichtige Entgelt
wird errechnet aus dem durchschnittlichen kalendertaglichen zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelt des Kalenderjahres, das dem Jahr vorangeht, in dem die Mutter-
schutzfrist begonnen hat. ?Bei der Berechnung des durchschnittlichen Entgelts wer-
den Kalendermonate ohne zusatzversorgungspflichtiges Entgelt nicht berlcksich-
tigt. 3Ist in diesem Zeitraum kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt angefallen, ist
fur die Berechnung das Entgelt zugrunde zu legen, das sich als durchschnittliches
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im Kalenderjahr vor Beginn der Mutterschutz-
zeit ergeben hatte.

Das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach Buchst. b vermindert sich um das zu-
satzversorgungspflichtige Entgelt, das nach § 35 Abs. 1 in der Fassung der 1. An-
derungssatzung vom 08.10./02.12.2003 fir Kalendermonate berticksichtigt worden
ist, in denen das Arbeitsverhaltnis ganz oder teilweise nach § 6 Abs. 1 MuSchG

geruht hat.
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2FUr Beschéaftigte mit Mutterschutzzeiten vor dem 1. Januar 2002 gilt Satz 1 bei ent-
sprechendem Antrag der Versicherten bzw. der Rentenberechtigten sinngemaf fur die
Berechnung ihrer Startgutschriften. 3Am 31. Dezember 2001 Rentenberechtigte mit Mut-
terschutzzeiten vor dem 1. Januar 2002 erhalten auf Antrag einen Zuschlag zu ihrer Be-
sitzstandsrente, der sich ergibt, wenn auf der Grundlage der Entgelte gemaR Satz 1

Buchst. b entsprechend § 34 Versorgungspunkte gutgeschrieben wirden.

'Erhohen sich durch die Neuberechnungen nach § 73 Abs. 1 Satz 3 bis 7 und § 74 Abs.
4 die Startgutschriften in bereits laufenden Betriebsrentenfallen, fuhrt dies zur rickwir-
kenden Erhohung der Rentenleistungen. ?Die Erhdhungsbetrage werden unaufgefordert
unverzinst von der Kasse nachgezahlt; Teilzahlungs-, Nichtzahlungs- und Ruhensrege-

lungen sind zu berilcksichtigen.

§79
Ubergangsregelungen zu §§ 15 bis 15h

'Fir die zwischen dem 1. Januar 2002 und dem 11. Dezember 2018 ausgeschiedenen
Mitglieder gelten die §§ 15 bis 15h in der Fassung der 17. Satzungsanderung vom 11.
Dezember 2018 mit nachfolgenden Besonderheiten:
a) '§ 15a Abs. 4 gilt mit der MaRBgabe, dass der zum Zeitpunkt des Ausscheidens nach
der Deckungsrickstellungverordnung mafdgebliche Rechnungszins zu berticksich-
tigen ist.
b) 'Wird der finanzielle Ausgleich durch Zahlung von Betragen nach dem Erstattungs-
modell gemaR § 15 Abs. 2 durch das ausgeschiedene Mitglied gewahlt, gilt § 15e
mit folgenden Mafl3gaben:
aa) 'Der Erstattungszeitraum beginnt erst mit Zugang der Mitteilung der Kasse (ber
die Hohe des Ausgleichsbetrags und der auf den maximalen Erstattungszeit-
raum von 20 Jahren prognostizierten Erstattungsbetrage sowie der prognosti-
zierten Schlusszahlung (Erstattungsgutachten).

bb) 'Die in der Zeit vom Ausscheiden bis zum Ende des Jahres vor der Auslibung
des Wahlrechts bereits erbrachten Aufwendungen der Kasse (§ 15e Abs. 3)
sind als Einmalbetrag dergestalt zu erstatten, dass der Einmalbetrag entweder
mit dem zurlickzuzahlenden Ausgleichsbetrag verrechnet wird, oder, soweit
dies nicht der Fall ist, Giber den gesamten Erstattungszeitraum auf die zu erbrin-
genden Zahlungen gleichmaRig verteilt wird. 2Zur Abgeltung der Verwaltungs-
kosten werden die Aufwendungen nach Satz 1 um 2 v.H. erhoht. 3Die Aufwen-

dungen nach Satz 1 und 2 sind mit dem im jeweiligen Vorjahr in der
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Deckungsriickstellungsverordnung festgelegten Zinssatz zu verzinsen. “Die
Zahlungen sind innerhalb eines Monats nach Zugang der entsprechenden Mit-

teilung der Kasse zu leisten.

Ist zwischen dem 1. Januar 2002 und dem 11. Dezember 2018 nach § 15c Satz 2 oder
§ 15f Satz 2 eine Zuordnung von Anspruchen und Anwartschaften erfolgt, gilt nur Abs.
1 Buchst. a entsprechend.

Erfolgte zwischen dem 1. Januar 2002 und dem 11. Dezember 2018 ein Wechsel vom
Abrechnungsverband | in den Abrechnungsverband Il nach § 55 Abs. 1 a Satz 2, gilt

Abs. 1 entsprechend.

§ 80
In Kraft-Treten

'Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2001 an die Stelle der bisher geltenden
Satzung. 2Zum gleichen Zeitpunkt treten die hierzu erlassenen Durchfiihrungs- und
Ubergangsvorschriften auRer Kraft. *Im Ubrigen gilt das zum 31. Dezember 2000 gel-

tende Satzungsrecht als Ubergangsregelung bis zum 31.12.2001 fort.

'Anstelle von § 19 findet bis zum 31. Dezember 2002 § 17 der Satzung in der am 31.
Dezember 2001 maRgebenden Fassung weiterhin Anwendung. 2§ 19 Abs. 2 findet nur

fur nach dem 31. Dezember 2002 begrindete Beschaftigungsverhaltnisse Anwendung.
Soweit bis zum 31. Dezember 2002 zusatzversorgungspflichtiges Entgelt entsprechend

§ 62 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 malRgebenden Fassung gemeldet wird,

hat es dabei sein Bewenden.
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Siebter Teil: Anlagen

Anlage zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der Satzung der ZVK fiir die Gemeinden und Ge-

meindeverbdnde in Wiesbaden

Im Folgenden werden die Rechnungsgrundlagen fir die Ermittlung des Ausgleichsbetrags nach § 15a
bzw. des Nachfinanzierungsbeitrags nach § 59a konkretisiert. Des weiteren werden die Barwertfakto-
ren, die der Bestimmung des Ausgleichsbetrages nach § 15 a zugrunde liegen, sowie die Ermittlung
des einmaligen (§ 59b) und ratierlichen (§ 59e) Nachfinanzierungsbeitrages und die nachtragliche Neu-
berechnung (§ 59f) aus versicherungsmathematischer Sicht formelmaRig beschrieben:

Berechnungsparameter

a) Biometrie

Als biometrische Rechnungsgrundlagen werden die Richttafeln 2018 G von Klaus Heubeck

mit folgenden Modifikationen' verwendet:

e Altersverschiebung 10 Jahre, d. h. flrr jeden Geburtsjahrgang werden die rechnungsma-
Rigen Ausscheidewahrscheinlichkeiten des 10 Jahre spater geborenen Jahrgangs unter-
stellt.

e Es werden 60 v. H. der rechnungsmaRigen Invalidisierungswahrscheinlichkeiten (fir die
Anwartschaften auf Erwerbsminderungsrente) angesetzt.

b) Renteneintrittsalter

Es wird unterstellt, dass mit Vollendung des 65. Lebensjahres der Anspruch auf Zahlung einer
Altersrente entsteht (Renteneintrittsalter).

Bei Versicherten, die zum Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft das Renteneintrittsal-
ter bereits erreicht haben, aber noch keine Altersrente beziehen (technische Rentner), wird
unterstellt, dass sie mit Erreichen des nachsten Lebensjahres Altersrente in Anspruch neh-
men.

c) Rechnungszins
Die Bestimmung der Barwertfaktoren erfolgt unter Zugrundelegung des in der jeweiligen Fas-
sung der Deckungsriickstellungsverordnung festgelegten Zinssatzes?.

d) Rentenanpassung
Die jahrliche Anpassung der laufenden Leistungen um 1 v. H. gemaf § 37 wird im Rahmen
der Ermittlung der Barwertfaktoren mit berlicksichtigt (durch einen sog. "Ersatzzins"?).

e) Vorzeitiger Eintritt des Versicherungsfalls
Vor Erreichen des Renteneintrittsalters werden bei der Barwertermittlung als vorzeitige Ver-
sicherungsfalle nur Erwerbsminderung bzw. Tod (Hinterbliebenenrente) beriicksichtigt.

f)  Anwartschaft auf Erwerbsminderungsrente

In den biometrischen Berechnungsparametern wird im Hinblick auf den Eintritt des vorzeitigen
Versicherungsfalls wegen Erwerbsminderung nicht zwischen teilweiser und voller Erwerbs-
minderung unterschieden. Bei den rechnungsmaRigen Ausscheidewahrscheinlichkeiten wird
in diesem Fall stets der Bezug einer Rente wegen voller Erwerbsminderung unterstellt.

g) Anwartschaften auf Witwen-/Witwerrente

Anwartschaften auf Witwen-/Witwerrente werden in Abhangigkeit vom Geburtsjahrgang der
Versicherten und Leistungsempfanger in Héhe von 55 v. H. (Geburtsjahrgédnge ab 1962) bzw.
60 v. H. (Geburtsjahrgange bis 1961) berucksichtigt.

h) Anwartschaft auf Waisenrente

Die Anwartschaft auf Waisenrente wird durch einen pauschalen Zuschlag in Héhe von 5 v. H.
auf die zukunftig erwarteten Witwen-/Witwerrentenanwartschaften fur diejenigen Versicherten

1 Die Modifikation der Invalidisierungswahrscheinlichkeiten findet auf Basis der aus den Basistafeln erzeugten Tafeln fir
jeden einzelnen Jahrgang (Generationstafeln) statt. Weitere Modifikationen, um die Konsistenzgleichungen wiederherzu-
stellen, finden nicht statt.

2 Zur rein technischen Berticksichtigung der laufenden Rentendynamik von 1,0 % zum 1.7. werden die nachfolgenden For-

meln unter Ansatz eines ,Ersatzzinses” i’ = i:g — 1 fiur die Zeit wahrend des Rentenbezugs angewendet.

Dabei ist i der in der Deckungsriickstellungsverordnung festgelegte Zinssatz.
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und Leistungsempfanger berlicksichtigt, die zum Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft
noch nicht das Renteneintrittsalter (Vollendung des 65. Lebensjahres) erreicht haben.

i) Laufende Leistungen an Waisen

Bei laufenden Leistungen an Waisen wird unterstellt, dass
e die Leistung fiir noch nicht volljahrige Waisen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres,

e die Leistung fiir 18-jahrige und altere Waisen noch fir ein weiteres Jahr, maximal bis zum
25. Lebensjahr, gezahlt wird.

i) Versicherungsmathematische Kiirzungen

Die geburtsjahrabhangige Anhebung der Regelaltersgrenzen als auch der Altersgrenzen fir
die vorzeitige Inanspruchnahme von Leistungen (RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz) wird
bei der Bewertung durch Ansatz modifizierter Kirzungsfaktoren bertcksichtigt. Vereinfachend
werden dabei fur Geburtsjahrgdnge bis 1952 (unterstellte Regelaltersgrenze: 65 Jahre), fir
Geburtsjahrgange von 1953 bis 1961 (unterstellte Regelaltersgrenze: 66 Jahre) und fur Ge-
burtsjahrgange ab 1962 (unterstellte Regelaltersgrenze: 67 Jahre) jeweils einheitliche Kiir-
zungsfaktoren verwendet:

Alter x bei Eintritt Geburtsjahrgdnge  Geburtsjahrgange  Geburtsjahrgange

des Versorgungs- bis 1952 von 1953 bis 1961 ab 1962

falls
x <60 10,8 % 10,8 % 10,8 %
x =61 7,2 % 10,8 % 10,8 %
x =62 3,6 % 7,2 % 10,8 %
x =63 0,0 % 3,6 % 7,2 %
X = 64 0,0 % 0,0 % 3,6 %
x = 65 0,0 % 3,6 % 7,2 %

x bezeichnet dabei das versicherungsmathematische Alter.

Formeln fiir Barwertfaktoren

Unter Verwendung der standardmafigen versicherungsmathematischen Notation (vgl. Textband
zu den Richttafeln 2018 G von Klaus Heubeck) ergibt sich die Herleitung der Barwertfaktoren aus
den nachfolgenden formelmafRigen Darstellungen.

Die Darstellung der Formeln erfolgt fir mannliche Versicherte. Die entsprechende Formel fir weib-
liche Versicherte erhalt man durch Ersetzen von x durch y und umgekehrt.

a) Anwarter

Die Anwartschaft auf Altersrente zur Regelaltersgrenze Rgpegeiaitersgrenze it Nnormiert auf eine
Jahresrente vom Betrag 1.

x sei das versicherungstechnische Alter des Versicherten am Bilanzstichtag

bzw. |Rente bei Erwerbsminderung3 R, ;:
Rx+j R65 = RRegelaltersgrenze ' (1 - KﬁrzungSfaktorGeburtsjahrﬁ5)

Rx+j = RRegelaltersgrenze ) (1 - KurzungSfaktorGeburtsjahr,x+j)

R¢s |seifur x +j = 65 die Hohe der Altersrente R¢s bzw. die Hohe der im Alter x 4+ j maRgebenden

wartschaft:

W = Ros. {55 %, fiir Geburtsjahrgange ab 1962 } ) {(1 + 5 %), firx < 65}
X+ 7 "X+ 160 %, fiir Geburtsjahrginge bis 1961 1 ,  firx > 65

W,.j |seidie im Alter x + j aus der Rentenanwartschaft R, ; abgeleitete Witwen-/Witwerrentenan-

3 ohne Beriicksichtigung von Zurechnungszeiten
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Dann ergibt sich der Barwertfaktor BWF, flr einen x-jahrigen Anwarter aus der Formel:
64—x

1 i 12
BWEF, = Da z (Rx+j DL+ Wyyj 'Dﬂ/j) + Dgs * (Res - ( )ags + Wes - ags )
X n
j=0

b) Laufende Renten an Versicherte

Mit R, als Jahresrente vom Betrag 1 an einen Versicherten des Alters x und W, als der daraus
abgeleiteten Anwartschaft auf Hinterbliebenenrente ergibt sich

o flr Empfanger einer Rente wegen Erwerbsminderung

BWE, = R, - “Pal + W, - al¥
o fUr Empfanger einer Altersrente

BWE, =R, - Pal + W, - a7

0, . . . 0 .
mit W, = R, - {55 %, fiir Geburtsjahrgange ab 1962 } _ {(1 + 5 %), firx < 65}_

60 %, fiir Geburtsjahrgange bis 1961 1 , flirx > 65

c) Laufende Renten an Hinterbliebene
Mit R, als Jahresrente vom Betrag 1 an einen Hinterbliebenen des Alters x ergibt sich

o flr Empfanger einer Witwen-/Witwerrente

BWE, =R, - ®®qv
o flr Empfanger einer Waisenrente des Alters x< 18
1—pl8—x
1-v

BWFX=Rx-max{ ;1}mitv=;,,

1+i

Die Barwertfaktorentabelle ist im Mitgliederbereich der Kasse einsehbar. Auf Verlangen stellt die
Kasse dem ausgeschiedenen Mitglied einen Zugang zu den Heubeck-Richttafeln 2018 G zur Ver-
fugung. Auf Verlangen stellt die Kasse dem ausgeschiedenen Mitglied einen Zugang zum Textband zu
den Richttafeln 2018 G von Klaus Heubeck zur Verfigung.

Berechnungsmethode (Anwendung der Barwertfaktoren zur Bestimmung des Barwerts)

Aus den Barwertfaktoren BWF, lassen sich die jeweiligen Barwerte nach den folgenden Formeln
bestimmen:

a) Anwarter

Barwert = BWEF, - 12+ monatliche Anwartschaft zur Regelaltersgrenze (in €)

b) Leistungsempfanger
Barwert = BWE, - 12 - monatlicher Anspruch (in €)

Nachfinanzierungsbeitrag und Neuberechnung gemaR §§ 59b, 59e und 59f bei Ausscheiden
aus dem Abrechnungsverband I

a. Nachfinanzierungsbeitrag als Einmalzahlung nach § 59b

Fir Einmalzahlung nach § 59b Abs. 1 und 2 der Satzung ist fiir die Bestimmung des Nachfinanzierungs-
beitrags der Barwert der Verpflichtungen, die dem ausgeschiedenen Mitglied im Abrechnungsverband
Il zuzurechnen sind (im Folgenden: Einzelverpflichtungsbarwert), und die Summe der Barwerte aller
Verpflichtungen im Abrechnungsverband Il (im Folgenden: Gesamtverpflichtungsbarwert) zu ermitteln.
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Die Berechnung des Einzelverpflichtungsbarwerts als auch die Berechnung des Gesamtverpflichtungs-
barwerts erfolgt jeweils in gleicher Weise und mit identischen Berechnungsparametern wie bei der Er-
mittlung des Ausgleichsbetrags gemall § 15a der Satzung. Eine mallgebliche GroRe fir die Bestim-
mung und Festsetzung des Einmalbetrags nach § 59b ist die Nachfinanzierungsquote.

Sie berechnet sich nach folgender Formel:

Nachfinanzierungsquote = 1— Ausfinanzierungsquote mit

14 :
Ausfinanzierungsquote = ———mit
G*1,02
G Gesamtverpflichtungsbarwert, jedoch ohne Anspriiche und Anwartschaften nach § 59b
Abs. 4
\% anrechenbares Vermdgen des Abrechnungsverbandes I
= VR+R-F mit

VR bilanziell ausgewiesene Verlustriicklage

R bilanziell ausgewiesene versicherungstechnische Rickstellungen, jedoch ohne Ansprii-
che und Anwartschaften nach § 59b Abs. 4
F bilanzieller Fehlbetrag

Die fur die Berechnung der Ausfinanzierungsquote relevanten GréoRen V und G sind jeweils bezogen
auf den Stichtag des letzten Jahresabschlusses vor dem Ausscheiden des Mitglieds zu ermitteln. Sie
werden im versicherungsmathematischen Gutachten mitgeteilt.

Die nach § 59b der Satzung zu leistende Einmalzahlung ist dann der nicht ausfinanzierte Anteil (Nach-
finanzierungsquote) multipliziert mit dem individuellen Einzelverpflichtungsbarwert des ausgeschiede-
nen Mitglieds unter Berlcksichtigung einer Verwaltungskostenpauschale von 2 v. H. als

Einmalzahlung = Nachfinanzierungsquote * Einzelverpflichtungsbarwert * 1,02

Die verwendeten Barwertfaktoren sind auf eine Anwartschaft in Héhe von 1 € bzw. einen Anspruch in
Hohe von 1 € — jeweils auf Jahresbasis — normiert und in einer entsprechenden Barwertfaktorentabelle
im Mitgliedschaftsbereich der Kasse hinterlegt (§ 59b Abs. 2).

b. Ratierliche Nachfinanzierungsbeitrdge nach § 59e

Es seien dazu:
N Anzahl der Jahresraten

i der zum Zeitpunkt des Ausscheidens in der Deckungsriickstellungsverordnung festgelegte
Zinssatz.

E Einmalzahlung nach § 59b der Satzung

Damit ergibt sich fur die jéhrlichen Raten (inkl. der zusétzlichen jahrlichen Verwaltungskostenpau-
schale):

—i

jahrliche Rate = E * 1,02
jahrliche Rate * *((1+i)1‘N—(1+i))
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c. Neuberechnung nach § 59f

Dazu sind in einem iterativen Verfahren jahrliche Fortschreibungswerte (Ft) zu ermitteln. Der Anfangs-
wert entspricht dem Einzelverpflichtungsbarwert nach § 59b der Satzung zum Zeitpunkt der Beendigung
der Mitgliedschaft bzw. der letzten Nachberechnung. Der Vergleichswert entspricht dem Fortschrei-
bungswert zum Zeitpunkt der aktuellen Nachberechnung.

Es seien dazu:

to Jahr der Beendigung der Mitgliedschaft bzw. der letzten Nachberechnung

tn Jahr der aktuellen Nachberechnung

i Rechnungszins nach § 59b Abs. 2 oder ggf. § 59f Abs. 2

Einzelverpflichtungsbarwert nach § 59b zum Zeitpunkt to (Fortschreibungswert zu Beginn)

F, Fortschreibungswert zum Zeitpunkt t

NVt Nettoverzinsung des Jahres t im Abrechnungsverband Il aus der Division der Summe der Er-
trage und Aufwendungen flir das laufende Jahr durch (Kapitalanlagen Jahresanfang + Kapital-
anlagen Jahresende)/2

Rt Rentenzahlung des Jahres t an die auf das Mitglied entfallenden Versicherten

Damit ergibt sich:
1
Ft =Ft_l*(1+NVt)_Rt*(1+NVt)Efurt0 <tStN
sowie
Vergleichswert = Fy,

Fallt der Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft nicht auf einen 31.12., so gilt bei der ersten Nach-
berechnung abweichend hiervon fir F, :

T T
Fry = BW x (1+ NV, )0 = Re, (14 NV, )75,
wobei

BW der Barwert zum Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft

Ry, die auf den Zeitraum zwischen dem Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft und dem
31.12. desselben Jahres entfallenden Rentenzahlungen
T die Anzahl der Tage vom Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft bis zum 31.12. dessel-

ben Jahres, wobei jeder Monat mit 30 Tagen gezahlt wird.

Ist der neu ermittelte Betrag geringer, als der Vergleichswert, hat die Kasse dem ausgeschiedenen
Mitglied den Differenzbetrag zu erstatten; im umgekehrten Fall ist das ausgeschiedene Mitglied ver-
pflichtet, den Differenzbetrag innerhalb eines Monats ab Zugang der Mitteilung an die Kasse zu zahlen.

Im Falle einer Ratenzahlung nach § 59e wird der Differenzbetrag auf die verbleibenden restlichen Raten
umgelegt. Dazu wird die Formel in Abschnitt b mit der Mallgabe angewendet, dass N als die noch
ausstehenden jahrlichen Raten definiert wird und E als der Differenzbetrag. Um die so ermittelten zu-
satzlichen ggf. negativen jahrlichen Raten werden die bis zur Nachberechnung maf3geblichen jahrlichen
Raten erhdht oder vermindert.

Der Nachberechnungszeitraum kann maximal auf 20 Jahre vereinbart werden und darf dabei im Falle
einer Ratenzahlung nach § 59e die Lange des Ratenzahlungszeitraumes nicht tbersteigen. Der Nach-
berechnungszeitraum endet automatisch spatestens, wenn alle auf das ausgeschiedene Mitglied ent-
fallenden Verpflichtungen erloschen sind.
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Anlage zu § 15b (Vermdgensanrechnung) der Satzung der ZVK fiir die Gemeinden und Gemein-

deverbande in Wiesbaden

Berechnungsparameter fiir die Vermégensanrechnung

Die Berechnungsparameter fir den Einzelverpflichtungsbarwert nach § 15b dieser Satzung ent-
sprechen der Anlage 4 Ziff. 3 des ATV-K; mithin werden

a)

b)

als biometrische Rechnungsgrundlagen die Richttafel 1998 von Klaus Heubeck sowie

der Rechnungszins von 3,25 v. H. fir die Anwartschaftsphase und 5,25 v. H. wahrend des
Rentenbezugs ohne Beriicksichtigung kiinftiger Rentenanpassungen zugrunde gelegt und
erganzend dazu

die in der Anlage zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der Satzung der ZVK fiir die Ge-
meinden und Gemeindeverbande in Wiesbaden unter Buchstaben b, e bis j der genannten
Berechnungsparameter des Ausgleichs-/Finanzierungsbetrags verwendet.

Fir den Gesamtverpflichtungsbarwert gelten die Berechnungsparameter des Einzelverpflich-
tungsbarwerts entsprechend.

Formeln fiir Barwertfaktoren und Berechnungsmethode

Die Formeln zur Bestimmung der Barwertfaktoren sowie die Berechnungsmethode (Anwendung der
Barwertfaktoren zur Bestimmung des Barwerts) entsprechen denen der Anlage zu §§ 15a bzw. 59a,
59b, 59e und 59f der Satzung der ZVK fir die Gemeinden und Gemeindeverbande in Wiesbaden

Anrechenbares Vermogen

Das anrechenbare Vermdgen zum jeweiligen Bilanzstichtag ist die Differenz zwischen der Hohe
des Kassenvermdgens gemal § 53 auf Grundlage des zu diesem Stichtag vom Verwaltungs-
ausschuss festgestellten Jahresabschlusses (§ 6 Abs. 1 Buchst. d) und dem nicht anrechenba-
ren Vermdgen.

Gutachten

Das nicht anrechenbare Vermodgen ist die Summe aus den folgenden zu diesem Stichtag fest-
gestellten Vermdgenspositionen:

a)

b)

Vermdgen aus Zusatzbeitragen: Dies ist der gemal § 64 Absatz 2 der Kassensatzung
gebildete Kapitalstock.

Vermoégen aus Ausgleichsbetragen, Uberleitungen und den bis 31. Dezember 1977 ent-
richteten Beitragen: Hierfur wird jeweils die Summe der bisher ermittelten Betrage ange-
setzt. Die Betrage des Vermogens nach Satz 1 werden jahrlich seit Zahlungszeitpunkt um
2,75 v. H. des urspriinglich erhaltenen Betrages reduziert. Dieser Prozentsatz ermittelt sich
als 1 dividiert durch die Restlebenserwartung, die auf Basis des Kassenbestands ermittelt
wird. Als Zahlungszeitpunkt wird das jeweilige Ende des Kalenderjahres, flir den der jewei-
lige Betrag ermittelt wurde, angenommen.

Der Gesamtverpflichtungsbarwert des Abrechnungsverbands | wird jahrlich vom Verantwortlichen Ak-
tuar in einem separaten Gutachten ermittelt. In diesem Gutachten sind auch die Werte fiur das anre-
chenbare und nicht anrechenbare Vermogen aufgelistet. Eine Kopie dieses Gutachtens kann vom aus-
scheidenden Mitglied bei der Kasse

in Textform angefordert werden.

Die Richttafeln 1998 von Klaus Heubeck sind im Mitgliederbereich der Kasse einsehbar.
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Anlage zu § 15e Erstattungsmodell (mit Schlusszahlung) der Satzung der ZVK fiir die Gemein-
den und Gemeindeverbédnde in Wiesbaden

Berechnungsgrundsatze fiir prognostizierte Erstattungsbetrage (jahrlich prognostizierte Auf-
wendungen)

Die - dem ausgeschiedenen Mitglied zuzurechnenden - erwarteten (prognostizierten) Rentenleistungen
im Erstattungszeitraum werden durch eine Fortschreibung der Verpflichtungen ermittelt:

Im Folgenden wird die Fortschreibung der Verpflichtungen geman § 15e aus versicherungsmathemati-
scher Sicht formelmafig beschrieben. Unter Verwendung der standardmaRigen versicherungsmathe-
matischen Notation (vgl. Textband zu den Richttafeln 2018 G von Klaus Heubeck) ergibt sich die Her-
leitung der Fortschreibung aus den nachfolgenden formelmaRigen Darstellungen.

Fur die Prognose wird der vorhandene Personenbestand in vier Teilbestande zerlegt: Versorgungsan-
warter, Leistungsempfanger, Witwen/-r und Waisen. Diese vier Teilbestdnde werden mit folgendem ite-
rativen Verfahren fortgeschrieben. Zur Berechnung werden die Verpflichtungen der Teilbestadnde nur
noch in Bezug auf das Geschlecht und Geburtsjahr unterschieden (aggregierter Bestand).

Dabei bezeichnet x das versicherungsmathematische Alter der jeweiligen Person, y das versicherungs-
mathematische Alter einer Witwe einer verstorbenen Person des Alters x und n das Jahr der Fortschrei-
bung (Prognosejahr).

Es sei Jahr das Beginnjahr der Prognose und R£%, RR | RY., R¥ 4! die jeweiligen jahrlichen Rentensum-
men einer Person des jeweiligen Bestandes. VP seien die Versorgungspunkte eines Anwarters. Die
Darstellung der Formeln erfolgt fir mannliche Versicherte. Die entsprechende Formel fiir weibliche Ver-
sicherte erhalt man durch Ersetzen von x durch y und umgekehrt. Die Kiirzungsfaktoren entsprechen
den versicherungsmathematisch erforderlichen Rentenabschlagen wegen Renteneintritts geman der
Anlage zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59¢e und 59f der Satzung der ZVK fur die Gemeinden und Gemeinde-
verbande in Wiesbaden.

a) Versorgungsanwarter
RAMw  _ panw {(1 —q% —i,) firx< 64}
x+1,n+1 x,n 0 fur x > 64

mit:
R{™ = VP 4€ x 12, falls n = Jahr
b) Leistungsempfanger
Die Alters- bzw. Invalidenrenten im Jahr n + 1 der Personen des Alters x + 1 ergeben sich als

Summe der unter 1) bis 2) aufgeflihrten Renten.

1. Bestehende Leistungsempfanger

1-4b) x< 65}

R§+1,n+1 = RJ};,n * (14 1%) {(1 —qk) sonst

mit:
RE, = Jahresrente , falls n = Jahr

2. Neurenten

R —pAnw -
Rx+1,n+1_Rx,n * KurzungSfaktorceburtsjahr,x+1 * f

mit
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x (1—0,5*q,ic)
(1-0,5+qL)

J I, * _O-a) fiir x < 64 (Invalidenrenten)l
0 firx > 64 J

Ll — @y =iy * (1 - M) fiir x = 64 (Altersrenten)

c) Witwen/-r
Die Witwen-/Witwerrenten im Jahr n 4+ 1 der Personen des Alters x + 1 ergeben sich als
Summe der unter 1) bis 3) aufgeflhrten Renten.

1. Bestehende Witwen-/Witwerrenten

R¥iin+1 = Rin x (1 +1%) * (1 — q5)

mit:
RY, = Jahresrente , falls n = Jahr

2. Witwen-/Witwerrenten von Versorgungsanwartern

RW — paAnw . {55 %, fir Geburtsjahrgange ab 1962 } _{(1 + 5 %), firx < 64}
y+intl = 2xn 760 %, fiir Geburtsjahrgéinge bis 1961 1 , firx = 64
* KﬁrzungsfaktorGeburtsjahr,x+1 * f

mit

— aa : b * (l—qV)
f= (qx +i,*0,5* (1_0’5*(1;5)) h, * os-al)

3. Witwen-/Witwerrenten von Leistungsempfangern

55 %, fiir Geburtsjahrgange ab 1962 } {(1 + 5 %), fiir x <|64

w — RR 0, .
Ry+iner = Rn * (1 +1%) = {60 %, fiir Geburtsjahrginge bis 1961 1 , fiir x >|64
* KﬁrzungsfaktorGeburtsjahr,x+1 * f

mit
Feh (1-qy) *{q;; fiirx<64}
T (1-05+qy) lgr fiirx>64
d) Waisen
RWai  _ {R,Z'{,fl’ *(L+1%) firx <= 18}
x+1,n+1 0 const
mit:

R?_’,‘fi = Jahresrente , falls n = Jahr

Auf Verlangen stellt die Kasse dem ausgeschiedenen Mitglied einen Zugang zum Textband zu den
Richttafeln 2018 G von Klaus Heubeck zur Verfligung.

Berechnungsgrundsatze fiir prognostizierte Schlusszahlung (prognostizierter Ausgleichsbe-
trag zum Ende des Erstattungszeitraums)

Die voraussichtliche Hohe des Barwerts zum Ende des Erstattungszeitraums wird als Barwert der durch
versicherungsmathematische Fortschreibung zum Ende des Erstattungszeitraums der Verpflichtungen
des Personenbestandes zum Ausgangsstichtag bestimmt.

Fir die Fortschreibung der Verpflichtungen gelten die Ausfiihrungen unter der Uberschrift "Berech-
nungsgrundsatze fiir prognostizierte Erstattungsbetrage" entsprechend.
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Die Berechnung der prognostizierten Schlusszahlung erfolgt auf Basis der Formeln fiir Barwertfaktoren
und der Berechnungsmethode gemal’ der Anlage zu den §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der Sat-
zung der ZVK fir die Gemeinden und Gemeindeverbande in Wiesbaden.

Berechnungsparameter’

Die Verpflichtungen des Bestands sind zur Ermittlung der Zahlbetrdge nach dem Erstattungsmodell
fortzuschreiben. Die nachfolgenden Berechnungsparameter werden angewendet, um

e die Verpflichtungen des Bestands des Mitglieds prognostiziert fortzuschreiben,

o die prognostizierten jahrlichen Erstattungsbetréage, gem. § 15e Abs. 2 und

e den prognostizierten Ausgleichsbetrag zum Ende des Erstattungszeitraums (prognostizierte
Schlusszahlung) gem. § 15e Abs. 2

zu ermitteln:
a) Rechnungszins

Der Rechnungszins wird nur fur die prognostizierte Schlusszahlung und die Aufwendungen der
Kasse nach § 79 Abs. 1 Buchst. b Doppelbuchst. bb i. V. m. § 15e Abs. 3 Buchst. ¢ der Kassen-
satzung bengtigt.

Der Zinssatz entspricht dem in der jeweiligen Fassung der Deckungsrickstellungsverordnung
festgelegten Zinssatz?.

b) Im Ubrigen finden die Berechnungsparameter der Anlage zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der
Satzung der ZVK fiir die Gemeinden und Gemeindeverbande in Wiesbaden in Bezug auf die Buchsta-
ben a bis b und d bis j entsprechende Anwendung.

Beriicksichtigung der Bestandsentwicklung bei der Schlusszahlung nach § 15e Abs. 4 der Kas-
sensatzung

Grundlage der Ermittlung des Ausgleichsbetrags zum Ende des Erstattungszeitraums (Schlusszahlung)
sind die dem Mitglied zuzurechnenden Verpflichtungen gemaf § 15 Abs. 1 der Kassensatzung zum
Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft (Datenbestand), die auf der Basis aktuell eingetretener
Entwicklungen zum Ende des Erstattungszeitraums aktualisiert werden.

Dabei werden berticksichtigt

a) alle dem Mitglied noch zuzuordnende Verpflichtungen gem. § 15a Abs. 2 Satz 1 Buchst. a der
Kassensatzung,

b) unverfallbare Verpflichtungen gem. § 15a Abs. 2 Satz 1 Buchst. b der Kassensatzung,

c) Korrekturen von Rentenhéhen und Versorgungspunkten, die riickwirkend zum Ausscheiden
wirksam werden,

d) Anderungen in der Leistungshohe (z. B. aufgrund von Nachmeldungen von Uberleitungen und
Mutterschutzzeiten),

e) planmaBige Rentenerhéhungen nach § 37 der Kassensatzung,

f) Anderungen des Versichertenstatus und

g) alle hinzukommende Hinterbliebene.

Die in der Zwischenzeit verst_prbenen Rentner und Anwarter werden aus dem Datensatz entfernt.
Nicht bertcksichtigt werden Uberleitungsfalle vor dem Ausscheiden.

1 Berechnungsparameter zur Fortschreibung des Bestandes des Mitglieds, zur Berechnung der (prognostizierten / tatsachlichen)
Erstattungsbetrage und der prognostizierten Schlusszahlung

2 Der Zinssatz fur die Barwertfaktoren fiir die prognostizierte Schlusszahlung wird folgendermafien modifiziert: Zur rein techni-
schen Bertcksichtigung der laufenden Rentendynamik von 1 v. H. zum 1.7. werden die Formeln unter Ansatz eines ,Ersatz-

zinses" i’ = % — 1 fur die Zeit wahrend des Rentenbezugs angewendet. Dabei ist i der in der Deckungsrickstellungsver-

ordnung festgelegte Zinssatz.
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Anderungsregister

1.

10

11

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

Anderung vom 08.10. und
02.12.2003

. Anderung vom 25.03.2004

. Anderung vom 20.09.2004

. Anderung vom 07.12.2005

. Anderung vom 24.11.2006

. Anderung vom 11.12.2007

. Anderung vom 16.12.2008

. Anderung vom 04.08.2009

. Anderung vom 02.04.2010

. Anderung vom 07.12.2011

. Anderung vom 10.10.2013

Anderung vom 09.12.2014

Anderung vom 09.12.2015

Anderung vom 28.09.2016

Anderung vom 29.11.2016

Anderung vom 19.07.2017

Anderung vom 11.12.2018

Anderung vom 16.10.2019

StAnz. Hessen
StAnz. Rheinland Pfalz

StAnz. Hessen
StAnz. Rheinland Pfalz

StAnz. Hessen
StAnz. Rheinland Pfalz

StAnz. Hessen
StAnz. Rheinland Pfalz

StAnz. Hessen
StAnz Rheinland Pfalz

StAnz. Hessen

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

2004/1352
2004/397

2004/2612
2004/27

2005/439
2005/44

2006/417
2006/221

2007/217
2007/ 87

2008/508

2009/446 f
2009/273 f

2009/2040

2010/1398
2010/643

2012/173
2012/123

2013/1469
2013/1842

2015/108
2015/137

2016/138
2016/111

2016/1249
2017/66

2017/49
2017/67

2017/867
2017/880

2019/163
2019/164

2019/1279
2019/1288
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19. Anderung vom 10.12.2019

20. Anderung vom 08.12.2020

21. Anderung vom 22.11.2022

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

StAnz Hessen
StAnz Rheinland-Pfalz

2020/ 199
2020/ 108

2020/1336
2020/780

2022/1305
2022/895

111



	§ 1 Zweck und Sitz der Kasse
	§ 2 Rechtsverhältnisse der Kasse
	§ 3 Verwaltung und Vertretung der Kasse
	§ 4 Verwaltungsausschuss
	§ 4a Übergangsregelungen zu § 4 Abs. 2
	§ 5 Verfahren des Verwaltungsausschusses
	§ 6 Aufgaben des Verwaltungsausschusses
	§ 7 Aufgaben des Verantwortlichen Aktuars
	§ 8 Aufsichtsbehörde
	§ 9 Geschäftsjahr, Wirtschaftsplan, Rechnungslegung, Jahresabschluss
	§ 10 Auflösung der Kasse
	Abschnitt I: Das Mitgliedsverhältnis
	§ 11 Voraussetzungen der Mitgliedschaft
	§ 12 Fortsetzung von Mitgliedschaften
	§ 13 Erwerb, Inhalt und Pflichten der Mitgliedschaft
	§ 14 Beendigung der Mitgliedschaft sowie Ausgliederung und ihre Rechtsfolgen
	§ 15 Finanzieller Ausgleich bei Ausscheiden aus dem Abrechnungsverband I
	§ 15a Ausgleichsbetrag
	§ 15b Vermögensanrechnung
	§ 15c Zuordnung von Ansprüchen und Anwartschaften
	§ 15d Berücksichtigung von Personalübertragungen
	§ 15e Erstattungsmodell (mit Schlusszahlung)
	§ 15f Finanzieller Ausgleich bei Ausgliederung (Teilausgleichsbetrag)
	§ 15g Insolvenzsicherung
	§ 15h Kosten

	Abschnitt II:  Voraussetzungen und Inhalt der Versicherungsverhältnisse
	§ 16 Arten der Versicherungsverhältnisse

	1. Die Pflichtversicherung
	§ 17 Begründung der Pflichtversicherung
	§ 18 Versicherungspflicht
	§ 19 Ausnahmen von der Versicherungspflicht
	§ 20 Ende der Versicherungspflicht
	§ 21 Beitragsfreie Pflichtversicherung
	§ 22 Ausbildungsverhältnisse
	§ 22a Sondervorschriften für Mitglieder eines Parlaments

	2. Die freiwillige Versicherung
	§ 23 Freiwillige Versicherung
	§ 24 (gestrichen)
	§ 25 (gestrichen)
	§ 26 (gestrichen)

	3. Überleitung
	§ 27 Abschluss von Überleitungsabkommen
	§ 28 Einzelüberleitungen
	§ 29 Gruppenüberleitung und Kassenwechsel des Arbeitgebers

	Abschnitt I:  Betriebsrenten
	§ 30 Rentenarten
	§ 31 Versicherungsfall und Rentenbeginn
	§ 32 Wartezeit
	§ 33 Höhe der Betriebsrente
	§ 34 Versorgungspunkte
	§ 34a Sonderregelung zur Berücksichtigung von Altersvorsorgezulagen in der
	§ 35 Soziale Komponenten
	§ 36 Betriebsrente für Hinterbliebene
	§ 37 Anpassung der Betriebsrenten
	§ 38 Neuberechnung
	§ 39 Nichtzahlung und Ruhen
	§ 40 Erlöschen
	§ 41 Abfindungen
	§ 42 Rückzahlung und Beitragserstattung
	§ 43 Sonderregelung für Beschäftigte, die in der  gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind
	§ 44 Eheversorgungsausgleich

	Abschnitt II:  Verfahrensvorschriften
	§ 45 Leistungsantrag
	§ 46 Entscheidung und Gerichtsstand
	§ 47 Auszahlung
	§ 48 Pflichten der Versicherten und Betriebsrentenberechtigten
	§ 49 Abtretung von Ersatzansprüchen
	§ 50 Abtretung und Verpfändung
	§ 51 Versicherungsnachweise
	§ 52 Ausschlussfristen

	Abschnitt I:  Allgemeines
	§ 53 Kassenvermögen
	§ 53a  Kalkulation der Umlagen und Beiträge
	§ 54 Vermögensanlage
	§ 55 Getrennte Verwaltung
	§ 56 Versicherungstechnische Rückstellungen
	§ 57 Verlustrücklage
	§ 58 Rückstellung für Überschussbeteiligung
	§ 59 Deckung von Fehlbeträgen
	§ 59a Nachfinanzierungsbeitrag bei Ausscheiden aus dem Abrechnungsverband II
	§ 59b  Nachfinanzierungsbeitrag als Einmalzahlung
	§ 59c Zuordnung von Ansprüchen und Anwartschaften
	§ 59d  Berücksichtigung von Personalübertragungen
	§ 59e  Ratierliche Nachfinanzierungsbeiträge
	§ 59f  Nachträgliche Neuberechnung
	§ 59g  Anteiliger Nachfinanzierungsbeitrag bei Ausgliederung
	§ 59h  Insolvenzsicherung
	§ 59i  Kosten

	Abschnitt II:  Pflichtversicherung
	§ 60 Ermittlung und Deckung des Finanzbedarfs im Abrechnungsverband I
	§ 60a Ermittlung und Deckung des Finanzbedarfs im Abrechnungsverband II
	§ 61 Aufwendungen für die Pflichtversicherung
	§ 62 Umlagen/Pflichtbeiträge
	§ 63 Sanierungsgeld
	§ 64 Zusatzbeiträge
	§ 65 Fälligkeit von Beiträgen, Umlagen und Sanierungsgeldern
	§ 66 Überschussverteilung

	Abschnitt III:  Freiwillige Versicherung
	§ 67 Beiträge
	§ 68 Überschussverteilung

	Abschnitt I: Übergangsregelungen für Rentenberechtigte
	§ 69 Am 31. Dezember 2001 Versorgungsrentenberechtigte
	§ 70 Am 31. Dezember 2001 Versicherungsrentenberechtigte
	§ 71 Versicherte mit Rentenbeginn am 1. Januar 2002

	Abschnitt II:  Übergangsvorschriften für Anwartschaften der Versicherten
	§ 72 Grundsätze
	§ 73 Höhe der Anwartschaften  für am 31. Dezember 2001 schon und  am 1. Januar 2002 noch Pflichtversicherte
	§ 74 Höhe der Anwartschaften  für am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte

	Abschnitt III:  Sonstiges
	§ 75 Sterbegeld
	§ 76 Übergangsregelung für Beschäftigte oberhalb der Vergütungsgruppe I BAT
	§ 77 Ausnahmen von der Versicherungspflicht für höher versicherte Beschäftigte
	§ 78 Übergangsregelungen
	§ 79 Übergangsregelungen zu §§ 15 bis 15h
	§ 80 In Kraft-Treten
	Anlage zu §§ 15a bzw. 59a, 59b, 59e und 59f der Satzung der ZVK für die Gemeinden und Gemeindeverbände in Wiesbaden
	Anlage zu § 15b (Vermögensanrechnung) der Satzung der ZVK für die Gemeinden und Gemeindeverbände in Wiesbaden
	Anlage zu § 15e Erstattungsmodell (mit Schlusszahlung) der Satzung der ZVK für die Gemeinden und Gemeindeverbände in Wiesbaden


